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Liebe Leserinnen und Leser,

die Wohnungsmärkte in Deutschland sind unterschiedlich aufgestellt. Die überwiegende An-
zahl der Regionen muss sich mit einer Wohnungsmarktanspannung auseinandersetzen. Ein 
Teil der Regionen steht indes einem Rückgang der Wohnungsnach frage gegenüber.

Schwerpunkt des Wohnungsneubaus sind die Großstädte und ihr Umland. Binnen zehn Jahren 
hat sich die Zahl der pro Jahr fertiggestellten Wohnungen in Deutschland verdoppelt – auf 
zuletzt 293.000 Wohn ungen. Die Städte und Gemeinden stellen sich erfolgreich der Heraus-
forderung, mehr Wohnraum zu schaffen. Sie weisen neue Bauflächen aus, schaffen Baurecht, 
nehmen Vorkaufsrechte wahr, realisieren über ihre Wohnungsunternehmen selbst Bauvorha-
ben oder schließen städtebauliche Verträge, die Vorgaben zu Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen enthalten. Auch der hohe Bauüberhang von 740.000 Wohnungen zum Ende des Jahres 
2019 weist darauf hin, dass die kommunalen Anstrengungen für mehr Baugenehmigungen 
ihre Früchte tragen. Gleichwohl bleibt die Wohnungsmarktsituation in den wirtschaftsstarken 
Regionen weiterhin angespannt.

Während in den Wachstumsregionen Wohnraum aufgrund der hohen Nachfrage knapp ist, 
steht in strukturschwachen, überwiegend ländlichen Gegenden inzwischen mehr als jede 
zehnte Wohnung leer – vor allem in Mehrfamilienhäusern. Tendenz steigend. Hier müssen vor 
allem wirtschaftliche und infrastrukturelle Anreize dazu beitragen, die Bevölkerung in der Re-
gion zu halten sowie Zuzüge von Haushalten und Ansiedlungen von Unternehmen zu fördern. 
Dies ist auch das erklärte Ziel der Politik zur Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse. 

Auch das Jahr 2021 wird stark von der Corona-Pandemie und den daraus resultierenden wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Einschränkungen geprägt sein. Entscheidend für die zu-
künftige Entwicklung der Märkte wird sein, wie gut die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie 
abgefedert werden können. Die hohe Wohnungsnachfrage in den Wachstumsregionen dürfte 
jedoch auch im Jahr 2021 die Mieten und die Preise für Bauland, Häuser und Wohnungen wei-
ter bestimmen. Wohnimmobilien gelten angesichts von Niedrigzinsen nach wie vor als sichere 
Anlageform, die durch das Baukindergeld zusätzlich gestärkt wurde. Gelingt die Politik zur 
Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse, werden wir mittelfristig auch ein Anziehen der 
Wohnungs- und Immobiliennachfrage in bislang strukturschwächeren Räumen sehen. 
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Dr. Markus Eltges 
Leiter des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)

In diesen bewegten Zeiten ist eine bundesweite, vielschichtige und regional differenzierte 
Wohnungs- und Immobilienmarktbeobachtung wichtig, um Probleme und Veränderungen 
frühzeitig zu erkennen und die Grundlagen für politische und planerische Entscheidungen 
zu schaffen. Sie finden dafür in dem Bericht zahlreiche Fakten und eine umfassende Einord-
nung der Entwicklungen – unter anderem zum Wohnungsangebot, zur Wohnungsnachfrage, 
zu Immobilienpreisen und Mieten, Immobilientransaktionen und zur sozialen Sicherung des 
Wohnens. 

Ich wünsche Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre.
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Auf einen Blick

Wohnungs- und Immobilienmärkte 
zwischen Wachstum und Schrumpfung

Die Wohnungs- und Immobilienmärkte 
sind regional unterschiedlich aufgestellt. Die 
überwiegende Anzahl der Regionen muss 
sich mit einer Wohnungsmarktanspannung 
auseinandersetzen. Andere Regionen sind 
von einem Rückgang der Wohnungsnach-
frage geprägt. Während die Großstädte und 
Umlandgemeinden wachsen, schrumpfen 
viele kleine und mittelgroße Kommunen in 
ländlich geprägten strukturschwachen Ge-
genden. Binnen- und Außenwanderungs-
gewinne sorgen in den Wachstumsräumen 
für Wohnungsengpässe, obwohl die Neu-
bautätigkeit erfreulicherweise stark angezo-
gen hat. Die Preise für Bauland, Häuser und 
Wohnungen sowie die Angebotsmieten stei-
gen hier weiter, in einigen Großstädten mit 
rückläufiger Dynamik. Unterschied liche 
Nutzungsarten – Wohnen, Arbeit, Versor-
gung, Freizeit, Freiraumschutz – konkurrie-
ren zunehmend um knapper werdende Flä-
chen in den Städten.

Umzüge ins Umland haben 
zugenommen

Da trotz des dynamischen Wohnungsbaus 
Wohnungen in den prosperierenden Groß-
städten knapp sind, weichen Wohnungs-
suchende zunehmend ins Umland aus – 
besonders Haushalte zwischen 30 und 
45 Jahren. Umzüge innerhalb der Wachs-
tumsstädte sind schwieriger geworden, da 
viele Interessenten um Wohnraum konkur-
rieren und Umzüge in vergleichbare Woh-
nungen in der Regel mit höheren Neuver-
tragsmieten oder Kaufpreisen verbunden 
sind. 

Abwanderungen aus struktur-
schwachen Regionen sorgen für mehr 
Wohnungsleerstände 

Nach BBSR-Berechnungen standen im Jahr 
2018 schätzungsweise 1,7 Mio. Wohnungen 
in Deutschland leer. Das entspricht 4,2 % 
des Wohnungsbestands. Zum Vergleich: Im 
Jahr 2011 waren es laut Zensus-Erhebung 
1,83 Mio. Wohnungen (4,5 % des Woh-
nungsbestandes). Die Zahl leerstehender 
Wohnungen ist vor allem aufgrund der ho-
hen Zuwanderungszahlen seit 2014 gesun-
ken. Während in den wachsenden Städten 
und Landkreisen nur wenige Wohnun-
gen ungenutzt sind, steigt in Abwande-
rungsregionen der Wohnungsleerstand. In 
Deutschland könnten im Jahr 2030 laut ei-
ner vom BBSR beauftragten Forschungsar-
beit bis zu drei Millionen Wohnungen leer 
stehen, weil vor allem in den Schrump-
fungsregionen die Nachfrage nach Woh-
nungen weiter sinken wird. Das Ausmaß des 
Phänomens hängt entscheidend davon ab, 
inwieweit es gelingt, die Nachfrage in Re-
gionen mit sinkender Bevölkerungszahl in 
den Bestand zu lenken. Wirtschaft und In-
frastruktur müssen in den Abwanderungs-
regionen gestärkt werden, damit weniger 
Menschen fortziehen.

Unterschiedliche Marktsituationen 
in Deutschland und seinen 
Nachbarstaaten 

Auch in den angrenzenden deutschen Nach-
barstaaten steigen die Immobilienpreise vor 
allem in urbanen Räumen. Das Verhältnis 
von Bevölkerungsanstieg und Wohnungs-
baugenehmigungen unterscheidet sich je-  
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doch zwischen den Staaten. Luxemburg er-
reicht als kleinster Staat mit neun geneh-
migten Wohnungen je 1.000 Einwohner die 
höchsten einwohnerbezogenen Neubau-
zahlen, gefolgt von Österreich, Frankreich 
und Polen. Die höchsten Preissteigerungen 
gab es im Zeitraum 2015 bis 2019 in Tsche-
chien, Luxemburg und den Niederlanden. 
Der Anteil der Einwohner, die in selbst ge-
nutztem Eigentum leben, ist in Deutschland 
(51 %) und der Schweiz (42 %) vergleichs-
weise niedrig. In Belgien, den Niederlanden 
und Luxemburg leben dagegen etwa jeweils 
zwei Drittel der Bevölkerung im Eigentum, 
bei den osteuropäischen Nachbarn Polen 
und Tschechien vier Fünftel. 

Regionale Unterschiede beim 
Wohnungsneubau

Im Jahr 2019 wurden in Deutschland 
293.000 Wohnungen gebaut – knapp 85 % 
mehr als im Jahr 2009. In den wachsenden 
Großstädten entstanden überdurchschnitt-
lich viele neue Wohnungen. Die Wohnungs-
größen im Neubau nahmen im Schnitt ab. 
Das liegt am Bedeutungsgewinn des Ge-
schosswohnungsbaus, den gestiegenen Im-
mobilienpreisen und höheren Baukosten. In 
den Städten über 500.000 Einwohnern wur-
den im Jahr 2019 durchschnittlich 33 Woh-
nungen je 10.000 Einwohner fertiggestellt 
– dreimal so viele wie 2009. Weitere Schwer-
punkte des Mehrfamilienhausbaus sind die 
boomenden Umlandkreise sowie Touris-
musregionen an Nord- und Ostsee und an 
den Alpen.

Einwohnerbezogen entstanden überdurch-
schnittlich viele Eigenheime in ländlich ge-
prägten Regionen im nördlichen Schles-
wig-Holstein, in Niedersachsen, Bayern, 
dem Berliner und Hamburger Umland so-
wie an den Grenzen zu Luxemburg und den 
Niederlanden. Auch wenn sich der Woh-
nungsbau im Jahr 2019 stark auf Regionen 

mit hoher Nachfrage konzentrierte, wuchs 
das Angebot auf niedrigem Niveau auch in 
schrumpfenden Räumen – was dort wie-
derum den Leerstand im Bestand erhöhen 
dürfte. 

Hoher Bauüberhang – Neubau wirkt 
zeitverzögert

Die Zahl der Baugenehmigungen stieg in 
den letzten zehn Jahren stärker als die Zahl 
der fertiggestellten Wohnungen. Im Jahr 
2019 genehmigten die Bauämter gut 360.000 
Wohnungen. Zum Jahresende waren damit 
insgesamt 740.000 Wohnungen genehmigt, 
aber noch nicht fertiggestellt. Die Zunahme 
des Bauüberhangs hat verschiedene Ursa-
chen. Die Abwicklung von Projekten dau-
ert häufig länger, weil Bauprozesse kom-
plexer geworden sind. Die Bauwirtschaft 
ist seit Jahren stark ausgelastet und leidet 
unter Fach- und Hilfskräftemangel.

Energetische Sanierung und alters- 
gerechter Umbau der Wohnungs- 
bestände weiterhin erforderlich

Im Jahr 2019 gab es in Deutschland 
42,5 Mio. Wohnungen in Wohn- und Nicht-
wohngebäuden. Gegenüber dem Jahr 2010 
nahm der Wohnungsbestand um 2 Mio. 
Wohnungen zu, das entspricht einem An-
stieg um 5 %. Rund 1 % der Bestände wer-
den jährlich energetisch saniert. Nach wie 
vor bestehen große Einsparpotenziale im 
Wohngebäudebestand. 15 % des bundes-
weiten CO₂-Ausstoßes entfallen auf die Er-
zeugung von Heizwärme und Warmwasser 
in Wohngebäuden. 

Nur 2 % aller Wohnungen in Deutsch-
land waren 2018 barrierefrei. Der barrie-
refreie Wohnungszugang ist dabei häufiger 
erfüllt als die Barrierefreiheit in der Woh-
nung. Durch Umbaumaßnahmen können 
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pflegebedürftige Menschen länger in ih-
rem Umfeld wohnen. Bauliche Maßnah-
men ermöglichen eine Verbesserung der 
Lebensqualität und eine größere Selbst-
ständigkeit der Bewohnerinnen und Be-
wohner – unabhängig vom Alter. Im Neu-
bau ist die Barrierereduktion häufiger erfüllt 
als im Bestand. Insgesamt bieten 22 % aller 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern der 
jüngsten Baualtersklasse alle Merkmale zur 
Barrierereduktion.  

Steigende Wohnungsnachfrage 
durch Haushaltsverkleinerungen und 
regionale Wanderungsgewinne

Im Jahr 2018 zählte Deutschland rund 
83 Mio. Einwohner – 2,7 Mio. Menschen 
beziehungsweise rund 3 % mehr als 2010. 
Ursächlich für den Bevölkerungsanstieg ist 
die Zuwanderung aus dem Ausland. Im Jahr 
2018 betrug der Saldo aus Zu- und Abwan-
derung knapp 400.000. Die Bevölkerung 
verteilte sich auf 41,4 Mio. private Haus-
halte. Damit lebten im Schnitt zwei Perso-
nen in einem Haushalt. Die durchschnitt-
liche Haushaltsgröße nahm zwischen 2000 
und 2018 deutlich ab. Die Zahl der Haushal-
te wuchs somit um 8,5 % – und damit deut-
lich stärker als die Bevölkerung (+1,9 %). 
Diese strukturelle Veränderung beeinflusst 
die Wohnungsnachfrage stärker als der 
Einwohnerzuwachs.

Die Pro-Kopf-Wohnfläche lag 2018 bei 
45,6 m². Dies ist trotz Wohnungsmarktan-
spannung in vielen Regionen ein Allzeit-
hoch und zeigt, wie segmentiert und regi-
onal unterschiedlich die Wohnungsmärkte 
sind. Die typische Pro-Kopf-Wohnfläche 
streut zwischen 36,5 m² bei Mieterhaus-
halten in Geschosswohnungen in kreisfrei-
en Großstädten bis zu 53,5 m² bei Eigen-
tümerhaushalten im Einfamilienhaus in 
städtischen Kreisen. Je nach Haushalts-
größe können die Wohnflächen noch stär-
ker streuen. 

Bedeutung des Bestandserwerbs 
wächst

Bei der Bildung von Wohneigentum gewin-
nen Bestandsimmobilien an Bedeutung, da 
diese im Vergleich zum Neubau günstiger 
sind. Die Haushalte werden beim Eigen-
tumserwerb immer jünger. Bei ersterwer-
benden Familien waren die Hauptverdiener 
zuletzt im Schnitt 38 Jahre alt. Wohneigen-
tum dient als wirkungsvolle finanzielle Ab-
sicherung für das Alter.

Struktur der Wohnungsanbieter 
ist sehr vielfältig

Die deutschen Mietwohnungsmärkte sind 
von einer großen Vielfalt an Wohnungsan-
bietern geprägt. Zwei Drittel aller Mietwoh-
nungen sind im Eigentum von Privatperso-
nen. Dabei verfügen sie meist über kleinere 
Wohnungsbestände als professionelle woh-
nungswirtschaftliche Unternehmen, die in 
verschiedenen Gesellschaftsformen und 
mit unterschiedlichen Geschäftszielen am 
Markt aktiv sind. Eine BBSR-Befragung pri-
vatwirtschaftlicher Wohnungsunterneh-
men hat gezeigt, dass etwa die Hälfte der 
befragten Unternehmen über ein Portfolio 
von 20 bis 1.000 Wohnungen verfügt. 

Für kommunale Wohnungsunternehmen 
hat die Versorgung von Zielgruppen wie 
Haushalten mit niedrigem Einkommen 
mit bezahlbarem Wohnraum einen ho-
hen Stellenwert für die Lösung aktueller 
wohnungspolitischer Probleme. Kommu-
nen versuchen seit einigen Jahren die Woh-
nungsbestände der Nachfrage entsprechend 
auszuweiten. Dabei setzen sie vor allem auf 
den Neubau. Über kommunale Konzepte 
und lokale Bündnisse werden weitere An-
bietergruppen wie privatwirtschaftliche Un-
ternehmen und Wohnungsgenossenschaf-
ten aktiviert, um das Wohnungsangebot zu 
vergrößern.
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Mehr Transaktionen von Immobilien 

Baugrundstücke für Eigenheime wurden 
laut amtlichen Gutachterausschüssen im 
Jahr 2018 schwerpunktmäßig in den Um-
landkreisen der Großstädte und in ländli-
chen Kreisen verkauft, während die Grund-
stücke für Mehrfamilienhäuser vor allem in 
Großstädten gehandelt wurden. Zwischen 
2008 und 2018 verdoppelte sich der Geld-
umsatz bei verkauften Wohnimmobilien auf 
180 Mrd. €. Die Anzahl verkaufter Wohn-
immobilien stieg gegenüber 2008 um 30 %. 
Allein bei gebrauchten Eigenheimen schlos-
sen Käufer im Jahr 2018 277.000 Verträge 
im Wert von über 70 Mrd. € ab. Bei beste-
henden und neuen Eigentumswohnungen 
zählten die amtlichen Gutachterausschüsse 
318.000 Transaktionen. Im selben Jahr wur-
den 96.000 Bauplätze für Eigenheime ver-
kauft, davon 90 % außerhalb der Großstädte.

Der Handel mit großen Wohnungsportfo-
lios bewegt sich dagegen auf einem niedri-
gen Niveau. Bei den beteiligten Akteuren 
lässt sich eine Verschiebung beobachten. 
Deutsche Privatunternehmen, aber auch 
Kommunen kaufen verstärkt hinzu. Aus-
ländische Akteure sind dagegen eher auf der 
Verkäuferseite aktiv.

Kaufwillige profitieren von niedrigen 
Darlehenszinsen

Wohnraumfinanzierung macht gut die Hälf-
te des Kreditgeschäfts von Banken aus. Die 
Finanzierungszinsen sind historisch nied-
rig, so dass die finanzielle Belastung beim 
Immobilienerwerb trotz gestiegener Preise 
vielfach noch moderat ist. Die Nutzung lan-
ger Zinsbindungen hat unter diesen Bedin-
gungen stark zugenommen und bietet somit 
eine höhere Sicherheit gegenüber Zinsände-
rungen. Die bereits langanhaltenden nied-
rigen Zinsen erschweren andererseits aber 
die notwendige Eigenkapitalbildung für den 
Immobilienerwerb.

Das auf Sicherheiten ausgerichtete Immobi-
lienfinanzierungssystem in Deutschland hat 
bis heute eine stabilisierende und marktbe-
lebende Wirkung entfaltet.

Hohe Erwerbsnebenkosten hemmen 
Immobilienerwerb

Hohe Transaktionskosten erschweren die 
Eigentumsbildung und sorgen für eine ge-
ringere Bereitschaft zum Wiederverkauf 
einer Immobilie. Nach Berechnungen des 
BBSR liegen die Nebenkosten beim Immo-
bilienerwerb für die Käufer je nach Bun-
desland aktuell zwischen knapp 5 % und 
11,5 %. Darin eingerechnet ist die im Som-
mer 2020 beschlossene Neuregelung, wo-
nach sich Käufer und Verkäufer die Mak-
lerkosten teilen. 

Immobilienpreise sind stark gestiegen

Sowohl die Baulandpreise als auch die Woh-
nungs- und Häuserpreise stiegen in den 
wachsenden Städten und Regionen binnen 
zehn Jahren kräftig. Zwischen 2008 und 
2018 verdoppelten sich hier die Kaufpreise 
für gebrauchte Eigentumswohnungen laut 
Kaufpreisdaten der amtlichen Gutachter-
ausschüsse. Die Unterschiede zwischen den 
Regionen sind extrem: Die durchschnittli-
chen Baulandpreise für Mehrfamilienhäu-
ser lagen 2018 zwischen 15 € je m² im Land-
kreis Sonneberg und 3.000 € je m² in der 
Stadt München. Gebrauchte freistehende 
Ein- und Zweifamilienhäuser kosteten in 
den sieben größten deutschen Städten (au-
ßer Berlin) im Schnitt über 600.000 €. 

Wohnimmobilien werden weiter nach-
gefragt, sei es als Kapitalanlage oder zur 
Selbstnutzung. Damit können die regiona-
len Preissteigerungen gut erklärt werden. 
Modellrechnungen aus einem vom BBSR 
beauftragten Forschungsprojekt zeigen, 
dass unter Berücksichtigung der anhaltend 
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niedrigen Zinsen bundesweit das Risiko 
einer Immobilienpreisblase derzeit gering 
ist.

Mietenniveaus in wachsenden 
Großstädten hoch

Die Mieten inserierter Wohnungen stie-
gen zwischen 2009 und 2019 stark. Zu-
letzt schwächte sich die Dynamik jedoch 
ab – auch in den größten deutschen Städ-
ten. 2018 gaben Mieter monatlich durch-
schnittlich 1,00 € je m² Wohnfläche für kalte 
Betriebskosten (ohne Heizung und Warm-
wasser) und 1,20 € je m² für warme Neben-
kosten aus. Somit betrugen die Nebenkos-
ten für eine 70 m²-Wohnung monatlich im 
Schnitt 154 €. Vor allem die kalten Betriebs-
kosten variieren regional und je nach Ge-
bäudeart erheblich. 

Die Mietbelastung ist vor allem für Haus-
halte in den wachsenden Großstädten hoch. 
Dort sorgen auch Umzüge in eine andere 
Wohnung häufig für höhere Quadratmeter-
mieten und entsprechende Mietbelastun-
gen, so dass weniger Haushalte umziehen. 

Mietspiegel sind ein wichtiges Instrument 
zur Prüfung der Rechtmäßigkeit von Woh-
nungsmieten und Mieterhöhungsverlan-
gen. Rund 1.000 Kommunen (9 %) bezie-
hen sich derzeit auf Mietspiegel. 53 % der 
Großstädte verfügen über einen qualifizier-
ten Mietspiegel.

Jeder zehnte Haushalt wird bei 
Wohnkosten unterstützt

Im Jahr 2018 erhielten 4,1 Mio. Haushal-
te staatliche Unterstützung bei den Wohn-
kosten. Das entspricht 10 % aller Haushalte. 
Für Wohngeld und Kosten der Unterkunft 
(KdU) im Rahmen der Grundsicherung 
flossen 18 Mrd. €. In strukturschwachen 
ländlichen Gegenden, aber auch in vielen 

Ballungszentren ist der Anteil der Haus-
halte, die bei ihren Wohnkosten unter-
stützt werden, überdurchschnittlich hoch. 
Die Wohngeldreform 2020 stärkt mit ih-
rer Dynamisierung die Leistungsfähigkeit 
und Reichweite des Wohngeldes. 2020 er-
hielten schätzungsweise 660.000 Haushalte 
Wohngeld – darunter viele Singlehaushalte 
und Familien mit Kindern. Weitere Verbes-
serungen mit Blick auf die CO₂-Bepreisung 
und Freibeträge bei Grundrentenbezug sind 
geplant.

Nach der Grundgesetzänderung 2019 be-
teiligt sich der Bund ab 2020 mit 1 Mrd. € 
pro Jahr an der Finanzierung des sozialen 
Wohnungsbaus. Besonders in Städten mit 
hoher Wohnungsnachfrage ist die Bereit-
stellung von Flächen über Konzeptverga-
ben und Baulandmodelle für den sozialen 
Wohnungsbau dringend erforderlich. Die 
regionale Differenzierung der Miethöchst-
beträge für preisgebundene Wohnungen er-
möglicht die wirtschaftliche und zielgrup-
pengerechte Umsetzbarkeit von Projekten 
in unterschiedlichen Marktlagen.

Neubaubedarf weiter hoch

Auch in den kommenden Jahren bleibt der 
Bedarf an neuen Wohnungen hoch. Inter-
nationale Zuwanderungen, Umzüge inner-
halb Deutschlands in die Ballungsräume 
sowie der Zuwachs der Haushalte durch 
Haushaltsverkleinerungen werden auch 
zukünftig für eine hohe Nachfrage nach 
Wohnraum sorgen. Der hohe Bauüberhang 
lässt für die nächsten Jahre eine weitere Zu-
nahme der Fertigstellungszahlen erwarten. 
Die weiterhin guten Finanzierungsbedin-
gungen, verbunden mit einer anhaltend 
hohen Nachfrage nach Wohnraum in den 
Städten, dürften für weiter steigende Im-
mobilienpreise sorgen. Abhängig von der 
wirtschaftlichen Entwicklung ist ein Zu-
wachs der Eigentümerquoten und der Pro-
Kopf-Wohnflächen möglich. Der Bedarf 
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an barrierearmen Wohnungen wird in den 
nächsten Jahren allein schon aufgrund der 
Alterung der Gesellschaft weiter zuneh-
men. Steigende Anforderungen hinsicht-
lich der Barrierefreiheit im Neubau lassen 
die Zahl entsprechender Wohnungen ak-
tuell und künftig besonders in diesem Seg-
ment spürbar steigen. Die Finanzierung von 
notwendigen Umbaumaßnahmen im Ge-
bäudebestand bleibt für Eigentümer und 
Mieter häufig eine große Herausforderung.

Unsicherheiten durch die Corona-
Pandemie

Bis zum Herbst 2020 war auf dem Woh-
nungsmarkt kaum etwas von einer Krise 
zu spüren. Die Preise für Wohnimmobili-
en sowie die Angebotsmieten sind auch in 
den ersten drei Quartalen weiter gestiegen. 
Auch die Baugenehmigungszahlen legten 
zu. So konnten von Januar bis Oktober 2020 
3,4 % mehr Wohnungen als im Vorjahres-
zeitraum genehmigt werden.

Die Risiken nehmen jedoch zu: Kurzar-
beit, Stellenabbau, fehlende Möglichkei-
ten für Nebenerwerbstätigkeiten und dro-
hende Insolvenzen von Kleinunternehmen 
und Selbstständigen bedeuten Planungsun-
sicherheiten bis hin zu starken finanziellen 
Einbußen. Damit kann sich für Haushal-
te die Wohnkostenbelastung erhöhen oder 
die Tilgung von laufenden Hypotheken-
darlehen erschweren. Kaufwillige könnten 
aufgrund wachsender finanzieller und wirt-
schaftlicher Unsicherheit zögern, eine Im-
mobilie zu erwerben. 

Mobiles Arbeiten und Telearbeit verän-
dern schon jetzt Arbeits- und Lebenswei-
sen – und dürften auch das Pendeln redu-
zieren. Mehr Arbeiten von zu Hause aus 
erfordert vielfach auch entsprechende An-
passungen in der Wohnung, gegebenen-
falls sogar einen Umzug in eine größere 
Wohnung oder eine Wohnung mit einem 

anderen Zuschnitt. Familienfreundliches 
und generationsübergreifendes Wohnen 
erhält eine größere Bedeutung. Die Zuzüge 
aus dem Ausland haben sich im Jahr 2020 
pandemiebedingt verringert. Die Höhe der 
künftigen Außenzuwanderungen, die sich 
besonders in den Wachstumsregionen be-
merkbar machen, hängt sehr davon ab, wie 
gut die Bundesrepublik wirtschaftlich durch 
die Krise kommt. 

Während der Wohnimmobilienmarkt bis-
her gut da steht, wandelt sich der Markt für 
Wirtschaftsimmobilien. Die Büronachfrage 
ist zuletzt zurückgegangen, der ortsgebun-
dene Einzelhandel steckt in der Krise und 
die Konkurrenz durch den Online-Handel 
wird weiter zunehmen. Vor diesem Hinter-
grund bietet die Umnutzung von Büro- und 
Gewerbeimmobilien ein zusätzliches Poten-
zial, um Wohnungsmärkte zu entlasten – 
und gleichzeitig innerstädtisches Wohnen 
zu stärken.



 
 

 
 

 
 

Aktuelle Eckwerte der Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 

            Einheit Indikator Deutschland  

Baugenehmigungen Wohnungen 2019 

Wohn- und Nichtwohngebäude 43 

360.493 

darunter in Wohngebäuden 311.138 

Ein- und Zweifamilienhäuser 112.211 

Mehrfamilienhäuser** 198.927 

Anteil Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 36,1 

Baufertigstellungen Wohnungen 2019 

Wohn- und Nichtwohngebäude 35 

293.002 

darunter in Wohngebäuden 255.925 

Ein- und Zweifamilienhäuser 103.110 

Mehrfamilienhäuser** 152.815 

Anteil Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 40,3 

Wohnungsbestände 2018 

in Whg. je 10.000 EW* 

in Whg. 

in Whg. 

in Whg. 

in Whg. 

Anteil in % 

in Whg. je 10.000 EW* 

in Whg. 

in Whg. 

in Whg. 

in Whg. 

Anteil in % 

Wohn- und Nichtwohngebäude 42,235 

darunter in Wohngebäuden 40,829 

Ein- und Zweifamilienhäuser 18,966 

Mehrfamilienhäuser** 21,862 

Anteil Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 46,5 

Abschätzung Wohnungsleerstände 2018 

in Wohn- und Nichtwohngebäuden 1.738,7 

4,2 

in Mio. Whg. 

            in Mio. Whg. 

in Mio. Whg. 

in Mio. Whg. 

Anteil in % 

in 1.000 Whg. 

Anteil in % 

Immobilienpreise Bestandsobjekte 2018 

Ein-/Zweifamilienhäuser (freistehend) in € je m² 

in € je m² 

in € je m² 

1.737 

Doppelhaushälften/Reihenhäuser 1.745 

Eigentumswohnungen 1.547 

Immobilienpreise Bauland 2018 

Eigenheime in mittlerer Lage 135 in € je m² 

Wohnungsmieten 2018 

Angebotsmieten nettokalt in € je m² 8,4 

Bestandsmieten nettokalt in € je m² 6,9 

Bestandsmieten bruttokalt in € je m² 7,9 

Bestandsmieten bruttowarm in € je m² 9,1 

Mietbelastungsquote bruttokalt Anteil in % 27,2 

Bevölkerung 2018 

Bevölkerungsstand in EW 83.019.213 

Bevölkerungsdichte in EW je km² 232 

Außenwanderungssaldo in EW 399.680 

Anmerkungen: 
*Indikator berechnet mit dem Bevölkerungsstand 31.12.2018 
** Mehrfamilienhäuser inkl. Wohnungen in Wohnheimen 
Diferenzierte siedlungsstrukturelle Kreistypen: große kreisfreie Großstädte: mindestens 500.000 Einwohner (vgl. Kap. 7.2 Raumabgrenzungen und Raumtypisierungen 
und Karte 17). 
Überarbeitete BBSR-Abschätzung der Wohnungsleerstände zum Stand Januar 2020, basierend auf Ergebnissen des Zensus 2011 unter Einbeziehung von Angebots- 
und Nachfrageindikatoren (vgl. Kap. 2.3 Wohnungsbestände). 
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große kreisfreie  
Großstädte 

diferenzierte siedlungsstrukturelle Kreistypen 

kleine und mittlere  ländliche Kreise mit  
kreisfreie Großstädte städtische Kreise Verdichtungsansätzen 

dünn besiedelte  
ländliche Kreise 

54 

75.226 

64.869 

5.942 

58.927 

9,2 

38 

39.685 

34.412 

6.448 

27.964 

18,7 

40 

129.172 

111.328 

44.618 

66.710 

40,1 

44 

62.427 

53.987 

28.849 

25.138 

53,4 

44 

53.983 

46.542 

26.354 

20.188 

56,6 

42 

58.130 

50.614 

5.596 

45.018 

11,1 

29 

30.761 

27.171 

5.483 

21.688 

20,2 

33 

107.099 

93.277 

42.644 

50.633 

45,7 

37 

52.954 

46.103 

26.447 

19.656 

57,4 

36 

44.058 

38.760 

22.940 

15.820 

59,2 

7,429 

7,251 

1,146 

6,106 

15,8 

5,598 

5,425 

1,359 

4,066 

25,1 

15,623 

15,065 

8,427 

6,638 

55,9 

7,203 

6,940 

4,188 

2,752 

60,3 

6,382 

6,147 

3,847 

2,300 

62,6 

41,0 

0,6 

593,9 

3,9 

479,1 

7,5 

3.341 

3.213 

2.738 

1.221 

1.249 

1.249 

481 300 198 87 56 

11,2 

8,3 

9,4 

10,7 

28,8 

6,2 

5,5 

6,4 

7,6 

24,9 

13.949.289 

2.853 

107.339 

10.451.007 

1.425 

68.664 

32.059.108 

320 

123.013 

14.214.299 

139 

54.493 

12.345.510 

86 

46.171 

127,5 

2,3 

497,2 

7,0 

2.447 1.853 

1.934 

1.688 

1.531 

2.236 1.535 

1.521 1.949 

7,9 

6,6 

7,6 

8,8 

27,1 

6,4 7,9 

7,0 5,8 

8,0 6,6 

7,8 9,3 

28,0 25,1 

Angebotsmieten basierend auf veröfentlichten Wohnungsinseraten nicht-möblierter Wohnungen zwischen 40 und 130 m² Wohnfäche, Erst- und Wiedervermietun-
gen, ohne Mieten aus bestehenden Mietverträgen. Bestandsmieten und Mietbelastungen nach Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen. Mietbelastungen: 
Anteil der Bruttokaltmieten am Haushaltsnettoeinkommen (vgl. Kap. 4.3 Wohnungsmieten und Mietbelastungen) 
Immobilienpreise aus den Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüsse für Grundstückswerte (vgl. Kap. 4.1 Baulandpreise und 4.2 Haus- und Wohnungspreise). 

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baugenehmigungen, Baufertigstellungen und Wanderungen des Bundes und der Länder, Fortschreibungen des Gebäude- und 
Wohnungsbestandes und der Bevölkerung des Bundes und der Länder, Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen, Gutachterbefragung 
2019 des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA), IDN ImmoDaten GmbH 
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Wohnungs- und Immobilienmärkte
in Städten und Regionen1
1.1 Städte
Städte in Deutschland zeichnen sich durch eine sehr große Vielfältigkeit aus. Die Wohnungs- 
und Immobilienmärkte haben sich gerade dort in den letzten zehn Jahren nochmals deut-
licher ausdifferenziert. Neben wirtschaftlichen Entwicklungen sind die Möglichkeiten des 
Arbeitens und der Ausbildung sowie der Versorgung und der Freizeitmöglichkeiten wesent-
liche Impulse, die für Städte, aber auch für ihr Umland entweder mehr Zu- oder mehr Fort-
züge von Einwohnern bringen.

Kurz gefasst

n Besonders die kreisfreien Großstädte sind in den letzten zehn  
Jahren mit 7,5 % mehr Einwohnern stark gewachsen.

n Kleinere Städte vor allem in peripheren ländlichen Regionen sind 
häufiger von Schrumpfung betroffen, wobei konzentrierte Leerstän-
de ein Problem für das Wohnumfeld und die Kommune darstellen.

n Außenwanderungen konzentrieren sich sehr auf Städte mit hoher 
Arbeitsplatz- und Ausbildungsdichte. Bei den Binnenwande- 
rungen zeigen sich in mittleren Altersklassen stärkere Stadt- 
Umland-Wanderungen.

n Der Geschosswohnungsbau hat besonders in den Groß- und Klein-
städten stark zugelegt. Städte mit besonderen Markt- 
anspannungen haben häufig hohe Baugenehmigungszahlen.

n Preise für Immobilien sind in den wachsenden Städten noch  
stärker gestiegen als Wohnungsmieten. Ein Ende der Preis- 
steigerungen ist derzeit trotz Corona-Pandemie noch nicht 
erkennbar.

anteil von min destens 50 % haben, konnten 
mit einem Plus von gut 861.000 Einwohnern 
(+2,8 %) kräftig zulegen. Die Dimension 
des Einwohnerzuwachses allein in den drei 
größten deutschen Städten ist bemerkens-
wert: Berlin wuchs um 362.000 Einwohner 
(das entspricht ungefähr der Einwohnerzahl  
Bochums), Hamburg um 140.000 Ein- 
wohner und München hatte ein Plus von 
153.000 Einwohnern. Relativ sind die Städ-
te Leipzig, Potsdam, Landshut und Offen- 
bach mit jeweils über 15 % am stärksten 
gewachsen. Mit einem Zuwachs von fast 
90.000 Einwohnern hat sich Leipzig als eine 
weitere Boomstadt in Ostdeutschland he-
rauskristallisiert, was allerdings auch stei-
gende Immobilienpreise und Wohnungs-
mieten zur Folge hat. Die Angebotsmieten 
sind in der sächsischen Metropole in den 
letzten zehn Jahren um jährlich 3,9 % gestie-
gen – die dritthöchste Mietensteigerung in 
den ostdeutschen Großstädten nach Berlin 
(+7,7 %) und Potsdam (+4,0 %).

Kleinere Städte in ländlichen Regionen 
schrumpfen häufiger

Schrumpfende Städte sind eher bei Mittel- 
und Kleinstädten zu finden. Hier haben 
in den letzten zehn Jahren 45 % der Städ-
te Einwohner verloren, in knapp der Hälf-
te der Städte ist die Bevölkerung gewach-
sen. Der Anteil der Bevölkerungsverluste 
war bei den kleinen Kleinstädten mit 55 % 

Großstädte mit starken 
Bevölkerungszuwächsen

Bis auf drei Städte sind in den letzten zehn 
Jahren alle kreisfreien Großstädte ge- 
wachsen oder hatten zumindest eine sta-
bile Ein wohnerzahl. Insgesamt haben die 
67 kreisfreien Großstädte 1,7 Mio. Einwoh-
ner (+7,5 %) dazugewonnen. Auch die städ-
tischen Kreise, in denen kreisangehörige 
Großstädte (Anzahl N=13) und vor allem-
Mittelstädte (N=538) einen Bevölkerungs- 
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Abbildung 1 
Bevölkerungsentwicklung nach Stadt- und Gemeindetypen 2004 bis 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes
des Bundes und der Länder (Umschätzungen nach Zensuskorrektur bis 2010 durch das BBSR)
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am größten. Bei den Mittelstädten hat nur 
knapp ein Viertel der Städte Einwohner ein-
gebüßt (vgl. Abbildung 1).

Die Lage der Städte im Siedlungsgefüge 
hat neben den eigenen wirtschaftlichen 
Potenzialen eine entscheidende Rolle für 
die Nachfrageveränderung. Städte inner-
halb der Stadtregionen (vgl. Karte 19, Kap. 
7.2 Raumabgrenzungen) sind seltener von 
Schrumpfung betroffen als Städte in länd-
lichen Regionen. Sie profitieren von den 
wirtschaftlichen Ausstrahlungseffekten 
prosperierender Großstädte und einer gu-
ten infrastrukturellen Versorgung und An-
bindung. In den schrumpfenden Städten 
stellen zunehmende Wohnungsleerstände 
eine große Herausforderung für die Immo-
bilieneigentümer dar. Treten die Leerstän-
de konzentriert auf, wirkt sich das negativ 

auf die Attraktivität des Wohnumfelds und 
des Stadtquartiers aus. Immobilienwerte 
können sinken, Vermietung oder Verkauf 
von Wohnungen oder Häusern werden 
erschwert. 

Nutzungskonkurrenz nimmt in 
wachsenden Städten weiter zu

Wachsende Städte sind seit Jahren geprägt 
von Wohnungsengpässen, Mieten- und 
Preissteigerungen und einer zwar gestiege-
nen, aber vielfach noch nicht ausreichen-
den Wohnungsbautätigkeit. Das Wachs-
tum ist in vielen Städten gleichsam anhand 
der gestiegenen Zahl der Haushalte, der Ar-
beitsplätze und der Einpendler zu erkennen. 
Daraus ergibt sich eine starke Konkurrenz 
um Bauland und Immobilien zwischen den 
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Nutzungen Wohnen, Arbeiten, Infrastruk-
tureinrichtungen und Freiraumschutz, die 
sich auch gegenseitig bedingen. So erhöht 
wirtschaftliche Expansion mit zunehmen-
den Arbeitsplätzen zusätzlich den Bedarf 
an mehr Wohnraum. Der in der Regel be-
reits ausgelastete öffentliche Personennah-
verkehr (ÖPNV) und der motorisierte In-
dividualverkehr (MIV) wird weiter durch 
innerstädtische Pendler ebenso wie durch 
Einpendler belastet. Ein Zuwachs an Be-
völkerung erfordert mehr Infrastruktur wie 
beispielsweise Schulen, Kindergärten, me-
dizinische und soziale Einrichtungen. Frei-
räume sind notwendig, um das Stadtklima 
gerade auch unter den Einflüssen des Kli-
mawandels nicht noch weiter zu verschlech-
tern und gleichzeitig Naherholungsräume 
für die wachsende Stadtbevölkerung zu 
bieten.

Wohnraumnachfrage in den Städten 
steigt

Die Wohnraumnachfrage in den Städten ist 
aus verschiedenen Gründen innerhalb der 
letzten zehn Jahre nochmals deutlich gestie-
gen. Zahlreiche Städte profitieren von der 
lang anhaltenden wirtschaftlichen Expan-
sion und der damit verbundenen Zunahme  
an Arbeits- und Ausbildungsplätzen. Viele 
Menschen zogen in den letzten Jahren be-
rufsbedingt, zur Ausbildung oder zum Stu-
dium vor allem in Groß- und Mittelstäd-
te. Die Außenwanderungen besonders aus 
dem europäischen Ausland haben in diesem 
Zeitraum erheblich zugelegt. Um das Jahr 
2015 haben sich diese Wanderungsgewinne 
durch die Sondersituation der Zuzüge von 
Geflüchteten nochmals deutlich ausgeweitet 
(vgl. Kap. 3.1 Bevölkerung und Haushalte).

Schwerpunkte der Binnenwanderungen 
hängen vom Alter der Haushalte ab

Zusätzlich konzentrierten sich die Binnen-
wanderungen im letzten Jahrzehnt ebenfalls 

auf die prosperierenden Städte. Viele junge 
Menschen (18- bis unter 25-Jährige) haben 
ländliche Räume oder kleinere Städte ver-
lassen, um in größeren Städten zu arbeiten 
oder ihre Ausbildung zu beginnen (vgl. Ab-
bildung 2). Diese Entwicklung sorgt dort 
schon über einen längeren Zeitraum für  
einen Nachfragezuwachs nach Wohnraum, 
der sich in steigenden Immobilienpreisen 
und Wohnungsmieten äußert, da die An-
gebotsausweitung bisher vielfach nicht mit 
diesem Wachstumstempo mithalten kann. 
In den wachsenden Städten ist es deutlich 
schwieriger geworden, eine passende Woh-
nung zu finden. Viele Wohnungssuchende 
gehen Kompromisse bei der Größe, Ausstat-
tung und Lage der gesuchten Wohnung ein, 
um überhaupt eine Wohnung zu bekom-
men. Das zeigt sich anhand der Mieten- und 
Preissteigerungen in verschiedenen städti-
schen Lagen und Wohnungssegmenten. 

Betrachtet man das Verhältnis von Bevöl-
kerungsentwicklung, Baufertigstellungen 
und Wohnungsleerständen, wird deutlich, 
dass auf den angespannten Märkten in den 
letzten Jahren als Gegenbewegung zum stei-
genden Flächenkonsum vor allem finan-
ziell schwächere Haushalte wie Studieren-
de vermehrt flächensparender in Form von 
Wohngemeinschaften oder Untervermie-
tungen wohnen oder länger im Elternhaus 
bleiben, um das Problem fehlender Woh-
nungen zu überbrücken, bis wieder mehr 
Wohnungen auf dem Markt zur Verfügung 
stehen. 

Der Umzug innerhalb einer Stadt in eine 
andere Wohnung ist schwieriger geworden. 
Da die Angebotsmieten unter Wachstums-
bedingungen schneller und deutlicher stei-
gen als die Mieten in bestehenden Mietver-
hältnissen, bewirkt ein Wohnungswechsel 
vielfach eine Erhöhung der Wohnkosten 
– selbst bei einem Umzug in eine kleinere 
Wohnung, wie Auswertungen des Mikro-
zensus 2018 zeigen (vgl. Kap. 4.3 Woh-
nungsmieten und Mietbelastungen). Das 
ist auch neben der emotionalen Bindung 
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ein wichtiger Grund, weshalb viele ältere 
Menschen in der für sie eigentlich zu gro-
ßen Wohnung verbleiben. 

Mittlere Altersklassen weichen in das 
Umland aus

Abbildung 2 zeigt, dass seit 2013 mehr deut-
sche Haushalte im Alter zwischen 25 und 
45 Jahren die Städte verlassen als hinzu-
ziehen. Die hohen Preise in den Städten 
und fehlende, zur jeweiligen Lebenssitua-
tion passende Wohnungstypen forcieren die 
Abwanderungen ins Umland der Städte, in 
denen günstigere und größere Wohnungen 
oder Häuser bezogen werden können und 
eher die Möglichkeit des Eigentumserwerbs 

Abbildung 2 
Wanderungssalden von Deutschen und Ausländern in IRB-Städten 2010 bis 2018

Datenbasis: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, Kommunalstatistiken der IRB-Städte, Basis: 43 Städte © BBSR Bonn 2020
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besteht (vgl. Kap. 1.2 Umland und ländli-
che Räume und Kap. 3.2 Wohneigentums-
bildung). Der erhöhte Zeit- und Kostenauf-
wand für das Pendeln wird dabei in Kauf 
genommen, womit allerdings auch die Ver-
kehrsbelastungen in den Kernstädten und 
den angrenzenden Kommunen weiter zu-
nehmen. So hatten die vier größten deut-
schen Städte zum 30. Juni 2018 jeweils 
zwischen 315.000 und 390.000 sozialver-
sicherungspflichtig-beschäftigte Einpend-
ler. Umgekehrt arbeiten aber auch vie-
le Beschäftigte außerhalb der Heimatstadt 
– in diesen Städten leben jeweils 125.000 
bis 186.000 Auspendler (BBSR 2020a). In 
den 16 deutschen Metropolen hat sich die 
Zahl der Einpendler in den letzten zehn Jah-
ren um gut 540.000 Beschäftigte erhöht, die  
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der Auspendler aber ebenfalls um 422.000 
Beschäftigte. Der Ausbau des ÖPNV wird 
damit zunehmend wichtiger. Sollte die  
Corona-Pandemie die schon lange erwarte-
te Ausweitung der Telearbeit bzw. des mo-
bilen Arbeitens voranbringen, könnte das 
der steigenden infrastrukturellen Belastung 
durch das Pendeln entgegenwirken. Und 
gleichzeitig ein weiterer Treiber für Umzüge 
ins Umland oder in gut angebundene länd-
liche Räume sein, da die räum liche Nähe 
zum Arbeitsplatz dann nicht mehr eine so 
hohe Bedeutung hat.

Zahlreiche wachsende Städte zeigen mitt-
lerweile sogar wieder positive natürliche Be-
völkerungssalden, da mit dem Zuzug jun-
ger Haushalte auch wieder mehr Kinder in 
den Städten geboren werden (vgl. 3.1 Bevöl-
kerung und Haushalte). 2017 lag der natür-
liche Saldo der kreisfreien Städte bei 0,4 Per-
sonen. In den weiteren Kreistypen waren 
die Salden negativ. Dieser Trend positiver 
natürlicher Salden fordert die Kommunen 
allerdings auch, wieder eine entsprechen-
de Anzahl an Plätzen in Kindergärten und 
Schulen zu schaffen oder sogar neue Ein-
richtungen zu errichten.

Einwohnerbezogener Wohnflächen-
bedarf ist gewachsen

Viele Haushalte leben trotz erkennba-
ren Wohnraummangels großzügiger als 
in früheren Jahren und tragen so zusätz-
lich zum Wohnungsmangel bei. Das liegt 
einerseits am Wunsch nach mehr indivi-
duellem Wohnraum, ist andererseits aber 
auch ein Struktureffekt, da durch den Zu-
wachs von kleinen Haushalten mit ein und 
zwei Personen vor allem in den Städten die 
Pro-Kopf-Wohnflächen stiegen. So leben 
nach Mikrozensus 2018 knapp vier Fünftel 
der Haushalte in den kreisfreien Großstäd-
ten alleine oder zu zweit, die durchschnitt-
liche Pro-Kopf-Wohnfläche aller Haushal-
te in diesen Städten liegt bei 41 m² (vgl. 
Kap. 2.4 Wohnsituation). Es müssen also 

auch deshalb Wohnungen gebaut werden, 
um innerhalb einer Stadt die bestehende Be-
völkerung aufgrund der Veränderung der 
Haushaltsstrukturen langfristig mit Wohn-
raum zu versorgen. 

Die Veränderung der Haushaltsgrößen und 
die Marktanspannungen sind gerade beim 
Neubau erkennbar. So zeigt eine Auswer-
tung des Mikrozensus 2018, dass die durch-
schnittlichen Wohnungsgrößen im Neubau 
besonders in den großen kreisfreien Groß-
städten nach Jahrzehnten des Zuwachses 
seit 2011 wieder rückläufig sind. Die Woh-
nungen der Baujahre 2016 bis 2018 waren 
durchschnittlich 84 m² groß. In den Jah-
ren 2001 bis 2010 wurden in den größten 
Städten Wohnungen mit durchschnittlich 
102 m² Wohnfläche neu gebaut.

Geschosswohnungsbau ist in Städten 
stark angestiegen

Der Neubau kann mit der gestiegenen 
Nachfrage in den wachsenden Städten 
nicht schritthalten, vor allem durch Eng-
pässe bei verfügbarem und bezahlbarem 
Bauland und einer hohen Auslastung in 
der Bauwirtschaft (vgl. Kap. 2.1 Bautätig-
keit, BBSR 2020b). Trotzdem sind die Fer-
tigstellungszahlen in den Städten vor allem 
beim Geschosswohnungsbau in den letz-
ten zehn Jahren beachtlich gestiegen. In den 
Großstädten hat sich der Bau von Wohnun-
gen in Mehrfamilienhäusern auf gut 72.000 
im Jahr 2018 verdreifacht, womit dort im 
Aggregat die höchsten einwohnerbezoge-
nen Fertigstellungen erreicht werden (vgl. 
Abbildung 3). Die Kleinstädte konnten bei 
niedrigerem Fertigstellungsniveau ebenfalls 
zulegen. In den Mittelstädten wurde mit gut 
41.000 Geschosswohnungen das Zweiein-
halbfache im Zehnjahresvergleich realisiert. 

Mit Blick auf die Regionen ist der Geschoss-
wohnungsbau in den größten deutschen 
Städten sowie in den Groß- und Mittel-
städten in Süddeutschland besonders stark  
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(vgl. Karte 5, Kap. 2.1 Bautätigkeit). Voraus-
setzung ist dabei die Verfügbarkeit von Bau-
land in den Kommunen. Der Eigenheimbau 
hat in diesem Zeitraum deutlich modera-
ter zugelegt – vor allem in den Kleinstädten 
und Landgemeinden. In den Großstädten 
hat sich der Bau von Ein- und Zweifami-
lienhäusern dagegen um 10 % verringert.

Hohe Baugenehmigungszahlen auf 
angespannten Märkten umgesetzt

Die Baugenehmigungen für Wohnungen 
haben seit 2010 aufgrund der stark ge-
wachsenen Nachfrage deutlich zugelegt 
(vgl.  Kap. 2.1 Bautätigkeit). Dabei wer-
den die höchsten Niveaus auf den (beson-
ders) angespannten Märkten erzielt. Das 
sind auch die Märkte, in denen die Ange-
botsmieten innerhalb des jeweiligen Kreis-
typs überdurchschnittlich hoch sind (vgl. 
Abbildung 4). Die höchsten jährlichen ein-
wohnerbezogenen Genehmigungszahlen in 
Wohn- und Nichtwohngebäuden erzielten 

Abbildung 3 
Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäudeart und Stadt- und Gemeindetypen 2004 bis 2018

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung,  Statistik der Baufertigstellungen des Bundes und der Länder,
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder
(Umschätzungen nach Zensuskorrektur bis 2010 durch das BBSR) © BBSR Bonn 2020
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im Zeitraum 2017 bis 2019 bei den gro-
ßen Großstädten München und Frankfurt 
am Main (je 84 genehmigte Wohnungen je 
10.000 Einwohner), gefolgt von Dresden 
(69), Leipzig (67) und Berlin (66). Bei den 
mittleren und kleinen kreisfreien Großstäd-
ten heben sich die Städte Regensburg (bun-
desweiter Höchstwert: 109), Ingolstadt und 
Potsdam (je 88) besonders ab. 

Immobilienpreise und Wohnungsmie- 
ten reagieren auf Wohnraumdefizite

Die Preise für Bauland, Häuser und Woh-
nungen sind in den letzten Jahren in den 
wachsenden Städten stark angestiegen (vgl. 
Kap. 4 Immobilienpreise und Wohnungs-
mieten). Die Preissteigerungen liegen dabei 
vielfach über den Raten der Angebotsmie-
ten. Dabei wird die Nachfrage von verschie-
denen Käufergruppen gespeist. Investoren 
sehen in deutschen Wohnimmobilien eine 
lohnende, zumindest aber sichere Anlage-
alternative zu anderen Finanzprodukten, 
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Abbildung 4 
Angebotsmieten inserierter Wohnungen 2019 und genehmigte Wohnungen 2017 bis 2019 nach Kreistypen

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baugenehmigungen des Bundes und der Länder,
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, IDN ImmoDatenGmbH
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die vor allem aufgrund der niedrigen Zin-
sen an Attraktivität verlieren. Die Zinssitua-
tion in Verbindung mit dem lang anhal-
tenden wirtschaftlichen Wachstumskurs 
und den damit einhergehenden Einkom-
menssteigerungen bringen mehr Haushal-
te dazu, Eigentum zu bilden (vgl. Kap. 3.2 
Wohneigentumsbildung). 

Die deutlichsten Preissteigerungen sind 
beim Bauland zu erkennen (vgl. Abbil-
dung 39, Kap. 4.2 Haus- und Wohnungsprei-
se). Hier ist die Knappheit in vielen Städten 
besonders groß. Die vom Arbeitskreis der 
Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen Ge-
schäftsstellen und Gutachterausschüsse in 

der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA) 
ausgewerteten Kaufpreissammlungen der 
Gutachterausschüsse für Grundstückswerte 
zeigen, dass die Transaktionszahlen ebenso 
wie die Flächenumsätze in den letzten Jah-
ren in Deutschland leicht rückläufig waren, 
wohingegen die Geldumsätze aufgrund der 
gestiegenen Knappheitspreise stark zugelegt 
haben (BBSR 2020c: 20).

Die Immobilienpreise steigen seit 2010 kon-
tinuierlich an. Ein Ende dieser Preiszuwäch-
se in den nachgefragten Städten ist aktuell, 
auch mit Blick auf die Folgen der Coro-
na-Pandemie, noch nicht absehbar (BBSR 
2020d).
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1.2 Umland und ländliche Räume
Die Wohnungs- und Immobilienmärkte im Umland der großen Städte und der ländlichen 
Räume sind ausgesprochen verschieden. Es besteht ein großes Spektrum zwischen Wachs-
tum und Schrumpfung, reger Bautätigkeit und geringer Neubauleistung, Nachfrageüber-
hängen und Wohnungsleerständen. 

Kurz gefasst

n Im Umland innerhalb der Stadtregionen sind in den letzten zehn 
Jahren die Einwohner- und Beschäftigtenzahlen stark gestiegen.

n Gebrauchte Immobilien werden im Umland und in gut angebunde-
nen ländlichen Regionen sehr nachgefragt.

n Wohnungsneubau erfolgt besonders in teureren nachgefragten  
Regionen, in Touristengebieten und entlang der Grenzräume im 
Westen und Süden.

n Ein Viertel der deutschen Kommunen sind trotz der bundes-
weiten Außenwanderungsgewinne von Bevölkerungsrückgängen 
betroffen.

Bedeutung der technischen Infrastruk-
tur für ÖPNV und MIV und legen die  
Potenziale des mobilen Arbeitens nahe, um 
Pendler und Anwohner entlang der Pendel-
achsen sowie die Umwelt von Schadstoff- 
und Lärm emissionen zu entlasten.

Die Wachstumseffekte im Umland der 
Großstädte haben sehr unterschiedli-
che Reichweiten. Die Karte 1 der Bevöl-
kerungsentwicklung zeigt, dass besonders 
prosperierende Großstädte und Städteregi-
onen ein räumlich weitreichend wachsen-
des Umland haben können, wie beispiels-
weise die Regionen München, Stuttgart, 
Rhein-Main, Berlin und Hamburg. Ein en-
geres boomendes Umland besteht zum Bei-
spiel bei ostdeutschen Städten wie Rostock 
und Leipzig sowie bei westdeutschen Städ-
ten wie Bremen oder den Großstädten ent-
lang der nordrhein-westfälischen Rhein-
schiene. Im städtischen wie dörflichen 
Raum der Stadt regionen ist die Bevölke-
rung zwischen 2013 und 2018 um 3,1 bzw. 
2,5 % gewachsen und damit deutlich stär-
ker als in den vergleichbaren Kommunen 
außerhalb der Stadtregionen (vgl. Karte 19, 
Kap. 7.2 Raumabgrenzungen und Raumty-
pisierungen), die Wachstumsraten von 1,3 
bzw. 0,6 % aufweisen.

Gebrauchte Eigenheime sehr 
nachgefragt

Die Außenwanderungsgewinne zeigen sich 
nicht nur in den Städten, sondern auch in 
Umlandgemeinden und in ländlichen Re-
gionen (vgl. Kap. 3.1 Bevölkerung und 
Haushalte). Zusätzlich profitiert das Um-
land aber besonders von Binnenwande-
rungsgewinnen, welche sich entweder aus 

Auch das Umland prosperierender 
Städte wächst stark

Das Umland wachsender Städte ist durch-
weg ebenfalls von Wachstum geprägt. Das 
betrifft besonders die Einwohnerzahlen. 
Meistens haben die Umlandgemeinden 
aber auch eigene wirtschaftliche Potenzia-
le bzw. profitieren von Ausstrahlungseffek-
ten der Kernstädte, so dass die wirtschaft-
liche Entwicklung und die Ausweitung von 
Arbeitsplätzen mit über 20 % in den letz-
ten zehn Jahren in diesen Räumen eben-
falls überdurchschnittlich hoch war – nicht 
nur wegen des über Jahre anhaltenden  
positiven Wirtschaftsklimas. 

Die Zahl der Einpendler ins Umland der 
Stadtregionen hat sich innerhalb von zehn 
Jahren um ein Viertel bzw. knapp 1,3 Mio. 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte er-
höht. Allerdings haben in diesem Zeitraum 
auch die Auspendlerzahlen um gut 1,3 Mio. 
zugelegt. Diese Zahlen unterstreichen die 
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Karte 1 
Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung 2013 bis 2018
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anderen Regionen speisen oder als Umland-
wanderungen aus den Kernen der wachsen-
den Regionen stammen. Die angespann-
ten Wohnungs- und Immobilienmärkte in 
den wachsenden Großstädten sorgen durch 
hohe Nachfrageüberhänge und Preisstei-
gerungen für mehr Abwanderung ins Um-
land (vgl. Kap. 1.1 Städte). Verfügbares und 
noch bezahlbares Bauland sowie verfüg-
bare gebrauchte Immobilien ermöglichen 
dort den Erwerb von Immobilieneigentum 
(vgl. Kap. 3.2 Wohneigentumsbildung). Die 
Marktintensität des Erwerbs von gebrauch-
ten Eigenheimen war 2018, wie auch in den 
Vorjahren, vor allem im Umland der Groß-
städte sowie in gut angebundenen ländli-
chen Kreisen im Westen, Norden und Osten 
Deutschlands hoch. Die höchsten Transak-
tionsraten im Verhältnis zum Eigenheimbe-
stand erzielten dabei die Küstenregionen an 
Nord- und Ostsee (vgl. AK OGA 2019: 46). 
Die Intensität der Transaktionen von Eigen-
tumswohnungen war neben den Großstäd-
ten vor allem direkt an der Küste, im engen 
Umland der Wachstumsstädte und in Süd-
deutschland hoch (vgl. AK OGA 2019: 70) 
(vgl. Kap. 5.1 Transaktionen bebauter und 
unbebauter Grundstücke). 

Wohnungsneubau insbesondere  
in teureren Landkreisen

Baufertigstellungen erfolgen vor allem in 
den teureren Umlandkreisen und ländlichen 
Kreisen. Die hier bestehende große Nach-
frage hat Angebotsengpässe zur Folge und 
führt zu teilweise stark steigenden Ange-
botsmieten und Immobilienpreisen. Die Un-
terschiede zwischen preiswerten und teuren 
Kreisen werden besonders bei den dünn be-
siedelten ländlichen Kreisen offensichtlich. 
In den dünn besiedelten ländlichen Kreisen 
mit überdurchschnittlichen Angebotsmie-
ten wurden 2019 mit 33.000 Wohnungen 
drei Viertel der Wohnungen innerhalb die-
ses Kreistyps fertiggestellt, in den günstige-
ren Landkreisen, die häufig eher weiter ent-
fernt von den großen Arbeitsmarktzentren 
liegen, nur ungefähr 25 %.

Die Karte 2 der durchschnittlichen jähr-
lichen Baufertigstellungen 2016 bis 2018 ver-
deutlicht die großräumigen Schwerpunkte 
des Wohnungsbaus und innerhalb der Regi-
onen die teils sehr heterogenen Bauaktivitä-
ten. Die Mitte und der Süden Bayerns fallen 
durch hohe und teils sehr hohe einwohner-
bezogene Baufertigstellungszahlen auf – im 
engeren Umland von München vor allem in 
Form von Mehrfamilienhauswohnungen, in 
Niederbayern und im nördlichen Oberbay-
ern besonders durch den Bau von Eigen-
heimen. Das betrifft Kommunen in städ-
tischen wie ländlichen Kreisen und deckt 
sich in der großen flächenhaften Ausdeh-
nung mit den Räumen hoher Wohnungs-
mieten und Immobilienpreise (vgl. Kap. 4 
Immobilienpreise und Wohnungsmieten). 
Suburbanisierungsringe sind vor allem um 
die (mittlerweile) teuren Stadtstaaten Ber-
lin und Hamburg zu erkennen. 

Kommunen mit einer hohen Bedeutung 
des Tourismus im Norden und Süden sowie 
Grenzkommunen im Westen und Süden 
haben in den letzten Jahren ebenfalls vie-
le Neubauprojekte realisiert. Schon seit vie-
len Jahren fallen im westlichen Niedersach-
sen die Landkreise Emsland, Cloppenburg, 
Vechta und Ammerland durch hohe Neu-
bauzahlen auf – vor allem im Eigenheimseg-
ment, die beiden letztgenannten aber auch 
zusätzlich im Geschosswohnungsbau. Die-
se Landkreise haben eine im bundesweiten 
Vergleich sehr junge Bevölkerung. Ferti-
lität und Wanderungsgewinne sind hoch. 
Die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ist überdurchschnittlich 
gestiegen. Weitere Kommunen mit hohen 
Fertigstellungszahlen sind im Bundesgebiet 
vereinzelt im Westen und Süden sowie im 
Umland von Leipzig zu finden.

Neubau erfolgt aber auch immer noch in 
peripher gelegenen ländlichen Räumen 
und in Regionen mit Bevölkerungsrück-
gängen, wenn auch auf niedrigem Niveau. 
Qualitative Defizite bei Bestandsimmobi-
lien und abweichende Wohnwünsche von 
Bauherren sorgen dort für Neubau trotz 
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Karte 2 
Kleinräumige Baufertigstellungen von Wohnungen 2016 bis 2018
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gleichzeitig verfügbarer leerstehender Woh - 
nungsbestände.

Die Angebotsmieten sind im Umland und 
in den ländlichen Räumen in den letzten 
zehn Jahren ebenfalls gestiegen. Vor allem 
das Umland prosperierender Städte sowie 
ländliche Räume mit Wirtschaftspotenzia-
len wie Tourismus haben bei den Mieten in-
serierter Wohnungen ordentlich zugelegt, 
wenn auch moderater als die Großstädte. 
Die Mietensteigerungen waren bei den teu-
ren Landkreisen stärker als bei den günsti-
gen, da dort die wirtschaftliche Dynamik 
und die Nachfragezuwächse durch Zuzü-
ge höher sind.

Zahlreiche Kommunen in 
ländlichen Räumen leiden unter 
Bevölkerungsrückgängen

Viele Kommunen in Deutschland schrump-
fen (vgl. Karte 1). Großräumig sind hier 
vor allem Städte und Gemeinden in Ost-
deutschland sowie in Niedersachsen, Hes-
sen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Bayern 
betroffen. Im Zeitraum 2013 bis 2018 hatten 
trotz der hohen bundesweiten Außenwan-
derungsgewinne ein Viertel der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und Städte in Deutsch-
land Bevölkerungsverluste von mindestens 
1 %. Diese Kommunen haben in den letzten 
zehn Jahren gut 640.000 Einwohner verlo-
ren. Vielfach handelt es sich um Kommunen 
außerhalb der Stadtregionen, häufig Klein- 
oder Mittelstädte und ländliche Gemein-
den mit geringen eigenen wirtschaftlichen 
Potenzialen. Diese Kommunen sind meist 
schon länger von Alterung geprägt. Vor al-
lem junge, mobile Menschen verlassen die 
Räume zur Ausbildung oder für den Berufs-
start; ältere, immobile Haushalte verbleiben 
im eigentlich vertrauten, aber doch langsam 
wandelnden Umfeld. Die Abwanderungen 

verringern die Wohnungsnachfrage und er-
höhen das Problem von Wohnungsleerstän-
den. Leerstand wird in den nächsten zehn 
Jahren vor allem in den Schrumpfungsräu-
men und dort besonders in Mehrfamilien-
häusern zunehmen (vgl. BBSR 2020e: 70; 
Kap. 1.4 Zukünftige Trends von Angebot 
und Nachfrage).

Schrumpfende ländliche Räume 
brauchen zentrale Kerne in erreich-
barer Nähe

Eine größere Entfernung zu Arbeitsmarkt-
zentren wirkt ebenfalls nachteilig. In den 
kleinstädtischen und dörflichen ländlichen 
Regionen sind die absoluten Auspendler-
zahlen in den letzten zehn Jahren stärker 
gestiegen als die Einpendlerzahlen, so dass 
sich der bereits hohe negative Pendlersaldo 
noch weiter erhöht hat. In den Mittelstäd-
ten und städtischen Räumen der ländlichen 
Regionen haben durch höhere Arbeitsplatz-
zuwächse hingegen auch die Einpendler-
zahlen stärker als die Auspendlerzahlen 
zugelegt. Hier zeigt sich die regionale Be-
deutung und Chance von funktionalen Ker-
nen in ländlichen Räumen, die auch für eine 
größere dünn besiedelte Fläche Beschäfti-
gungs-, Versorgungs- und Freizeitmöglich-
keiten bieten.

Es ist wichtig, das Umland und die ländli-
chen Räume als Entlastungsräume für die 
angespannten Wohnungsmärkte und als 
Haltepole für strukturschwächere Kommu-
nen zu stärken. Dabei haben die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und die Sicherung und 
der Ausbau der technischen und sozialen 
Infrastruktur eine besondere Bedeutung. 
Diese Maßnahmen reduzieren das Stadt-
Land-Gefälle, bieten attraktive Wohn- und 
Arbeitsmöglichkeiten und können den zu-
nehmenden Pendlerverkehr verringern. 
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1.3 Deutschland und seine Grenzregionen zu Nachbarländern 
Durch die zentrale Lage in Europa hat Deutschland wichtige Verfechtungen zu zahlreichen 
Nachbarländern. Die Wohnungsmärkte und ihre Entwicklungen bleiben aber hauptsächlich 
von nationalen Bedingungen bestimmt. Auf der lokalen Ebene können diese Unterschiede 
einen grenzüberschreitenden Einfuss auf die Wohnstandortwahl haben. 

Kurz gefasst 

n In Deutschland und seinen Nachbarländern lassen sich ähnliche 
Tendenzen wie allgemeine Preiserhöhungen, Steigerungen bei der 
Bautätigkeit und Wachstum der urbanen Räume erkennen. 

n Die Wohnungsmärkte sind hauptsächlich von nationalen Markt-
bedingungen geprägt, auch in den Verfechtungsräumen der 
Grenzregionen. 

n Die Immobilienpreise haben in allen Staaten zugelegt – die  
höchsten Preissteigerungen hatten Tschechien, Luxemburg und  
die Niederlande. 

n In den Grenzregionen zeigen sich Unterschiede der Wohnungs-
marktsituationen besonders deutlich. 

Zunehmende Wohnungsnachfrage und 
steigende Immobilienpreise in urbanen 
Räumen 

In Deutschland und den Nachbarländern 
ist die Bevölkerung in den letzten fünf Jah-
ren mit Ausnahme von Polen insgesamt 
gestiegen, meistens durch einen positiven 
Außenwanderungssaldo, insbesondere in 
den Städten und ihrem Umland (vgl. Kar-
te 3). In Deutschland, den Niederlanden 
und Belgien ist die Entwicklung mit einem 
Wachstum von 2,5 % bis 2,8 % vergleichbar. 
Luxemburg hingegen weist ein deutlich hö-
heres Wachstum auf. Auch Österreich und 
die Schweiz haben mit 4,1 % bzw. 5 % ins-
gesamt größere Bevölkerungsgewinne als 
Deutschland, wobei das Wachstum in den 
Grenzregionen vergleichbar bleibt. 

Das Wohnungsangebot ist seit 2014 eben-
falls in fast allen Ländern gestiegen, wobei 
die Entwicklung der Bautätigkeit nicht im-
mer mit dem Bevölkerungswachstum kor-
reliert (vgl. Abbildung 5). Luxemburg steht 
mit neun genehmigten Wohnungen pro 
1.000 Einwohner ganz oben auf der Lis-
te, bleibt allerdings unter dem Niveau von 
2014. In Polen hingegen werden bei stag-
nierender Bevölkerungsentwicklung deut-
lich mehr Wohnungen genehmigt. In Däne-
mark haben sich die Genehmigungszahlen 
sogar verdoppelt. 

Tschechien weist trotz relativ geringem Be-
völkerungswachstum (+1,3 %) die stärkste 
Preiserhöhung auf: Die Preise bei allen von 
privaten Haushalten erworbenen Wohn-
immobilien sind seit 2015 um fast 50 % 
gestiegen (vgl. Abbildung 6). In Luxem-
burg bleibt trotz der hohen Bautätigkeit 
der Druck auf den Wohnungsmärkten 
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Abbildung 5  
Genehmigte Wohnungen 2014 und 2018

Anzahl der genehmigten Wohnungen 
je 1.000 Einwohner

Anmerkungen: 
Schweiz: aktuellstes Jahr 2016; Tschechien: Anzahl angefangener Wohnungen; Belgien: nur Wohnungen in neuen Gebäuden.

©  BBSR Bonn 2020Datenbasis: Berechnungen des BBSR auf der Basis von Eurostat und nationaler Statistikämter
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Abbildung 6  
Häuserpreisindizes 2015 bis 2019

©  BBSR Bonn 2020Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung Europa, Eurostat
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Karte 4 
Angebotsmieten im deutsch-luxemburgisch-französischen Grenzraum 2019 
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Wohnungsmarktbeobachtung in Grenzregionen konkret 
Während harmonisierte Daten zu Immobilienmärkten und Wohn-
bedingungen auf der nationalen Ebene von Eurostat zur Verfü-
gung gestellt werden, sind regionale Daten, die für die Analyse der 
Grenzregionen notwendig sind, nicht immer verfügbar oder ver-
gleichbar. Jedes Land benutzt unterschiedliche Methoden und stellt 
unterschiedliche Daten zur Verfügung: bei Wohnungsmieten bei-
spielsweise Bestandsmieten oder Preise für Neuvermietungen, An-
gaben pro Quadratmeter oder pro Zimmer, Indizes oder Bruttodaten. 
Diese Unterschiede machen einen detaillierten Vergleich schwierig. 
Eine Harmonisierung der Daten unter anderem zum Wohnungs-
wesen und die Bereitstellung von Indikatoren auf der lokalen oder 
regionalen Ebene für alle Grenzregionen in Deutschland ist Bestand-

teil eines laufenden Projekts im BBSR. 

bestehen, was sich in einer Preiserhöhung 
von über 35 % äußert. In Frankreich steigen 
die Preise mit 12 % am langsamsten, wobei 
die Preise in Paris deutlich stärker gestie-
gen sind als im Rest des Landes. Diskussi-
onen über die Bezahlbarkeit des Wohnens 
und die Ausweitung des Wohnungsange-
bots werden in allen Nachbarländern breit 
geführt. Laut dem Eurobarometer gaben 
im Herbst 2019 z. B. 25 % der Deutschen 
das Tema Wohnungsbau als eine der drei 
dringlichsten Prioritäten in ihrem Land an. 

Unterschiedliche Mietenniveaus 
auch in Grenzregionen 

Ein Blick in die Grenzregionen zeigt, ob 
die Verfechtungen dort den lokalen Woh-
nungsmarkt beeinfussen. Als Beispiel die-
nen die verfügbaren Daten zu Wohnungs-
mieten an der Grenze zu Luxemburg und 
Frankreich (vgl. Karte 4). Während die 
durchschnittlichen inserierten Mieten ei-
ner Wohnung in der Stadt Luxemburg 27 € 
je m² erreichen, bleiben die Quadratmeter-
mieten auf der deutschen Seite unter 8 €. 
Nur in der Stadt Trier sind die Angebots-
mieten bei knapp 9 € je m², im Landkreis 
Trier-Saarburg bei fast 7,20 € je m². Fast 
40.000 Grenzpendler, die in Luxemburg 
arbeiten, können von deutlich günstigeren 
Wohnkosten in Deutschland proftieren. 
Zwischen Deutschland und Frankreich sind 
die Pendlerbewegungen umgekehrt: Über 
45.000 Einpendler kommen aus Frank-
reich, um in Deutschland zu arbeiten, ob-
wohl die Wohnungsmieten auf der franzö-
sischen Seite höher sind als in Deutschland. 
In diesen drei Ländern scheinen die zahlrei-
chen Verfechtungen auch im unmittelba-
ren Grenzraum keinen direkten Einfuss auf 
das Mietniveau zu haben, sondern vielmehr 
die Nähe einer Stadt. Die unterschiedlichen 
Preise können aber die Wohnstandortwahl 
und somit auch die Pendlerbewegungen 
grenzübergreifend beeinfussen. 

Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 202034 
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Abbildung 7 
Verteilung der Bevölkerung nach Wohnbesitzverhältnissen 2018
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Für gemeinsame Grenzregionen relevant 
sind die Unterschiede der Eigentümer-
quoten (vgl. Abbildung 7). Während in der 
Schweiz und in Deutschland 42 % bzw. 51 % 
der Bevölkerung in Eigentümerhaushalten 
leben, sind es in osteuropäischen Ländern 
wie Tschechien und Polen ca. 80 %. Bemer-
kenswert ist auch der hohe Anteil der Eigen-
tümer ohne Hypothek oder Darlehen in die-
sen Ländern. Der Anteil der Mieter, die eine 
ermäßigte oder keine Miete bezahlen müs-
sen ist mit 16 % in Frankreich am höchsten. 

Die Wohnbedingungen sind in Deutschland 
im Vergleich gut. Die Überbelegungsquo-
te ist mit 7,2 % eine der niedrigsten unter 
den Nachbarländern (vgl. Abbildung 8). 
Laut Eurostat ist die Überbelegungsquote 

„als prozentualer Anteil der Bevölkerung 
[definiert], der in überbelegten Haushal-
ten lebt. Eine Person wird dann als in ei-
nem überbelegten Haushalt lebend gezählt, 
wenn dem Haushalt nicht eine entsprechen-
de Mindestzahl von Räumen zur Verfügung 
steht“ (Eurostat 2020). Diese Zahl ist abhän-
gig vom Alter und von der Zusammenset-
zung des Haushalts. In Polen ist die Über-
belegungsquote mit Abstand am höchsten. 
Dort ist auch die durchschnittliche An-
zahl von Zimmern pro Person mit 1,1 am 
niedrigsten. Polen ist das einzige Land, in 
dem die Überbelegungsquote in ländlichen  
Gebieten so hoch wie in Städten ist. Die 
Überbelegungsquote ist überall bei Mietern 
deutlich höher als bei Eigentümern. 

Trotz ähnlicher Trends wie eine allgemei-
ne Preiserhöhung und die Attraktivität der 
urbanen Räume lässt sich kein einheitliches 
Profil der Wohnungsmärkte in Deutschland 
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Abbildung 8 
Überbelegungsquote nach Verstädterungsgrad 2018
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und in den Nachbarländern zeichnen. Die 
Wohnbedingungen und die Marktstruk-
turen weichen von Land zu Land stark ab. 
Die Wohnungsmärkte entwickeln sich un-
terschiedlich schnell. Eine ganze Reihe 
von Faktoren kann diese nationalen Merk-
male erklären: Gesetzgebung, Steuerni-
veaus, Kreditbedingungen, die Lage der 

Arbeitsmärkte und die Kaufkraft der Be-
völkerung sowie natürlich auch historische 
und kulturelle Aspekte. Für eine flächen-
deckende Analyse der grenzüberschreiten-
den Zusammenhänge der Wohnungsmärk-
te fehlen jedoch oftmals noch vergleichbare 
regionale Daten.
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Steigende Einkommen fördern den 
Wohnflächenkonsum

Die künftige Nachfrage nach Wohnraum 
hängt im Wesentlichen von ökonomischen 
und demografischen Einflussfaktoren ab. 
So bewirkte das gestiegene Einkommen der 
Haushalte in der Vergangenheit eine stark 
verbesserte Wohnsituation, sowohl was die 
Pro-Kopf-Wohnfläche betrifft als auch den 
steigenden Anteil von selbstnutzenden Im-
mobilieneigentümern. Eine Prognose der 
Einkommensentwicklung ist jedoch mit 
vielen Fragezeichen verbunden, so dass 
diese prinzipiell außen vor bleibt. Die Ein-
schätzung der künftigen Wohnungsnach-
frage erfolgt daher in der Regel auf Basis der 

Vorausschätzung der demografischen Ent-
wicklung der nächsten Jahrzehnte.

Die Alterung der Bevölkerung wird sich 
weiter fortsetzen

Die Bevölkerungsvorausberechnungen des 
Statistischen Bundesamts zeigen eine 
Spannbreite der möglichen zukünftigen 
Entwicklungen ausgehend von der gegen-
wärtigen Struktur der Bevölkerung und ge-
troffenen Annahmen zur Entwicklung der 
Geburtenhäufigkeit, der Lebenserwartung 
und des Saldos der Wanderungen aus und 
nach Deutschland. Die 14. koordinierte Be-
völkerungsvorausberechnung aus dem Jahr 
2019 reicht bis zum Jahr 2060 und stellt ein 
System aus insgesamt 30 Varianten und Mo-
dellrechnungen dar. Ihr Kernstück bilden 
neun Hauptvarianten (Varianten 1 bis 9).

Die Berechnungen ergeben einen Anstieg 
der Bevölkerungszahl mindestens bis 2024 
und einen Rückgang spätestens ab 2040. Die 
Bevölkerungszahl wird im Jahr 2060 dann 
zwischen 74 und 83 Mio. liegen (vgl. Ab-
bildung 9). Die Alterung der Bevölkerung 
wird sich trotz höherer Nettozuwanderung 
und gestiegener Geburtenzahlen weiter 
verstärken. In den nächsten 20 Jahren sind 
durch den aktuellen Altersaufbau ein Rück-
gang der Bevölkerung im Erwerbsalter und 
ein deutlicher Anstieg der Seniorenzahl vor-
gezeichnet. Die Zahl der Menschen im Alter 
ab 67 Jahren stieg bereits zwischen 1990 und 
2018 um 54 % von 10,4 Mio. auf 15,9 Mio. 
Sie wird bis 2039 um weitere 5 bis 6 Mio. auf 

1.4 Zukünftige Trends von Angebot und Nachfrage
Die künftige Nachfrage nach Wohnraum wird in den nächsten 10 bis 15 Jahren im Wesent-
lichen von ökonomischen und demografischen Einflussfaktoren abhängen. Aufgrund einer 
zu erwartenden positiven Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung wird die Nachfrage nach 
Wohnraum weiter steigen. Die Wohnungsbautätigkeit wird in den dynamischen Regionen 
vermutlich nicht so stark steigen, dass die Knappheit beim Wohnungsangebot dauerhaft 
verschwindet. Leerstand bleibt in peripheren Abwanderungsregionen ein wichtiges Thema.

Kurz gefasst

n Die Bevölkerungszahl wird vermutlich auch langfristig aufgrund von 
Zuwanderung kaum sinken. Bis zum Jahr 2024 ist sogar mit einer 
weiteren Steigerung zu rechnen.

n Die durchschnittliche Haushaltsgröße wird noch leicht sinken, so 
dass alleine durch diesen Struktureffekt eine noch steigende Zahl  
an Haushalten und somit zusätzliche Wohnungsnachfrage wahr-
scheinlich ist.

n Die Pro-Kopf-Wohnfläche wird noch leicht steigen, so dass im Jahr 
2030 pro Person ca. 48,5 m2 Wohnfläche zu Verfügung stehen wird. 

n Auch die haushaltsbezogene Wohneigentumsquote wird bis zum 
Jahr 2030 auf 50 % steigen.

n Wohnungsleerstände werden vor allem bei Geschosswohnungen 
und in Schrumpfungsregionen bis 2030 weiter zunehmen.
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mindestens 21 Mio. wachsen und anschlie-
ßend bis 2060 relativ stabil bleiben.

Die 14. koordinierte Bevölkerungsvoraus-
berechnung geht davon aus, dass sich die 
regionalen Unterschiede weiter verstärken 
werden. Bei einer moderaten Entwicklung 
von Geburtenhäufigkeit, Lebenserwartung 
und Nettozuwanderung wird die Bevöl-
kerungszahl in den westdeutschen Flä-
chenländern bis 2060 um 4 % und in den 
ostdeutschen Flächenländern um 18 % ab-
nehmen. In den Stadtsaaten wird sie dage-
gen um 10 % wachsen. Die 14. koordinier-
te Bevölkerungsvorausberechnung ist keine 
regionalisierte Vorausschätzung auf Kreis-
ebene. Eine solche wird mit der Veröffent-
lichung der BBSR-Bevölkerungsprognose 
umgesetzt, die bei Redaktionsschluss aber 
noch nicht vorlag.

Anteil von Ein- und Zweipersonenhaus-
halten wird noch weiter zunehmen

Ebenfalls zum Redaktionsschluss noch nicht 
vorliegend ist eine regionalisierte Haus-
haltsprognose, die im Rahmen der BBSR-
Raumordnungsprognose 2040 veröffent-
licht wird. Die Wohnungsnachfrage wird 
durch die Nachfrage nach Wohnraum der 
Haushalte bestimmt. Es wird angenommen, 
dass die Haushaltsverkleinerung unter an-
derem durch die Alterung der Gesellschaft 
in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
noch weiter voranschreitet, auch wenn das 
Verkleinerungspotenzial schon relativ weit 
ausgeschöpft ist. So liegt beispielsweise in 
den größten Städten der Anteil von Ein- 
und Zweipersonenhaushalten bereits bei 
über 80 %. Unter der Annahme, dass die 
Kinderzahl nicht noch weiter zurückgehen 

Abbildung 9 
Varianten des vorausberechneten Bevölkerungsstandes bis 2060

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, 
Statistisches Bundesamt: 14. koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung
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wird, kann der Anteil von Familienhaus-
halten nicht noch deutlich weiter sinken. 
Eine Verringerung der durchschnittlichen 
Haushaltsgröße von zurzeit ca. 2,0 Perso-
nen auf etwas unter 2 würde bei gleichblei-
bender Bevölkerungszahl noch einmal ein 
deut liches Plus in der Zahl der Haushalte 
bedeuten. Unter der Annahme, dass auch 
die Bevölkerungszahl bis 2024 wächst, ver-
stärkt das die Zunahme der Träger der Woh-
nungsnachfrage zusätzlich. 

Für einzelne Bundesländer führen die sta-
tistischen Landesämter Modellrechnungen 
zur Haushaltsentwicklung durch. Für Nord-
rhein-Westfalen zeigen die Modellrechnun-
gen, dass die durchschnittliche Haushalts-
größe von 2,03 (2018) auf 1,99 (2040) sinken 
wird (IT.NRW 2018: 19). Die Bevölkerungs-
zahl Nordrhein-Westfalens wird demzufol-
ge zwischen 2018 und 2040 nur noch um 
0,5 % steigen, wobei sie spätestens ab 2030 
zu sinken beginnt. Dagegen steigt die Haus-
haltszahl den Modellrechnungen zufolge im 
gleichen Zeitraum um 2,5 % und nimmt am 
Ende des Zeitraumes 2040 auch noch nicht 
ab.

Wohnungsknappheit wird in dyna-
mischen Regionen weiter vorherrschen

Für das Bundesgebiet ist davon auszugehen, 
dass die Wohnungsnachfrage aufgrund stei-
gender Haushaltszahlen noch kurz- bis mit-
telfristig steigen wird. Die Zahl der Woh-
nungsnachfragenden wird auch langfristig 
kaum zurückgehen. Zusätzlich fragen die 
einzelnen Haushalte immer mehr Wohn-
fläche nach und orientieren sich stärker an 
selbstgenutztem Wohnraum. Bereits in der 
letzten Wohnungsmarktprognose 2030 aus 
dem Jahr 2015 konnte ein stabiler Trend der 
Haushalte zu mehr Pro-Kopf-Wohnfläche 
und zum Wohneigentum festgestellt werden 
(vgl. BBSR 2015a: 9 f.). Durch den Bedeu-
tungsgewinn von Haushaltstypen mit höhe-
ren Eigentumsquoten (Struktureffekt) und 
die erhöhte Eigentumsbildung bei einzelnen 

Haushaltstypen (Verhaltenseffekt) wird die 
Eigentümerquote in Deutschland bis 2030 
auf rund 50 % ansteigen (vgl. Abbildung 10). 
Dies bedeutet gegenüber 2018 (46,4 %) 
eine Steigerung um 3,5 Prozentpunkte. Die 
Nachfrage nach Wohneigentum, insbeson-
dere in den Großstädten im Geschoss, wird 
überdurchschnittlich zunehmen. In West-
deutschland wird die Wohneigentumsquo-
te 2030 aller Voraussicht nach sogar deutlich 
über 50 % liegen, in Ostdeutschland histo-
risch bedingt trotz geringerer Verstädterung 
bei knapp unter 43 %. Eine vollzogene An-
passung zwischen Ost und West ist beim 
Wohneigentum noch in weiter Ferne. Auch 
die nachgefragten Pro-Kopf-Wohnflächen 
liegen im selbstgenutzten Wohneigentum 
zwischen Ost und West 2030 vermutlich 
noch deutlich auseinander. Anders dagegen 
bei den Pro-Kopf-Wohnflächen der Mieter-
haushalte, für die in den nächsten zehn Jah-
ren der Angleichungsprozess zwischen Ost 
und West deutlich fortschreiten wird. Bun-
desweit wird voraussichtlich die Pro-Kopf-
Wohnfläche von 45 m² (2018) auf 48,5 m² 
(2030) steigen.

Die Wohnungsnachfrage von Eigentümer-
haushalten wird in Deutschland in den 
nächsten 10 bis 20 Jahren aller Voraussicht 
nach dynamischer verlaufen als die der 
Mieterhaushalte.

Leerstand wird perspektivisch 
zunehmen

In den Wachstumsregionen ist der Woh-
nungsleerstand mittlerweile verschwin-
dend gering, so dass bereits der notwendige 
Fluktuationsleerstand, der für das Funkti-
onieren von Umzugsvorgängen relevant 
ist, unterschritten ist (vgl. Kap. 2.3 Woh-
nungsbestände). Ganz anders in den pe-
ripheren ländlichen Regionen. Hier konn-
te trotz hoher Außenwanderungen nach 
Deutschland der Wohnungsleerstand in den 
letzten Jahren kaum abgebaut werden, da 
sich die Außenwanderungen vor allem auf 
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Abbildung 10 
Prognose der Eigentümerquote und der Pro-Kopf-Wohnfläche bis 2030

Quelle: BBSR-Wohnungsmarktprognose 2030 © BBSR Bonn 2015
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Abbildung 11 
Prognostizierte Zunahme der Wohnungsüberhänge 2015 bis 2030
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die Wachstumsräume konzentrieren (vgl. 
Kap. 3.1 Bevölkerung und Haushalte). 

Künftig dominieren die Wohnungsüber-
hänge noch stärker im Geschosswoh-
nungssegment. Berechnungen im Rah-
men des vom BBSR und BMI beauftragten 
Forschungsprojekts „Künftige Wohnungs-
leerstände in Deutschland“ zufolge steigen 
die Wohnungsüberhänge bis 2030 in die-
sem Segment um 6,1 Prozentpunkte (vgl. 
Abbildung 11). In Regionen mit schrump-
fender Nachfrage werden die Überhänge 
voraussichtlich um 7,8 Prozentpunkte zu-
nehmen. Schrumpfungsregionen gibt es 

im Westen wie im Osten, dennoch drohen 
dem Osten mit +6,7 Prozentpunkten über-
durchschnittliche Zuwächse, da der Anteil 
an Schrumpfungsregionen höher ist. Bun-
desweit ist bei den Wohnungsüberhängen 
von einem Zuwachs von ca. 1,5 Mio. Woh-
nungen im Zeitraum 2015 bis 2030 auszu-
gehen (+3,6 Prozentpunkte).

Eine der wohnungspolitischen Aufgaben 
bleibt es auch in Zukunft, in Regionen mit 
Wohnungsüberhängen Rückbaumaßnah-
men zu erleichtern, damit der dauerhafte 
Leerstand nicht ganze Quartiere und Ge-
meinde- bzw. Stadtteile erfasst.
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Wohnungsangebot2
2.1 Bautätigkeit
Deutschland befindet sich seit zehn Jahren im Wohnungsbauboom. Die Bautätigkeit bringt 
dies deutlich zum Ausdruck. Gegenüber dem Tiefpunkt der Bautätigkeit im Jahr 2009  
haben sich die Fertigstellungszahlen fast verdoppelt. 

Kurz gefasst

n Seit 2010 nimmt die Wohnungsbautätigkeit wieder deutlich zu – 
2019 wurden 293.000 Wohnungen bzw. 35 Wohnungen je 10.000 
Einwohner fertiggestellt.

n Gegenüber 2010 mit 160.000 fertiggestellten Wohnungen ent-
spricht dies einer Steigerung von 83 %.

n Der Neubau von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern steigt  
stärker an als im Eigenheimsegment. Mittlerweile werden knapp 
zwei Drittel aller Wohnungen im Geschoss fertiggestellt.

n Der Geschosswohnungsneubau erfolgt vor allem in den prosperie-
renden Großstädten, Umlandgemeinden und Touristenregionen.

n Die auf gut 360.000 Wohnungen gestiegenen Baugenehmigungs-
zahlen im Jahr 2019 lassen eine weitere Ausweitung des Wohnungs-
baus erwarten. Gegenüber 2010 sind die Baugenehmigungen um 
92 % gestiegen.

n Auch bei den Baugenehmigungen überwiegen mittlerweile Woh-
nungen in Mehrfamilienhäusern (64 %).

n Knapp die Hälfte aller Baugenehmigungen des Geschosswoh-
nungsbaus sind Eigentumswohnungen, allerdings mit rückläufiger 
Tendenz.

n Genehmigte aber noch nicht fertiggestellte Wohnungen werden als 
Bauüberhang bezeichnet. Dieser ist in den letzten Jahren stark  
gestiegen und umfasste 2019 740.000 Wohnungen.

Baufertigstellungen nehmen seit 2011 
deutlich zu

Seit dem letzten Baukonjunkturhöchststand 
Mitte der 1990er-Jahre verringerte sich der 
Wohnungsneubau in den 2000er-Jahren 
deutlich. Im Jahr 2009 wurde der Tiefpunkt 

der Wohnungsbautätigkeit erreicht. Seither 
ist die Talsohle durchschritten und insbe-
sondere seit 2011 stieg die Wohnungsbau-
tätigkeit stark an. Im zurückliegenden Jahr-
zehnt ist die Wohnungsbautätigkeit pro Jahr 
um ca. 7 % gestiegen. Die mittlerweile auf 
einem hohen Niveau befindliche Bautä-
tigkeit konnte in den letzten Jahren noch 
weiter gesteigert werden. Bezogen auf die 
Bevölkerung sind die Baufertigstellungen 
seit 2010 von 20 auf 35 Fertigstellungen je 
10.000 Einwohner pro Jahr gestiegen. Im 
Jahr 2019 konnten somit 293.002 Wohnun-
gen realisiert werden (vgl. Tabelle 1).

Die Fertigstellungszahlen im Geschosswoh-
nungsbau sind seit 2010 deutlich stärker ge-
stiegen als im Eigenheimbereich. Die jähr-
liche Zunahme betrug im Schnitt ca. 11 %, 
im Eigenheimbereich nur 2 %. Die Bautä-
tigkeit im Geschosswohnungsbau befindet 
sich mittlerweile auf einem hohen Niveau. 
Der Zuwachs der letzten Jahre betrug jähr-
lich bis zu 4 %. Im Eigenheimbereich war 
die Entwicklung durch mehr oder weni-
ger gleichbleibende Fertigstellungszahlen 
gekennzeichnet.

Durch die stärkere Zunahme im Mehr- 
familienwohnungsbau hat sich die zu Be-
ginn des Jahrzehnts noch mehrheitlich 
vom Eigenheimbau geprägte Bautätigkeit 
hin zum Geschosswohnungsbau entwickelt. 
Werden Baumaßnahmen an bestehenden 
Gebäuden sowie Wohnungen in Nicht-
wohngebäuden dem Geschosswohnungs-
bau zugeordnet, beträgt dessen Anteil 2019 
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knapp 65 %. Die Eigenheimquote ist dage-
gen von 53 % (2010) auf 35 % (2019) im 
Neubau gesunken (vgl. Tabelle 1).

Neubauzahlen steigen besonders  
in Städten und deren Umland

Die Dynamik der insgesamt steigenden 
Wohnungsbautätigkeit fällt in den verschie-
denen Regionen und siedlungsstrukturellen 
Kreistypen unterschiedlich aus. 

Die Fertigstellungszahlen haben sich in den 
kreisfreien Großstädten von 2010 bis 2019 
beinahe verdoppelt und sind somit dort am 
stärksten gestiegen. Zwar nimmt die Dy-
namik insgesamt seit 2016 ab, jedoch lag 
die Bautätigkeit der kreisfreien Großstädte 
2017 und 2018 deutlich höher als im bun-
desweiten Durchschnitt, und dies, obwohl 
die Voraussetzungen für den Wohnungs-
bau in den Großstädten eher schwieriger 
sind als in den weniger verdichteten Räu-
men (vgl. Abbildung 12; BBSR 2020f). 

Ähnlich dynamisch verlief die Bautätigkeit 
in den ländlichen Kreisen mit Verdichtungs-
ansätzen: Sie ist dort vor allem 2019 gegen-
über den anderen Kreistypen deutlich ge-
stiegen. In den dünn besiedelten ländlichen 

Kreisen ist der Wohnungsbau durch den Ei-
genheimbau geprägt, der sich eher verhalten 
entwickelt hat. Angesichts der hohen Preise 
in den Kernstädten suchen sich mehr Bau-
herren bezahlbarere Alternativen im Um-
land, so dass sich eine weitere Verlagerung 
der Bautätigkeit von den Städten in das Um-
land ergibt.

Stärker wachsender Wohnungsbau  
in den dynamischen Regionen

Die Bautätigkeit ist in den stärker wachsen-
den Kreisen und Städten deutlicher ange-
stiegen als in den schwächer wachsenden 
bzw. stagnierenden und schrumpfenden 
Kreisen und Städten. Stark wachsende 
Kreise und Städte weisen mittlerweile eine 
Bautätigkeit von 50 Wohnungen je 10.000 
Einwohner auf (2019) und unterscheiden 
sich erheblich von den weniger dynami-
schen Gebietseinheiten (vgl. Abbildung 13). 
Schrumpfende bzw. in der Bevölkerungs-
zahl stagnierende Städte und Kreise weisen 
dagegen eine Bautätigkeit von 22 Wohnun-
gen je 10.000 Einwohner auf. 

Die hohe Dynamik der Bautätigkeit wird 
durch den Geschosswohnungsbau ge-
tragen. Dieser hat sich bezogen auf die 

Gebäudeart 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Anzahl fertiggestellter Wohnungen

Ein- und Zweifamilienhäuser 85.367 97.015 100.294 102.246 106.846 102.644 105.719 105.948 103.363 103.110
Mehrfamilienhäuser, Nicht- 
Wohngebäude und Baumaß- 
nahmen an bestehenden  
Gebäuden

74.465 86.095 100.172 112.571 138.479 145.078 171.973 178.868 183.989 189.892

Insgesamt 159.832 183.110 200.466 214.817 245.325 247.722 277.692 284.816 287.352 293.002

Anteil fertiggestellter Wohnungen nach Gebäudeart in %

Eigenheimquote 53,4 53,0 50,0 47,6 43,6 41,4 38,1 37,2 36,0 35,2
Geschosswohnungsquote 46,6 47,0 50,0 52,4 56,4 58,6 61,9 62,8 64,0 64,8

Anmerkungen: Wohnungsneubau sowie Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden; Mehrfamilienhäuser inkl. Wohnheime
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baufertigstellungen des Bundes und der Länder © BBSR Bonn 2020

Tabelle 1 
Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäudeart 2010 bis 2019
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Abbildung 12 
Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäudeart und Kreistypen 2005 bis 2019

Anmerkung: Große kreisfreie Großstädte: mindestens 500.000 Einwohner.

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baufertigstellungen des Bundes und der Länder, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes 
und der Länder (Umschätzungen nach Zensuskorrektur bis 2010 durch das BBSR) © BBSR Bonn 2020
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Einwohnerzahl in den stark wachsenden 
Kreisen und Städten von 11 Wohnungen 
je 10.000 Einwohner (2010) auf 33 Woh-
nungen je 10.000 Einwohner (2019) ver-
dreifacht. Dagegen liegt das Bautätig-
keitsniveau im Geschosswohnungsbau in 
schrumpfenden oder stagnierenden Krei-
sen und Städten bei etwas über 7 Wohnun-
gen je 10.000 Einwohner. Der hohen Dy-
namik des Geschosswohnungsbaus steht in 
den stark wachsenden Gebietseinheiten der 
rückläufige Eigenheimbau gegenüber. Das 
hohe Preisniveau der Grundstücke hat in 
den letzten Jahren zu einem Rückgang der 
Baufertigstellungen im Eigenheimbau ge-
führt. In den schrumpfenden oder stagnie-
renden Kreisen und Städten ist der Eigen-
heimbau dagegen in den letzten Jahren noch 
leicht gestiegen, was angesichts der nied-
rigen Grundstückspreise und den günsti-
gen Finanzierungsbedingungen erklärbar 
erscheint. 

Die Bautätigkeit ist im letzten Jahrzehnt in 
den teureren Städten und Kreisen stärker 
gestiegen als in den günstigeren Gebiets-
einheiten. Auswertungen der Angebotsmie-
ten zeigen, dass in den Städten und Krei-
sen mit Angebotsmieten über 8,50 € je m² 
nettokalt die Bautätigkeit von 2010 bis 2019 
von 25 Fertigstellungen auf 43 Fertigstellun-
gen gestiegen ist (vgl. Abbildung 14). In den 
günstigen Städten und Kreisen mit Ange-
botsmieten bis zu 6,00 € je m² nettokalt ist 
die Bautätigkeit mit 19 Fertigstellungen je 
10.000 Einwohner deutlich niedriger. Auch 
der Zuwachs seit 2010 fällt niedriger aus. 

Dennoch ist erkennbar, dass auch in Re-
gionen mit günstigen Wohnkosten und 
schrumpfender Bevölkerungszahl die Bau-
tätigkeit angestiegen ist und trotz geringer 
Wohnungsnachfrage das Angebot wächst. 
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Gebäudearten zeigen unter- 
schiedliche regionale Schwerpunkte 
der Bautätigkeit

Regionale Schwerpunkte der Bautätigkeit 
im Eigenheimsektor sind die ländlich ge-
prägten Regionen im nördlichen Schleswig-
Holstein, in Niedersachsen und in Bayern 
sowie die Umlandregionen der großen Met-
ropolen wie Berlin und Hamburg (vgl. Kar-
te 5). Zusätzlich sind positive Impulse für 
den Eigenheimbau in Grenznähe zu Luxem-
burg und den Niederlanden erkennbar.

Im Geschosswohnungsbau liegen die Fer-
tigstellungen schwerpunktmäßig in den 
großen Städten, teilweise ergänzt durch 
Umlandgemeinden sowie Regionen au-
ßerhalb der Metropolregionen mit noch 
wachsender Bevölkerung (z. B. westliches 
Niedersachsen), zum Teil in Tourismusregi-
onen an den Küsten und in Süddeutschland. 
Deutschlandweit erreichten die Umland-
kreise Mainz-Bingen (102 Wohnungen je 
10.000 Einwohner), Pfaffenhofen an der Ilm 
(99) und Dahme-Spreewald (96), die Stadt 
Potsdam (92) und der touristisch geprägte 
Landkreis Nordfriesland (90) die einwoh-
nerbezogen höchsten Fertigstellungszahlen.

Verglichen mit 2018 legten unter den sie-
ben größten deutschen Städten Berlin 
(+14 %) und Frankfurt am Main (+23 %) 
beim Wohnungsbau zu. München, Ham-
burg, Köln, Stuttgart und Düsseldorf ver-
zeichneten dagegen Rückgänge. Insgesamt 
wurden in den Big Seven im Jahr 2019 
47.000 Wohnungen fertiggestellt. Gemes-
sen an der Einwohnerzahl steht Frankfurt 
am Main mit 62 Wohnungen je 10.000 Ein-
wohner an der Spitze der größten Städte. 
Hamburg (53), Berlin (52) und München 
(51) folgen auf den weiteren Plätzen. Im 
Vergleich aller Städte und Landkreise wur-
den in Berlin mit 19.000 Wohnungen die 
mit Abstand meisten Wohneinheiten rea-
lisiert, gefolgt von den Großstädten Ham-
burg mit 9.800 Wohnungen und München 
mit 7.500 Wohnungen.

Abbildung 13 
Baufertigstellungen von Wohnungen 2010 bis 2019  
nach Typen der Bevölkerungsentwicklung 2013 bis 2018

© BBSR Bonn 2020

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baufertigstellungen des Bundes 
und der Länder, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder
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Abbildung 14 
Baufertigstellungen von Wohnungen 2010 bis 2019  
nach Niveau der Angebotsmieten 2019

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baufertigstellungen des Bundes 
und der Länder, IDN ImmoDaten GmbH

Klassi�zierung des Mietenniveaus: niedrig = unter 6,00 € je m² / mittel = 6,00 bis unter 7,00 € je m² /
höher = 7,00 bis unter 8,50 € je m² / hoch = 8,50 € je m² und mehr  
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Karte 5 
Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäudeart 2019
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Hohe Baugenehmigungen signalisie-
ren weiter steigende Bautätigkeit

Die Zahl der Baugenehmigungen hat sich 
im Vergleich zu den Fertigstellungen in den 
letzten Jahren dynamischer entwickelt (vgl. 
Abbildung 15). So wurden 2019 in Deutsch-
land gut 360.000 Wohnungen genehmigt. 
Das sind 92 % bzw. 173.000 Wohnungen 
mehr als im Jahr 2010. Einem recht großen 

Anstieg um 19 % im Jahr 2016 auf einen 
vorläufigen Höhepunkt von 372.000 Ge-
nehmigungen folgt in den Jahren 2017 und 
2018 ein Rückgang und ein erneuter leichter 
Anstieg 2019. Differenziert nach siedlungs-
strukturellen Kreis typen zeigt sich, dass sich 
in den kreisfreien Großstädten die Zahl der 
Genehmigungen seit 2010 mit +112 % mehr 
als verdoppelt hat, während in den anderen 
Kreistypen die Steigerungen etwas geringer 
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ausfielen (+76 % bis +95 %). In den kreis-
freien Großstädten sind die Baugeneh-
migungszahlen allerdings seit drei Jahren 
leicht rückläufig, während andere Kreis-
typen vor allem 2019 wieder Zuwächse er-
fahren haben.

Dies liegt auch daran, dass die Genehmi-
gungen für Eigenheime seit Jahren sowohl 
in den städtischen als auch in den länd-
lichen Räumen stabil sind. In den kreis-
freien Städten ging ihre Anzahl dagegen 
zurück. Allein knapp 60.000 der 2019 ge-
nehmigten gut 360.000 Wohnungen entfie-
len auf die sieben größten deutschen Städ-
te. Berlin (22.524 Wohnungen), Hamburg 
(11.632), München (10.929) und Frankfurt 
am Main (5.829) führen die Liste der Stadt- 
und Landkreise an.

Die gemessen an der Einwohnerzahl 
deutschlandweit meisten Baugenehmigun-
gen entfielen auf Darmstadt (132 Wohnun-
gen je 10.000 Einwohner), Landau (126), 

den Landkreis Dahme-Spreewald (125) 
sowie Regensburg (124). Anteilsmäßig am 
meisten Genehmigungen erteilten die Bau-
ämter in den Stadt- und Landkreisen mit 
wachsenden und überdurchschnittlich stark 
wachsenden demografischen und wirt-
schaftlichen Trends: In diesen Kreisen ge-
nehmigten die Ämter 2019 rund 300.000 
Wohneinheiten (84 % aller Genehmi-
gungen) – hier leben 74 % der deutschen 
Bevölkerung.

Bauüberhänge steigen weiter an

Die Zahl der Baufertigstellungen war in 
den letzten Jahren gegenüber der Zahl der 
Baugenehmigungen stets deutlich niedriger 
(vgl. Abbildung 15). Genehmigte, aber noch 
nicht fertiggestellte Baumaßnahmen wer-
den durch die Statistik der Bauüberhänge 
erfasst. Der Bauüberhang steigt seit Jahren 
an; seit 2010 von gut 330.000 auf 740.000 
Wohnungen im Jahr 2019.

Abbildung 15 
Baugenehmigungen, Baufertigstellungen und Bauüberhänge 2002 bis 2019

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR Wohnungsmarktbeobachtung, Statistisches Bundesamt – Fachserie 5 Reihe 1 
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Die beiden Größen weichen im Allgemei-
nen häufig voneinander ab, da eine Bauge-
nehmigung das Recht, aber nicht die Pflicht 
beinhaltet, zu bauen. Baugenehmigungen 
können auch verfallen, allerdings spielen 
erloschene Baugenehmigungen quantitativ 
so gut wie keine Rolle. Baugenehmigungen 
haben in der Regel eine Geltungsdauer von 
zwei bis vier Jahren.

Oftmals orientiert sich der Umfang der be-
antragten Baugenehmigungen an unter-
nehmerischen Verkaufszielgrößen, wäh-
rend sich die Fertigstellungen anschließend 
auf Grundlage der erzielten Verkäufe erge-
ben. Es kann auch vorkommen, dass der ge-
plante Umfang der Maßnahme bis zur Fer-
tigstellung reduziert wird (z. B. fehlende 
Finanzierung etc.). Zum Teil dienen Bau-
genehmigungen auch dazu, aus Anlass ei-
nes Verkaufes über die Bebaubarkeit eines 

Grundstückes Sicherheit zu erlangen. Die-
se Aspekte führen – häufig in Kombination 
miteinander – zu einem Auseinanderfallen 
der Genehmigungs- und Fertigstellungs-
zahlen. Es ist im Zeitablauf jedoch davon 
auszugehen, dass sich die Fertigstellungs-
zahlen zeitversetzt in Richtung der Bauge-
nehmigungszahlen bewegen. Die Untersu-
chung des Bauüberhanges in Berlin durch 
die Investitionsbank Berlin (IBB) im Rah-
men des Wohnungsmarktberichtes kommt 
zu ähnlichen Ergebnissen. Der Bauüber-
hang aus dem Untersuchungsjahr ist in 
Berlin hauptsächlich dem Genehmigungs-
geschehen der vorigen drei Jahre zuzuord-
nen. Insgesamt ergab die Untersuchung in 
Berlin eine Realisierungsquote von 95 %. 
Somit ist damit zu rechnen, dass die Fertig-
stellungszahlen in den nächsten beiden Jah-
ren noch einmal steigen werden. 

 

Schlüsseldokumente

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, 2020f: Wohnungsneubau  
ent wickelt sich regional unterschiedlich. Zugriff: https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/ 
startseite/topmeldungen/2020-baufertigstellungen.html, abgerufen am 14.7.2020.

n IBB – Investitionsbank Berlin 2019: Wohnungsmarktbericht 2018 – Schwerpunktthema Bau-
überhänge. Berlin. Zugriff: https://www.ibb.de/media/dokumente/publikationen/berliner-
wohnungsmarkt/wohnungsmarktbericht/ibb_wohnungsmarktbericht_2018.pdf, abgerufen 
am 14.7.2020.

Datengrundlagen

n Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Statistik der Baufertigstellungen, der Bauge-
nehmigungen und der Bauüberhänge des Bundes und der Länder 

n Statistisches Bundesamt: Bautätigkeit – Fachserie 5, Reihe 1
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Wohnungsbau wichtigstes Segment  
in der Bauwirtschaft

Das Bauvolumen wird vom Wohnungs-
bau dominiert; 57 % der Leistungen ent-
fielen im Jahr 2019 auf die Errichtung und 
Erhaltung von Wohngebäuden. Dies ent-
spricht einer Investitionssumme von insge-
samt 243 Mrd. €. Es folgten die Baubereiche 
Gewerbebau mit rund 29 % und der öffent-
liche Bau mit 14 %.

Der Anteil der Neubaumaßnahmen an den 
gesamten Wohnungsbauleistungen betrug 
31 %. Das dynamische Wachstum im Neu-
baubereich hat die Quote nach oben ge-
führt und erreicht jetzt wieder ähnliche An-
teilswerte wie Mitte der 1990er-Jahre. Mit 
75,6 Mrd. € hatte der Neubau 2019 wieder 
ungefähr das Niveau von 1998; in den Jah-
ren 2008 bis 2010 wurde dagegen nur un-
gefähr die Hälfte in den Wohnungsneubau 
investiert. Im längerfristigen Vergleich liegt 
aber das aktuelle Neubauvolumen noch im-
mer deutlich unter den Spitzenwerten von 
Mitte der 1990er-Jahre, als der Anteil an 
den gesamten Wohnungsbauleistungen fast 
50 % betrug.

Hohe Bestandsleistungen durch 
energetische Sanierung

Die Bauleistungen im Bestand machten zum 
Ende des letzten Jahrzehnts mit 112 Mrd. € 
aufgrund der geringen Neubauleistungen 
fast vier Fünftel des Bauvolumens aus (vgl. 
Abbildung 16). Danach wuchs der Neu-
bau stärker als die Bestandsmaßnahmen. 
Seit 2016 haben sich die Wachstumsraten 

2.2 Bauvolumen und Bauwirtschaft
Über 10 % des Bruttoinlandsproduktes werden für Bauinvestitionen verwendet. Auf diese 
entfallen die Hälfte der Bruttoanlageinvestitionen. Im Baugewerbe arbeiteten 2019 5,7 %  
aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Damit liegt der Bausektor sowohl bei der 
Produktion als auch bei der Beschäftigung noch vor so wichtigen Industriebereichen wie 
dem Fahrzeugbau, dem Maschinenbau oder der Chemischen Industrie. Die Bauwirtschaft 
stellt damit eine Schlüsselbranche für Deutschland dar.

Kurz gefasst

n Das Bauvolumen erreicht in Deutschland 2019 gut 427 Mrd. €.  
Den größten Anteil mit 57 % hat der Wohnungsbau.

n Der prosperierende Wohnungsbau ist für die Steigerung des Bau-
volumens verantwortlich. Wesentlicher Treiber ist der Neubau und 
darunter der Geschosswohnungsbau. Der Eigenheimbau trägt noch 
überwiegend zum Wohnungsneubauvolumen bei, zeigt aber einen 
eher stetigen Verlauf.

n Bestandsleistungen verlaufen weitaus weniger dynamisch, stellen 
aber mit 69 % weiterhin das wichtigste Segment im Wohnungsbau.

n Im Süden Deutschlands wird ein Drittel des Bauvolumens erstellt.

Bauvolumen konkret

Das Bauvolumen ist definiert als die Summe aller Leistungen, die 
auf die Herstellung und Erhaltung von Bauwerken gerichtet sind. 
Die Berechnung des Bauvolumens bezieht sich auf die Produk-
tion im Bausektor. Das Baugewerbe umfasst die Bereiche Bau-
hauptgewerbe und Ausbaugewerbe. Zum Bauhauptgewerbe 
gehören der Hoch- und Tiefbau sowie die Bauträger. Bauinstalla-
tionen, sonstiges Ausbaugewerbe und die vorbereitenden Bau-
stellenarbeiten zählen zum Ausbaugewerbe. Neben dem Bauge-
werbe im engeren Sinne berücksichtigt das Bauvolumen auch 
weitere Branchen wie den Stahl- und Leichtmetallbau, die Her-
stellung von Fertigbauten, die Bauschlosserei sowie Planungs-
leistungen und andere im Zusammenhang mit dem Bauprozess 
anfallende Dienstleistungen.
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Der Neubau gewinnt an Bedeutung

Der Neubau von Mehrfamilienhäusern ver-
zeichnet seit Jahren zweistellige Zuwachs-
raten, getragen durch den allgemeinen Zu-
zug in die Groß- und Universitätsstädte und 
die sich daraus ergebende Wohnraumnach-
frage. Der Anteil des Geschosswohnungs-
neubaus am Neubauvolumen hat daher 
auch kontinuierlich zugenommen. Betra-
fen Mitte der 1990er-Jahre nur rund 20 % 
des Wohnungsbauvolumens die Errichtung 
von Mehrfamiliengebäuden, so stieg die Be-
deutung bis auf 44 % am aktuellen Rand 
(vgl. Abbildung 17). Die Errichtung neuer 
Ein- und Zweifamiliengebäude verläuft da-
gegen weit weniger dynamisch. Die Eigen-
heimquote des Bauvolumens, definiert als 
Anteil der neuen Ein- und Zweifamilien-
gebäude am gesamten Wohnungsneubau-
volumen, erreicht damit ähnlich niedrige 
Werte wie Anfang/Mitte der 1990er-Jahre. 

Abbildung 16 
Wohnungsbauvolumen von Neubauten und Bestandsimmobilien 2006 bis 2019
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Anmerkung: Werte in jeweiligen Preisen (nicht in�ationsbereinigt)

Datenbasis: BBSR-Bauwirtschaftsbeobachtung, DIW Berlin: Bauvolumenberechnung 

Volumen Neubau Anteil BestandsmaßnahmenVolumen Bestandsmaßnahmen

200820072006 20102009 2011 2012 2013 2014 2015 2016 20192017 2018
0

100

50

200

150

250

300

Bauvolumen in Mrd. €

60

66

62

64

70

74

68

72

76

78

80

Anteil Bestandsmaßnahmen in %

Jahr

angeglichen. Der Bestandsmarkt hielt seit-
her einen Anteil von knapp 70 % des gesam-
ten Wohnungsbauvolumens. 

168 Mrd. € wurden im Jahr 2019 in die Mo-
dernisierung und Instandhaltung von be-
stehenden Wohngebäuden investiert, wo-
bei die Ausgaben für Teilmodernisierungen 
überwogen. Mit nahezu 44 Mrd. € haben 
Maßnahmen zur energetischen Sanierung 
von Wohngebäuden einen wesentlichen 
Anteil an den Bestandsleistungen. Die Mo-
dernisierungsquote ist dabei in Eigenhei-
men wesentlich höher als bei Mehrfamilien-
häusern. Besonders in ländlichen Räumen 
wird mehr in die Gebäudebestände inves-
tiert. Knapp 44 % des Bestandmarktvolu-
mens entfällt auf Maßnahmen der Bewoh-
ner in Gemeinden mit weniger als 20.000 
Einwohnern. Dort ist die Eigentümerquo-
te höher als in den stärker verdichteten 
Räumen.
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Insgesamt verlaufen die Kurven zur Ver-
anschaulichung der Bedeutung der beiden 
Gebäudearten seit 1991 U-förmig: Ausge-
hend von einem sehr starken Mehrfamilien-
hausbau nach der Wiedervereinigung ver-
ringerte sich dieser Ende der 1990er-Jahre, 
um dann ab Anfang der 2010er-Jahre auf 
sehr niedrigem Niveau erst langsam, dann 
immer dynamischer zuzulegen. 

Trotz überproportionaler Zuwachsraten 
beim Geschosswohnungsbau in den letz-
ten Jahren wird am aktuellen Rand mit 
33,6 Mrd. € noch nicht wieder das Volu-
men der Spitzenjahre 1994/1995 erreicht. 
Im Eigenheimbereich wurden mit nahe-
zu 42 Mrd. € im Jahr 2019 zwar auch über 
10 Mrd. € weniger investiert als in den 
Boomjahren 1998/1999. Insgesamt verläuft 
dort die Entwicklung aber stetiger. Die An-
teilswerte entwickeln sich dabei beim Ver-
gleich der Bauvolumina mit der Zahl der 

neu errichteten Wohnungen durchaus ähn-
lich. Mitte der 1990er-Jahre wurden rund 
60 % aller neuen Wohnungen in Mehrfami-
lienhäusern errichtet; ähnliche Anteile wer-
den aktuell fast wieder erreicht (vgl. Kap. 2.1 
Bautätigkeit). Das Bauvolumen pro Wohn-
einheit im Ein- und Zweifamilienhausbau 
liegt deutlich über dem Geschosswohnungs-
bau. Am aktuellen Rand beträgt das Bauvo-
lumen pro fertiggestellter Wohnung im Ei-
genheimbau über 407.000 €, während der 
Neubau von Mehrfamilienhäusern (inkl. 
Wohnheime) mit 177.000 € pro Wohnung 
bei weit weniger als der Hälfte liegt. Bei die-
sem Vergleich von durchschnittlichen Bau-
volumina ist allerdings zu beachten, dass 
nicht nur die reinen Erstellungskosten ei-
nes Gebäudes, sondern auch die Außenan-
lagen, Planungsleistungen sowie öffentliche 
Gebühren einfließen. Diese Nebenkosten 
fallen bei der Erstellung eines Einfamilien-
hauses deutlich stärker ins Gewicht.

Abbildung 17 
Wohnungsneubauvolumen nach Gebäudeart 1991 bis 2019

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Bauwirtschaftsbeobachtung, DIW Berlin: Bauvolumenberechnung 

Anmerkung: Geschosswohnungsbau inkl. Wohnheime. Werte in jeweiligen Preisen (nicht in�ationsbereinigt).
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Höchstes Bauvolumen im Süden

Die Bauvolumenrechnung kann regional 
differenzierte Angaben für sechs Großre-
gionen liefern (vgl. Regionale Bauvolumen-
berechnung konkret). Im Süden wird mit 
knapp 83 Mrd. € mehr als ein Drittel des 
Bauvolumens erzeugt (vgl. Tabelle 2). Der 

Wohnungsbau weist in allen Regionen die 
höchsten Anteile auf. Diese haben in den 
letzten Jahren, bedingt durch die rege Neu-
bautätigkeit, auch überall zugenommen. 
Die Region Nord-Ost beinhaltet auch Ber-
lin, wo die starke Wohnraumnachfrage zu 
einer entsprechenden Bautätigkeit geführt 
hat. Dies kann erklären, warum dort mit 
62 % der Wohnungsbau eine stark über-
proportionale Rolle spielt. Umgekehrt liegt 
der Wohnungsbauanteil in der Region Mit-
te-Ost mit knapp über 50 % weit unter dem 
Durchschnitt. Ursächlich hierfür dürfte eine 
schwächere Bevölkerungsentwicklung sein. 
Diese Region leidet am stärksten unter den 
Strukturdefiziten. Der Bausektor insgesamt 
hat dort den mit Abstand größten Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt; insbesondere der 
öffentliche Bau trägt zur Stabilisierung der 
Wirtschaft bei. Auch das Bauhauptgewerbe 
spielt dort eine größere Rolle. Die in Mit-
te-Ost ansässigen Baubetriebe erbringen al-
lerdings aufgrund der Strukturschwäche in 
dieser Region überproportional viele Bau-
leistungen in anderen Regionen.

Tabelle 2 
Regionale Struktur des Bauvolumens 2019

Nachfragebereiche
Nord-
West Nord-Ost NRW Mitte-Ost

Mitte-
West Süd

Deutsch-
land

Bauvolumen in Mrd. €

Wohnungsbau 38,91 23,82 44,27 22,23 31,14 82,91 243,28

Wirtschaftsbau 18,80 9,94 22,81 14,19 15,31 43,22 124,27

öffentlicher Bau 8,95 4,59 9,78 7,87 8,30 20,29 59,78

insgesamt 66,66 38,35 76,86 44,29 54,75 146,42 427,33

Anteil der Segmente in den Regionen in %

Wohnungsbau 58,4 62,1 57,6 50,2 56,6 56,6 56,9

Wirtschaftsbau 28,2 25,9 29,7 32,0 28,0 29,5 29,1

öffentlicher Bau 13,4 12,0 12,7 17,8 15,4 13,9 14,0

insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Anmerkung: Volumenwerte in jeweiligen Preisen (nicht inflationsbereinigt). Die regionale Zuordnung richtet sich nach der  
Entstehungsseite. Maßgeblich ist der Standort des Betriebes.
 

Regionale Bauvolumenberechnung konkret

Regionale Baumärkte weisen wesentliche strukturelle Unterschiede 
auf. Kriterien für die regionale Gliederung der Bauvolumenrechnung 
waren die Datenverfügbarkeit, die Datenvalidität und die regionale 
Verflechtung der Bauproduzenten. Dadurch ergeben sich sechs Groß-
regionen, in denen jeweils mehrere Länder zusammengefasst sind: 

Großregion Länder
Nord-West Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen und 

Niedersachsen

NRW Nordrhein-Westfalen

Mitte-West Saarland, Rheinland-Pfalz, Hessen

Süd Baden-Württemberg, Bayern

Nord-Ost Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Berlin

Mitte-Ost Sachsen-Anhalt, Thüringen, Sachsen

Quelle: DIW Berlin
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Bauwirtschaft könnte von möglicher 
weiterer Wohnungsnachfrage 
profitieren

Die bisherigen Prognosen gingen noch An-
fang 2020 davon aus, dass der Wohnungs-
bau mit hohen realen Zuwachsraten von na-
hezu 9 % rechnen kann. Diese Prognosen 
sind angesichts der weltweiten Rezession, 
die durch die Corona-Krise ausgelöst wird, 
zu korrigieren. Verschiedene Experten ge-
hen allerdings davon aus, dass die Bauwirt-
schaft vergleichsweise glimpflich durch die 
Krise kommen könnte. Die Wohnungs-
marktsituation in wachsenden Regionen 
und absehbare weitere Binnen- und Au-
ßenwanderungsgewinne lassen eine wei-
terhin starke Wohnungsbaunachfrage für 

die Zukunft erwarten. Zusätzliche Impul-
se kommen vom Baukindergeld und den 
Sonderabschreibungen für den Mietwoh-
nungsbau. Auch die Maßnahmen an beste-
henden Wohngebäuden werden gemäß Pro-
gnose des DIW Berlin weiter stark zulegen. 
Gebäudeeigentümer haben zukünftig Pla-
nungssicherheit nach der Verabschiedung 
der steuerlichen Förderung energetischer 
Sanierungsmaßnahmen. Hiervon dürf-
te ein erheblicher Impuls ausgehen. Pro-
gnosen des DIW Berlin gehen für die Jahre 
2020/2021 von einem nominalen Wachs-
tum im Wohnungsbau von jeweils über 4 % 
aus. Unter Berücksichtigung einer sich ab-
schwächenden Baupreisentwicklung ver-
bleiben jeweils reale Zuwächse von rund 
1,5 % pro Jahr.

Schlüsseldokumente

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.), 2018: Regionale Entwick-
lungstendenzen in Zeiten einer regen Baukonjunktur. BBSR-Analysen KOMPAKT 02/2018. 
Bonn.

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.), 2020g: Bestandsinves-
titionen 2018 – Struktur der Investitionstätigkeit in den Wohnungs- und Nichtwohnungs-
beständen. BBSR-Online-Publikation 07/2020. Bonn.

Datengrundlagen
n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung: Strukturdaten zur Produktion 

und Beschäftigung im Baugewerbe.
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Wohnungsbestand und 
Wohnungsgrößen nehmen zu

Ende 2019 gab es in Deutschland 42,5 Mio. 
Wohnungen in Wohn- und Nichtwohn-
gebäuden. Der Wohnungsbestand erhöh-
te sich im Vergleich zum Vorjahr um 0,7 % 
oder 277.400 Wohnungen. Im Vergleich 
zum Jahr 2010 vergrößerte sich der Woh-
nungsbestand um 5 % bzw. 2 Mio. Woh-
nungen. Somit kamen Ende 2019 auf 1.000 
Einwohner 511 Wohnungen, das waren 
16  Wohnungen mehr als neun Jahre zuvor. 

Die gesamte Wohnfläche der Wohnungs-
bestände lag 2019 bei knapp 3,9 Mrd. m². 
Sie vergrößerte sich gegenüber dem Jahr 
2010 um 6,2 %. Die Wohnungen waren 
2019 durchschnittlich 91,9 m² groß und 
damit 1 m² größer als zehn Jahre zuvor. 
Im Jahr 2018 betrug die Pro-Kopf-Wohn-
fläche in bewohnten Wohnungen 45,1 m² 
(vgl. Kap. 2.4 Wohnsituation). 

In allen Bundesländern dominieren Woh-
nungen mit drei und vier Räumen: Sie 
machen mit 9,2 bzw. 10,7 Mio. Einheiten 
insgesamt 25 % des Bestandes aus. Einraum-
wohnungen sind erwartungsgemäß in den 
Bundesländern mit einem höheren Anteil 
an Städten stärker vertreten. Die unglei-
che Struktur der Wohngebäudetypologie 
ist in Ost- und Westdeutschland aufgrund 
der historisch unterschiedlichen Stadtent-
wicklungsprozesse in der Nachkriegsperio-
de bis zur Wiedervereinigung auch 30 Jahre 
nach dem Mauerfall immer noch erkennbar. 
Nachholeffekte in den östlichen Bundeslän-
dern führten aber durchaus zu Struktur-
veränderungen, insbesondere durch einen 
verstärkten Neubau von Einfamilienhäu-
sern und einer Wohnflächenzunahme im 
Geschosswohnungsbau seit der Wende. 
Bundesweit hat der Anteil der Geschoss-
wohnungen an den Neubauinvestitionen 
aufgrund einer Konzentration der Neu-
bauaktivitäten auf städtischen Märkten in 
den letzten zehn Jahren kontinuierlich zu-
genommen (vgl. Kap. 2.1 Bautätigkeit).

Hohe energetische Einsparpotenziale 
im Gebäudebestand

Die Baumaßnahmen im Bestand haben sich 
in Anbetracht der angespannten Märkte 
seit 2009 verdoppelt. Dabei sind bei 77 % 
der genehmigungspflichtigen Maßnahmen 
auch neue Wohnungen entstanden. Jenseits 
von Nachverdichtungsprozessen zugunsten 
neuen Wohnraums bestehen die größten In-
vestitionsbedarfe im Gebäudebestand da-
rin, die energetische Qualität zu verbessern. 

Die im Energiekonzept der Bundesregie-
rung aus dem Jahr 2010 postulierte Sanie-
rungsrate von 2 % erreicht seit Jahren trotz 

2.3 Wohnungsbestände
Die Gebäude- und Wohnungsbestände sind in den Regionen Deutschlands sehr unterschied-
lich strukturiert. Die Herausforderungen im Zuge der Anpassung an die Klimaschutzziele  
sowie einer veränderten Wohnungsnachfrage erfordern umfassende Baumaßnahmen in 
den Wohnungsbeständen

Kurz gefasst

n Im Jahr 2019 gab es in Deutschland 42,5 Mio. Wohnungen in 
Wohn- und Nichtwohngebäuden mit einer Wohnfläche von knapp 
3,9 Mrd. m².

n Gegenüber 2010 erhöhte sich der Wohnungsbestand um 2 Mio. 
Wohnungen (+5 %).

n Jährlich werden ca. 1 % der Gebäudebestände energetisch saniert.

n 2011 standen mit 1,83 Mio. Wohnungen 4,5 % aller Wohnungen leer.

n Die Zahl leerstehender Wohnungen ist nach Schätzungen des BBSR 
seit dem Zensus 2011 bis 2018 leicht auf ca. 1,7 Mio. Wohnungen 
gesunken; jedoch mit zwischenzeitig wieder steigender Tendenz, 
vor allem in peripheren und strukturschwachen Regionen.
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umfangreicher Förderoptionen von Bund, 
Ländern und Kommunen gerade einmal 
1 %. Der Wohngebäudebestand verantwor-
tet mit der Erzeugung von Heizwärme und 
Warmwasser 15 % des deutschen CO2-Aus-
stoßes. Zwei Drittel der heutigen Wohnun-
gen wurde vor dem Inkrafttreten der ersten 
Wärmeschutzverordnung 1978 errichtet. 

Im Wohngebäudesegment wurden bislang 
n 62 % der Dachflächen, 
n 28 % der Außenflächen und
n 20 % an Kellerdecken 
nachträglich mit Wärmedämmung ver - 
sehen. 

Die vorhandenen Einsparpotenziale im 
Wohngebäudebestand sind also nach wie 
vor enorm. Seit 1999 ist der jährliche Ab-
satz von Wärmeerzeugern in Wohngebäu-
den von 1,2 Mio. auf 843.667 Anlagen im 
Jahr 2018 gesunken (vgl. Abbildung 18). 
Von den insgesamt in diesem Zeitraum in-
stallierten 20,7 Mio. Wärmeerzeugern nut-
zen nur 19 % erneuerbare Energien. 

Aufgrund des baulichen Verhältnisses 
von Außenhülle und Volumen (A/V-Ver-
hältnis) emittieren die 15,6 Mio. Ein- und 
Zwei familienhäuser etwa doppelt so viel 
CO2 wie die 3,4 Mio. Mehrfamilienhäuser 

Karte 6 
Wohnflächenentwicklung 2011 bis 2017
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(IWU 2018: 57). Hinzu kommt, dass Ein- 
und Zweifamilienhäuser zusammen mit 
über 78 % den größten Anteil am Wohnge-
bäudebestand in Deutschland bilden. 

Gerade die privaten Kleinvermieter und 
Selbstnutzer dieses Gebäudesegments sind 
oft schwer für energetische Sanierungsmaß-
nahmen zu aktivieren. Die Gründe hierfür 
sind so vielfältig wie die Eigentümer selbst. 
Bei einem durchschnittlichen Eigentums-
bildungsalter von ca. 38 Jahren mangelt 
es in Anbetracht hoher Kaufpreise in den 
prosperierenden Agglomerationsräumen 
nach dem Erwerb unter anderem an Kapi-
tal, Know-how und Zeit, sich über die viel-
fältigen und komplexen Einzelheiten einer 
energetischen Sanierung zu informieren so-
wie an Anreizen, hierbei langfristig zu kal-
kulieren. In weniger attraktiven oder gar 
schrumpfenden Märkten können energe-
tische Maßnahmen insbesondere bei älte-
ren Immobilieneigentümern auch aufgrund 
unklarer Nutzungsperspektiven und Eigen-
tumsübergänge an Wirtschaftlichkeitsas-
pekten scheitern. Hinzu kommt, dass 20 % 
des Wohnungsbestandes aus über 9 Mio. 

Eigentumswohnungen Teil von Wohn-
eigentümergemeinschaften in Mehrfamili-
enhäusern sind. In diesen Konstellationen 
ergibt sich häufig die Problematik, dass die-
se Eigentümer sowohl Selbstnutzer als auch 
Vermieter sein können, entsprechend un-
terschiedliche Interessen verfolgen und da-
mit besonders schwer zu mobilisieren sind. 
Auch kann bei konsensualem Investitions-
bedarf für energetische Sanierungsmaß-
nahmen die finanzielle Situation einzelner 
Eigentümer innerhalb von Wohneigen-
tümergemeinschaften umsetzungshem-
mend sein.

Anpassung der Gebäudebestände 
erfordert vielfältige Strategien

Jenseits der energetischen Maßnahmen be-
stehen weitere Herausforderungen in vielen 
gleichzeitig notwendigen Anpassungspro-
zessen im Gebäudebestand. Eng verbunden 
mit dem Ziel, maximale Einsparpotenzia-
le zu generieren, ist die technisch mögliche 
Erschließung erneuerbarer Energiepoten-
ziale, die über den Gebäudebedarf hinaus 
dezentral netzdienlich CO2-freie Energie 
erzeugen können. Damit kann einerseits 
gebäudeübergreifend Bedarfsmanagement 
betrieben werden und andererseits zur De-
karbonisierung von ÖPNV und Individual-
verkehr beigetragen werden. 

Auch die Anpassung an Klimafolgen ist 
mit den bereits jetzt erkennbaren klimati-
schen Veränderungen und zunehmenden 
Wetterextremen ebenfalls von existenziel-
ler Bedeutung, um die Gebäudesubstanz, 
ihre Versorgungsinfrastruktur und natür-
lich auch die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner abzusichern. Quartiersansätze tragen 
hier dazu bei, richtige Handlungsebenen 
jenseits des Einzelgebäudes zu bündeln. 
Digitalisierungsstrategien schaffen bei-
spielsweise in der Entwicklung von Smart-
City-Ansätzen neue infrastrukturelle Vor-
aussetzungen für eine zukunftsorientierte 
Bestandsentwicklung.

Abbildung 18 
Verkaufszahlen von Wärmeerzeugern 1999 und 2018

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BDH 2019, BSW Solar 2019
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Auch die schon vor der Corona-Pandemie 
zunehmende Digitalisierung der Arbeits-
welt wird in Deutschland zu neuen An-
sprüchen an Wohnnutzungskonzepte füh-
ren. Die Kombination von Wohnen und 
Arbeiten sowie die Verbindung von famili-
enfreundlichem und generationenübergrei-
fendem Wohnen sind wichtige Themen, die 
im Bestand ebenso wie im Neubau nachge-
fragt werden.

Strukturschwache und ländliche 
Räume sind von Leerständen betroffen

Mit der Gebäude- und Wohnungszählung 
2011 wurden 1,83 Mio. Wohnungen in Ge-
bäuden mit Wohnraum als leerstehend 
erfasst (4,5 %), davon 1,2 Mio. in West-
deutschland (3,8 %) und 0,63 Mio. in Ost-
deutschland (7,1 %). Für den Zehnjahres-
zeitraum zwischen zwei Zensuserhebungen 
gibt es keine Datenquelle, die bundesweit, 
kleinräumig und repräsentativ die Entwick-
lung des Leerstands abbilden kann. Durch 
eine buchhalterische Abschätzung versucht 
das BBSR die Leerstandszahlen des Zensus 
über die Jahre fortzuschreiben (vgl. Kap. 7.1 
Daten- und Informationsgrundlagen).

Nach der Neuberechnung dieser Abschät-
zung sind die Leerstandszahlen in Deutsch-
land seit 2011 leicht rückläufig, was im 
Wesentlichen auf die hohen Zuwanderungs-
zahlen der Jahre 2015 und 2016 zurückzu-
führen ist. Den Rückgängen der Leerstän-
de in den wachsenden Großstädten stehen 
Zunahmen in vielen städtischen und länd-
lichen Kreisen gegenüber (vgl. Abbildung 
19). Aufgrund der hohen Zuwanderung 
sind zwar bis 2015 die Anteile leerstehen-
der Wohnungen insgesamt zurückgegan-
gen. Seit 2016 nehmen sie aber wieder zu, 
vor allem in ländlichen Räumen mit Be-
völkerungsverlusten. Bundesweit standen 
2018 demnach schätzungsweise mit ca. 
1,7 Mio. Wohnungen 4,2 % aller Wohnun-
gen leer. Kaum noch leerstehende Wohnun-
gen gibt es in den kreisfreien Großstädten 

mit einer durchschnitt lichen Leerstands-
quote von 1,3 %. Hier ist der notwendige 
Fluktuationsleerstand viel zu gering und er-
schwert die Mobilität und Umzugsvorgän-
ge von Haushalten. In den städtischen Krei-
sen wird der Leerstand 2018 auf ca. 3,9 % 
geschätzt, was etwas unterhalb der Zensu-
sergebnisse von 2011 liegt. Die ländlichen 
Kreise weisen mit 7,2 % geschätztem Leer-
stand die höchsten Quoten auf. Einige pe-
riphere Regionen zeigen sogar zweistellige 
Leerstandsquoten. Die Bestände der beim 
GdW (Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen e.V.) 
organisierten Wohnungsunternehmen zei-
gen für Ostdeutschland ebenfalls seit 2018 
und für Westdeutschland seit 2019 wieder 
zunehmende Leerstandszahlen, mit zu er-
wartenden steigenden Tendenzen (GdW 
2020: 9 f.)

Abbildung 19 
Abschätzung der Wohnungsleerstände nach Kreistypen 2012 bis 2018

© BBSR Bonn 2020

Anmerkung: Neuberechnung 31.1.2020

Datenbasis: BBSR Abschätzung Wohnungsleerstände, 
basierend auf Leerstandsdaten des Zensus 2011, Gebäude und Wohnungszählung 
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Wohnungsleerstände werden weiter 
zunehmen

Besonders in Schrumpfungsregionen im 
Westen wie im Osten Deutschlands wird die 
Zahl leerstehender Wohnungen zunehmen. 
Deutschlandweit wird sich laut einer vom 

BBSR und BMI beauftragten Studie die Zahl 
leerstehender Wohnungen bis 2030 mög-
licherweise mit ungefähr 1,5 Mio. zusätz-
lichen Wohnungen gegenüber 2015 fast ver-
doppeln – eine große Herausforderung für 
die Stadtentwicklungs- und Wohnungspo-
litik (BBSR 2020e: 70).

Schlüsseldokumente

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.), 2020e: Künftige Woh-
nungsleerstände in Deutschland – Regionale Besonderheiten und Auswirkungen. Bonn. 

n dena – Deutsche Energie-Agentur, 2019: dena-GEBÄUDEREPORT KOMPAKT 2019. Statistiken 
und Analysen zur Energieeffizienz im Gebäudebestand. Berlin.

n IWU – Institut Wohnen und Umwelt, 2018: Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016.  
Datenerhebung zu den energetischen Merkmalen und Modernisierungsraten im deutschen 
und hessischen Wohngebäudebestand. Darmstadt.

Datengrundlagen

n Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm 
Wohnen

n Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Fortschreibung des Wohngebäude- und 
Wohnungsbestandes, Statistik der Baufertigstellungen des Bundes und der Länder

n BBSR-Abschätzung von Wohnungsleerständen

n GdW-Jahresbilanz der Wohnungswirtschaft 2019
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Wohneigentum und Wohnen 
zur Miete korrelieren mit bestimmten 
Gebäudetypen

Die Wohnsituation der Haushalte ist 
Ausdruck der individuellen finanziellen 
Möglichkeiten, der Lebenssituation, der 
Wohnpräferenzen und der Verfügbarkeit 
entsprechender Wohnungen. Da nicht alle 
Wohnungs- und Gebäudetypen gleichmä-
ßig über den Raum verteilt sind, versuchen 
die Haushalte ihre Wohnsituation durch 
ihr Wohnstandortverhalten zu optimieren. 
Daraus ergeben sich bestimmte räumliche 
Muster der Wohnsituation der Haushalte. 
Das Wohnen im eigenen Haus mit Garten 
ist häufig außerhalb der Großstädte anzu-
treffen, zentrales Wohnen in einer kleinen 
Eigentumswohnung dagegen häufig in in-
nerstädtischen Lagen. Berlin und ande-
re Großstädte sind typische Mieterstädte, 
während das Umland oder die ländlichen 
Räume häufig durch selbstnutzende Eigen-
tümerhaushalte geprägt sind.

In Deutschland gab es 2018 ca. 19,8 Mio. be-
wohnte Mietwohnungen, was einem Anteil 
von knapp 54% an allen bewohnten Woh-
nungen entspricht. 88 % dieser Mietwoh-
nungen befinden sich in einem Mehrfamili-
enhaus mit drei und mehr Wohnungen (vgl. 
Abbildung 20). 

Nur knapp 7,5 % der freistehenden Ein-
familienhäuser sind vermietet. Noch sel-
tener werden Wohnungen in Reihenhäu-
sern oder in Doppelhaushälften vermietet. 
Bei den selbstgenutzten Eigentümerwoh-
nungen befindet sich ein größerer Teil 
(knapp 72 %) in einem Einfamilienhaus, 
wobei das freistehende Haus gegenüber 

2.4 Wohnsituation
Die Wohnsituation der Haushalte hängt sowohl von den ökonomischen Perspektiven als 
auch von den Präferenzen der Haushalte sowie den Möglichkeiten des Wohnungsangebo-
tes ab. Das Verhältnis von Eigentümer- zu Mieterhaushalten ist je nach Siedlungsstruktur 
sehr unterschiedlich. 

Kurz gefasst

n Das Wohnungsangebot und die Wohnungsnachfrage sind sehr 
heterogen.

n In der Belegung der Wohnungen mit Haushalten zeigt sich kein  
homogenes Bild.

n Die Wohnsituation hängt entscheidend vom Status Eigentümer/
Mieter und vom Gebäudetyp Einfamilienhaus/Mehrfamilienhaus ab.

n Innerhalb dieser Segmente sind die regionalen Unterschiede relativ 
gering.

Abbildung 20 
Eigentümer- und Mietwohneinheiten nach Gebäude- 
typen 2018

© BBSR Bonn 2020

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung,
Statistische Ämter des Bundes und der Länder: 
Mikrozensus 2018 - Zusatzprogramm Wohnen
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der Doppelhaushälfte oder dem Reihenhaus 
überwiegt. 28,1 % der Eigentümerwohnun-
gen sind in einem Mehrfamilienhaus (Ei-
gentumswohnungen). Diese Anteile streu-
en in Deutschland je nach Gebäudestandort 
sehr stark. In Berlin beispielsweise sind gut 
82 % der Wohnungen Mietwohnungen, von 
denen über 98 % in Mehrfamilienhäusern 
liegen. Dagegen spielen Eigentümerwoh-
nungen in der Bundeshauptstadt nur eine 
untergeordnete Rolle: Etwa knapp die Hälf-
te liegen in Mehrfamilienhäusern, die ande-
re Hälfte in Einfamilienhäusern.

Eigentümer- und Mieterhaushalte 
verteilen sich in Deutschland 
unterschiedlich

In den großen Großstädten sind knapp 
78 % der Haushalte Mieterhaushalte, wo-
bei diese zu fast 96 % in Mehrfamilienhäu-
sern leben. Die Eigentümerhaushalte in den 
großen Großstädten leben dagegen zu gut 
53 % im Eigenheim, zu knapp 47 % in einer  
Eigentumswohnung (vgl. Abbildung 21).

In den weniger verdichteten Kreistypen 
nimmt sowohl der Mieteranteil als auch 
der Anteil der Haushalte, die im Geschoss 
wohnen, ab. 

Die zahlenmäßig am stärksten vertretenen 
Haushalte in den städtischen Kreisen (ca. 
37 % aller Haushalte in Deutschland) vertei-
len sich recht gleichmäßig auf Mieter- bzw. 
Eigentümerhaushalte. Fast 80 % der Eigen-
tümerhaushalte wohnen im Einfamilien-
haus, während 74 % der Mieterhaushalte 
in Mehrfamilienhäusern wohnen. 

In den ländlichen Kreisen überwiegen Ei-
gentümerhaushalte, die zu großen Tei-
len im Einfamilienhaus leben. Allerdings 
ist der Anteil der Mieterhaushalte in den 
ländlichen Kreisen mit 43 % recht hoch. 
Davon leben wiederum 78 % in Mehrfa-
milienhäusern. Das ist auf die große Zahl 
an Klein- und Mittelstädten in ländlichen 
Kreisen zurückzuführen. In dörflich ge-
prägten Kommunen dominieren die Ein- 
und Zweifamilienhäuser.

Abbildung 21 
Eigentümer- und Mieterhaushalte nach Gebäudetypen 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistische Ämter des Bundes und der Länder: 
Mikrozensus 2018 - Zusatzprogramm Wohnen
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Wohnungsgrößen streuen regional, 
Pro-Kopf-Wohnflächen sind dagegen 
eher homogen

Haushalte mit einem größeren Flächen-
bedarf (z. B. große Haushalte mit Kindern) 
suchen häufig die Wohnstandorte aus, die 
ihren Präferenzen am ehesten entsprechen. 
Große Wohnungen findet man in der Re-
gel im Wohneigentum (Durchschnittsgrö-
ße: 121 m²) und in Einfamilienhäusern 
(125 m²). Bei den Geschosswohnungen 
(75 m²) und Mietwohnungen (72 m²) sind 
die Wohnflächen häufig deutlich niedriger. 
Allerdings ist auch die Belegung unter-
schiedlich, so dass sich die regionalen Un-
terschiede in den Pro-Kopf-Wohnflächen 
in Grenzen halten. Die Pro-Kopf-Wohn-
fläche lag 2018 bei 45,6 m². Dies ist trotz 
Wohnungsmarktanspannung in vielen Re-
gionen ein Allzeithoch und zeigt, wie seg-
mentiert und regional unterschiedlich die 
Wohnungsmärkte sind. Eigentümerhaus-
halte erreichen über alle Kreistypen hin-
weg stets Pro-Kopf-Wohnflächen von über 
50 m², während Mieterhaushalte knapp un-
ter 40 m² bleiben. Dies gilt für alle Kreis-
typen, selbst wenn noch zusätzlich nach den 
Gebäude arten Einfamilienhaus und Mehr-
familienhaus differenziert wird (vgl. Tabel-
le 3). Insgesamt unterscheiden sich die Pro-
Kopf-Wohnflächen in regionaler Hinsicht 
nicht sehr. Dies liegt im Wesentlichen dar-
an, dass größere Haushalte stärker im länd-
lichen oder suburbanen Raum mit höheren 

Wohnflächen leben, während kleine Haus-
halte häufig ein adäquates Angebot im Ge-
schoss bzw. zur Miete finden. 

Im regionalen Vergleich weisen Eigen-
tümer- bzw. Mieterhaushalte im Einfami-
lienhaus und in Geschosswohnungen in 
den verschiedenen Kreistypen kaum un-
terschiedliche Pro-Kopf-Wohnflächen auf:  
Eigentümerhaushalte im Einfamilienhaus 
ca. 53 m², Eigentümerhaushalte in Mehr-
familienhäusern ca. 47 bis 50 m². Mieter-
haushalte in Einfamilienhäusern verfügen 
im Schnitt über ca. 40 bis 43 m², im Ge-
schoss ungefähr 37 bis 38 m², unabhängig 
davon, ob es sich um eine Großstadt oder 
z. B. einen dünn besiedelten ländlichen 
Kreis handelt. 

    

Siedlungsstrukturelle  
Kreistypen

Haushalte  
in Einfamilienhäusern

Haushalte  
in Mehrfamilienhäusern

Eigentümer Mieter Eigentümer Mieter

Pro-Kopf-Wohnfläche in m²

kreisfreie Großstädte 52,0 40,8 46,7 36,5

städtische Kreise 53,5 42,5 47,4 37,9

ländliche Kreise mit  
Verdichtungsansätzen

52,7 42,7 47,2 38,5

dünn besiedelte  
ländliche Kreise

52,9 43,8 50,2 38,3

Deutschland 53,0 42,4 47,4 37,4

Tabelle 3 
Pro-Kopf-Wohnflächen nach Kreistypen 2018

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistische Ämter des Bundes und der Länder:
Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen

 

Schlüsseldokumente

n Statistische Ämter des Bundes und der Länder (Hrsg.), 2019: Wohnen in Deutschland –  
Zusatzprogramm des Mikrozensus 2018. Wiesbaden. Zugriff: https://www.destatis.de/DE/
Themen/Gesellschaft-Umwelt/Wohnen/Publikationen/Downloads-Wohnen/wohnen- 
in-deutschland-5122125189005.html, abgerufen am 5.6.2020.

Datengrundlagen
n Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm 

Wohnen in Deutschland
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Barrierereduktion von Wohnungen 
kann unterschiedliche Formen haben

In Deutschland gibt es auf Grundlage der 
Hochrechnung des Mikrozensus 2018 etwa 
557.000 Wohnungen, die alle Merkmale der 
Barrierereduktion, wie beispielsweise einen 
schwellenlosen Zugang zum Gebäude und 
zur Wohnung oder eine ebenerdige Dusche, 
erfüllen (vgl. Info-Kasten). Das entspricht 
rund 1,5 % des gesamten Wohnungsbestan-
des in Deutschland. Eine gemäßigte Defini-
tion, die nur zentrale Merkmale zur Barrie-
rereduktion berücksichtigt (schwellenloser 
Zugang zur Wohnung, keine Schwellen/
Bodenunebenheiten in der Wohnung, alle 
Räume stufenlos erreichbar und ebener-
diger Einstieg zur Dusche), ergibt rund 
709.000 nahezu altersgerechte Wohnungen 
in Deutschland. Dies entspricht einem An-
teil von ungefähr 1,9 %.

Die Anforderungen an den Wohnungszu-
gang sind mit rund 10 % deutlich häufiger 
erfüllt als die Barrierefreiheit innerhalb der 
Wohnung (2,4 %). Somit entsprechen rund 
3,8 Mio. Wohnungen den barriereredu-
zierten Merkmalen des Gebäudes. 900.000 
Wohnungen weisen in der Wohnung alle 
Kriterien der Barrierereduktion auf. Am 
häufigsten verfügen die Wohnungen über 
ausreichende Tür- und Flurbreiten sowie 
genügend Platz in der Küche. Defizite sind 
vor allem der Zugang zum Gebäude und 
zur Wohnung sowie eine nicht vorhandene 
ebenerdige Dusche.

Eigentümer- und Mieterwohnungen un-
terscheiden sich bei den barrierereduzier-
ten Merkmalen: Bewohnte Wohnungen 
in Ein- und Zweifamilienhäusern haben 
tendenziell häufiger einen altersgerechten 

2.5 Altersgerechtes Wohnen
Das altersgerechte Wohnen ist nicht nur aufgrund der demografischen Entwicklungen ein 
zentrales Handlungsfeld. „Altersgerecht“ ist mehr als das Wohnen für Ältere. Im Mikrozen-
sus 2018 sind erstmals amtliche Daten zum Umfang barrierereduzierter Wohnungen er-
hoben worden. 

Kurz gefasst

n Der altersgerechte Wohnungsbestand entspricht mit unter 2 % al-
ler Wohnungen nicht dem Bedarf, der aktuell und künftig benötigt 
wird.

n Der barrierefreie Wohnungszugang ist deutlich häufiger erfüllt als 
die Barrierefreiheit innerhalb der Wohnung. 

n Das KfW-Programm „Altersgerecht Umbauen“ fördert Anpassungs-
maßnahmen im Wohnungsbestand, damit ältere Menschen und 
Menschen mit Behinderung so lange wie möglich selbstbestimmt 
in ihrer vertrauten Umgebung leben können.

n Durch Umbaumaßnahmen kann ein Umzug von Pflegebedürftigen 
ins Heim vermieden oder aufgeschoben werden und somit die So-
zial- und Pflegekassen spürbar entlasten.

Merkmale zur Barrierereduktion im Mikrozensus 2018 konkret

n	Im Gebäude: schwellenloser Zugang zur Wohnung (bzw. Hilfssysteme 

vorhanden), ausreichende Breite der Haustür (mind. 90 cm), aus- 

reichende Breite der Flure (mind. 120 cm)

n	In der Wohnung: keine Schwellen/ Bodenunebenheiten (max. 2 cm), 

stufenlose Erreichbarkeit aller Räume (bzw. Hilfssysteme vorhan-

den), ausreichende Breite der Wohnungstür (mind. 90 cm), ausreichen-

de Breite der Raumtüren (mind. 90 cm), ausreichende Breite der Flure 

(mind. 120 cm), genügend Bewegungsfläche entlang der Küchenzeile 

(auch im Rollstuhl nutzbar), genügend Bewegungsfläche im Bad (auch 

im Rollstuhl nutzbar), ebenerdiger Einstieg zur Dusche

Die Ergebnisse der Antworten zu den Fragen der Barrierereduktion im  
Mikrozensus beruhen auf der Einschätzung des (im Regelfall nicht einge-
schränkten) befragten Haushalts und stellen damit keine exakte Messung 
der Baunorm dar.
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Gebäudezugang (10,9 %) als Mietwohnun-
gen in Mehrfamilienhäusern (9,9 %), wo-
hingegen Mietwohnungen im Inneren ver-
mehrt barrierefrei ausgestattet sind (2,5 % 
zu 1,9 %). 

Neuere Wohnungen sind häufiger 
barrierearm

Hinsichtlich der Baualtersklassen sind vor 
allem jüngere Gebäude barriererearm aus-
gestattet. Das Spektrum beim Wohnungs-
zugang, bei dem alle Kriterien erfüllt sind, 
reicht von 5,4 % bei vor 1948 errichteten 
Gebäuden bis zu 43,9 % bei der jüngsten 
Baualtersgruppe ab 2011. Auch Barrieren 
innerhalb der Wohnung sind bei jüngeren 
Gebäuden weniger anzutreffen. Über vier 
Fünftel der Gebäude mit einem Baujahr 
ab 2011 verfügen über ausreichend breite 
Haustüren und Flure. Von allen Wohnun-
gen in Deutschland haben rund 14,5 % eine 
ebenerdige Dusche, in den neueren Gebäu-
den ab 2011 sogar rund 65 %. Insgesamt er-
füllen 22 % der Wohnungen in Mehrfamili-
enhäusern der neuesten Baualtersklasse alle 
Merkmale der Barrierereduktion. Bei den 
gleichalten Ein- und Zweifamilienhäusern 
liegt der Anteil barrierereduzierter Woh-
nungen bei 6 % (IWU 2020: 49 ff.). In der 
Summe sind die rund 146.000 ab 2011 ge-
bauten barrierearmen Wohnungen mit ei-
nem Anteil von 13 % aller neueren Woh-
nungen deutlich barriereärmer als in älteren 
Gebäuden. Die höheren Anteile spiegeln die 
Auswirkungen der geänderten Bauordnun-
gen und die wachsende Bedeutung von Bar-
rierefreiheit in Politik und Gesellschaft wi-
der (IWU 2020: 40 f.). 

Betrachtet man die siedlungsstrukturellen 
Kreistypen, so zeigt sich, dass in den großen 
kreisfreien Großstädten aufgrund der ho-
hen Neubautätigkeit und der altersgerechte-
ren Ausstattung von Mehrfamilienhäusern 
die höchsten Anteile an barrierereduzier-
ten Gebäudezugängen zu verzeichnen 
sind, in ländlichen Regionen hingegen 

unterdurchschnittlich viele. Bei der alters-
gerechten Ausstattung in der Wohnung wei-
sen die ländlichen Kreise einen leicht höhe-
ren Anteil auf (vgl. Tabelle 4). 

Bund unterstützt altersgerechtes 
Umbauen

Seit 2009 unterstützt die Bundesregierung 
mit dem KfW-Programm „Altersgerecht 
Umbauen“ Vermieter, Mieter und selbstnut-
zende Immobilieneigentümer, altersgerech-
te Umbaumaßnahmen mit zinsgünstigen 
Krediten und Zuschüssen zu finanzieren. 
Diese müssen nicht zwingend eine DIN-ge-
rechte Barrierefreiheit herstellen. Es können 
auch einzelne Anpassungen vorgenommen 
werden, die zudem weniger strikte techni-
sche Anforderungen insbesondere für den 
Wohnungsbestand erfüllen müssen. Die 
Förderung erfolgt unabhängig vom Alter 
oder einem konkreten gesundheitlichen Be-
darf. Somit können auch präventive Maß-
nahmen umgesetzt werden. 

Im Zeitraum von 2009 bis 30. Juni 2020 wur-
den Zusagen für über 765.000 Wohnein-
heiten im KfW-Programm „Altersgerecht 
Umbauen“ erteilt. Darunter fallen knapp 
315.000 Wohnungen auf die seit 2015 ein-
geführte Maßnahme zum Einbruchschutz 

Tabelle 4 
Anteile barrierereduzierter Wohnungen nach Kreistypen 2018

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistische Ämter des Bundes und der Länder:  
Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen

Differenzierte siedlungs-
strukturelle Kreistypen

Gebäude mit allen Merk- 
malen der Barrierereduktion

Wohnungen mit allen Merk-
malen der Barrierereduktion

Anteil am Wohnungsbestand in %

große kreisfreie Groß-
städte

12,2 2,1

kleine und mittlere  
kreisfreie Großstädte

10,4 2,5

städtische Kreise 10,5 2,5

ländliche Kreise mit  
Verdichtungsansätzen

9,9 2,8

dünn besiedelte  
ländliche Kreise

10,1 2,9
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(KfW-Förderreporte 2009 bis 2019). Ge-
messen am Gesamtwohnungsbestand wur-
den zwischen 2009 und 2019 in Baden-
Württemberg, Sachsen-Anhalt und Berlin 
mit über 1,5 % aller Wohnungen die meisten 
Wohneinheiten mit dem KfW-Förderpro-
gramm altersgerecht umgebaut (vgl. Kar-
te 7). Auch in Sachsen, dem Saarland und 

Nordrhein-Westfalen wird im Länderver-
gleich verhältnismäßig häufig das KfW-Pro-
gramm in Anspruch genommen.

Von den zugesagten Förderanträgen wer-
den über 80 % umgesetzt. Somit wurde 
von 2009 bis 30. Juni 2020 in rund 370.000 
Wohnungen mindestens eine Maßnahme 
zur Barrierereduzierung (ohne Einbruch-
schutz) durchgeführt. Die Analysen aus 
der KfW-Förderstatistik stellen somit einen 
Ausschnitt aus dem altersgerechten Um-
baugeschehen dar. In den geförderten Woh-
nungen wurde mindestens eine Maßnahme 
wie ein Aufzug, eine bodengleiche Dusche 
oder ein schwellenfreier Zugang zum Bal-
kon umgesetzt. Daher sind die Zahlen im 
Verhältnis stark überrepräsentiert, da davon 
auszugehen ist, dass diese Wohnung nach 
Umbau nicht allen im Mikrozensus abge-
fragten Merkmalen entspricht.

Im Vergleich zum abgebildeten Förder-
geschehen weisen im Mikrozensus auch 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
überdurchschnittlich hohe Anteile an bar-
rierereduzierten Wohnungen auf. Grün-
de könnten eine strengere Landesbauord-
nung hinsichtlich der Anforderungen an 
Barriere freiheit, das (Um-)Bauen ohne För-
dermittel oder die Inanspruchnahme ande-
rer Förderprogramme, z. B. Wohnraumför-
derung der Länder, sein.

Im Rahmen der BBSR-Kommunalbe-
fragung und der BBSR-Befragung von  
privatwirtschaftlichen Wohnungseigentü-
mern (vgl. Kapitel 2.6 Anbietergruppen von 
Mietwohnungen) wurde 2018 ebenfalls die 
Barrierefreiheit im Wohnungsbestand erho-
ben. Es werden zwei Kategorien unterschie-
den: zum einen barrierearme, „altersgerech-
te“ Wohnungen bzw. Wohnungen, die als 
weitgehend behindertengerecht angese-
hen werden und zum anderen barrierefreie 
Wohnungen (nach § 50 Musterbauordnung 
(MBO)) und/oder behindertengerech-
te Wohnungen (DIN 18025; DIN 18040). 
Der kommunale Wohnungsbestand wird 
zu 9,6 % barrierearm eingeschätzt. 1,6 % 

Karte 7 
KfW-geförderte Wohnungen zum altersgerechten Umbau 2009 bis 2019

KfW-Programm „Altersgerecht Umbauen” (ohne Einbruchschutz):

 bis unter 1,0

1,0  bis unter  1,2

1,2  bis unter  1,4

1,4  und mehr

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, KfW-Förderreporte, Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder: Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen
Geometrische Grundlage: Länder, 31.12.2019 © GeoBasis-DE/BKG 
Bearbeitung: E. Degener
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der Wohnungen sind laut den Befragten 
barrierefrei gemäß MBO bzw. DIN-Norm. 
Im Gegensatz zu diesen relativ hohen An-
teilen bei den kommunalen Unternehmen 
sind 2,3 % der Wohnungen von privatwirt-
schaftlichen Eigentümern barrierearm und 
0,5 % barrierefrei. Im Vergleich zu den Mi-
krozensus-Daten sind Wohnungen dieser 
beiden Eigentümergruppen häufiger barrie-
rearm ausgestattet. Das belegt insbesondere 
bei den kommunalen Wohnungsunterneh-
men eine Vorbildfunktion, um wohnungs-
politische Zielsetzungen der Städte und Ge-
meinden zu erreichen.

Bedarf altersgerechter Wohnungen 
steigt weiter an

Der Bedarf an barrierereduzierten Woh-
nungen ist neben der Frage des zugrunde 
gelegten Standards von der Zielgruppende-
finition abhängig. Allein am Alter der Be-
völkerung lässt sich ein Bedarf nicht able-
sen, da eine altersgerechte Ausstattung die 
Lebensqualität für jeden Menschen erhö-
hen kann, ob alt oder jung, mit Kindern, 
mit Mobilitätseinschränkungen etc. Es 
geht vielmehr um eine bedürfnisorientier-
te Abgrenzung. 

In Deutschland leben aktuell rund 18,1 Mio. 
ältere Menschen (65 Jahre und älter). Diese 
Gruppe wird um 28 % auf rund 23,1 Mio. im 
Jahr 2035 steigen (Statistisches Bundesamt 
2020; vgl. Kap. 1.4 Zukünftige Trends von 
Angebot und Nachfrage). In 15 Jahren wer-
den voraussichtlich knapp 30 % der Deut-
schen über 65 Jahre alt sein. Entscheidender 
als die Personenzahl ist für den Wohnungs-
bedarf allerdings die Anzahl der Haushal-
te. Derzeit gibt es rund 12 Mio. Haushal-
te mit 65-Jährigen und älter, das entspricht  
einem Anteil von 28 %. Dieser Anteil steigt 
bis 2035 auf 36 % an. Somit gibt es dann vor-
aussichtlich rund 15 Mio. Seniorenhaushal-
te (IWU 2020: 198).

Nach den Berechnungen des Mikro-
zensus 2018 leben die rund 12 Mio. 

Seniorenhaushalte in Deutschland nur ge-
ringfügig häufiger in barrierereduzierten 
Wohnungen. Nur 15 % dieser Haushalte 
haben einen schwellenlosen Wohnungszu-
gang. Rund die Hälfte der Seniorenhaus-
halte sieht ausreichend Bewegungsraum im 
Bad, aber lediglich 16 % verfügen über eine 
ebenerdige Dusche.

Ein dringender Bedarf an Barriereredu-
zierung besteht bei Menschen, die bereits 
akut körperlich eingeschränkt sind. Im Jahr 
2018 gab es 2,98 Mio. Haushalte mit mo-
bilitätseingeschränkten Mitgliedern. Die-
se Gruppe nimmt bis 2035 um ca. 25 % 
auf 3,7 Millionen zu (IWU 2020: 65). Eine 
weitere Bedarfsgruppe stellen pflegebedürf-
tige Personen dar, die nicht in Wohnhei-
men leben. Die Fokussierung auf die heute 
etwa 1,3 Mio. Haushalte mit pflegebedürf-
tigen Mitgliedern würde den Bedarf an al-
tersgerechten Wohnungen jedoch stark 
unterschätzen. 

Auch auf der Angebotsseite des Woh-
nungsmarktes zeigt sich im Neubau die ge-
wachsene Bedeutung der Altersgerechtig-
keit: Durch steigende Anforderungen zur 
Barrierefreiheit in Landesbauordnungen 
entwickelt sich der Anteil barrierearmer 
Wohnungen (zumindest in Mehrfamilien-
häusern) positiv. Aus der Vorausberech-
nung des IWU ergibt sich eine Zahl von 

Tabelle 5 
Vorausberechnung der barrierefreien Wohnungen und der Versorgungslücke 2018 und 2035

2018 2035
Anzahl in 1.000

Fertigstellung barrierefreier Wohnungen (Neubau) 72 926

Barrierefrei umgebaute Wohnungen 8 223

Vorausschätzung barrierefreie Wohnungen 586 1.732

Haushalte mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern 2.983 3.709

Versorgungslücke 2.398 1.976

Anteil in %

Relative Versorgungslücke (in %) 80,4 53,3

Anmerkung: Vorausschätzung barrierefreier Wohnungen für 2018 basierend auf den Ergebnissen 
des Mikrozensus 2018, berechnet für den Stand 31.12.2018.

Quelle: Darstellung BBSR nach IWU 2020: 71 f.

Datenbasis: KfW-Förderreporte, LBO 2017, Statistische Ämter des Bundes und der Länder:  
Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen
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1,73 Mio. barrierereduzierten Wohnun-
gen im Jahr 2035. Davon entfallen 223.000 
Wohnungen auf Umbaumaßnahmen und 
926.000 Wohnungen auf den Neubau von 
Gebäuden (vgl. Tabelle 5). Insgesamt ent-
spricht dies einer Quote von 4,3 % alters-
gerechten Wohnungen im Jahr 2035, ver-
glichen mit einer Quote von 1,5 % im Jahr 
2018 (IWU 2020: 70).

Gesamtgesellschaftliche Relevanz des 
altersgerechten Umbaus ist hoch

Je weiter die Zielgruppe gefasst wird, desto 
größer ist der quantitative Bedarf. Die Dif-
ferenz zwischen dem barrierearmen Woh-
nungsbestand und den ermittelten Bedar-
fen ergibt eine mehr oder weniger große 
Versorgungslücke an altersgerechten Woh-
nungen. Bezogen auf die Haushalte mit mo-
bilitätseingeschränkten Mitgliedern errech-
net sich für 2018 eine Versorgungslücke von 
2,4 Mio. Wohnungen. Diese Kluft wird bis 
2035 kleiner und beträgt rund 2 Mio. Woh-
nungen (vgl. Tabelle 5), da die Zahl an bar-
rierereduzierten Wohnungen stärker steigt 
als die Zahl der Haushalte. Die tatsäch liche 
Versorgungssituation ist aufgrund von 
Fehlallokation jedoch prekärer und somit 
der Bedarf erheblich höher. Denn nicht jede 
barrierereduzierte Wohnung wird von ei-
nem betroffenen Haushalt bewohnt oder 
steht im akuten Bedarfsfall zur Verfügung 
(IWU 2020: 72 ff.). Der Remanenzeffekt 
verstärkt zusätzlich die Bedeutung erforder-
licher Umbaumaßnahmen im Wohnungs-
bestand (IWU 2020: 67). Fest steht, dass da-
her in den nächsten Jahren zahlreiche neue 
altersgerechte Wohneinheiten (um)gebaut 
werden müssen. 

Altersgerechter Umbau ist eine finan-
zielle Herausforderung für Eigentümer 
und Mieter

Bei der Frage einer möglichen Finanzierung 
von Umbaumaßnahmen muss die künfti-
ge Einkommenssituation, insbesondere äl-
terer Menschen, berücksichtigt werden. 
Prognosen gehen davon aus, dass es in Zu-
kunft absolut mehr armutsgefährdete Se-
nioren in Deutschland geben wird, als dies 
derzeit der Fall ist (BBSR 2015b: 11). Bei 
Wohnungseigentümern – sowohl Vermie-
ter als auch Selbstnutzer – stellt sich die Fra-
ge, ob Investitionskosten eines altersgerech-
ten Umbaus gezahlt werden können. Auch 
im Mietwohnungssektor kann die barrie-
rearme Anpassung von Bestandswohnun-
gen zu Miethöhen führen, die von einer ein-
kommensschwächeren älteren Mieterschaft 
kaum zu tragen sind. Insbesondere wenn 
ein Umzug in eine neue altersgerechte Woh-
nung ansteht (vgl. Kap. 4.3 Wohnungsmie-
ten und Mietbelastungen).

Altersgerechter Umbau ist insgesamt zwar 
eine enorme finanzielle Herausforderung – 
es ergeben sich aber auch Einsparpotenzi-
ale. Denn wenn durch Umbaumaßnahmen 
bei nur 15 % pflegebedürftig werdender Per-
sonen ein Umzug ins Heim vermieden oder 
aufgeschoben werden kann, könnte dies die 
Sozial- und Pflegekassen um etwa 66 Mio. € 
jährlich entlasten. Die betroffenen Privat-
haushalte sparen insgesamt 44 Mio. € pro 
Jahr (IWU 2020: 116).

Inwieweit der Bedarf an altersgerechten 
Wohnungen gedeckt werden kann, hängt 
von vielen Faktoren ab. Die Umbaukosten 
und damit die Bezahlbarkeit des Wohnens 
nimmt eine Schlüsselrolle ein, insbesondere 
in angespannten Wohnungsmärkten.
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Mehr als die Hälfte des deutschen 
Wohnungsbestandes wird vermietet

Der deutsche Wohnungsmarkt wird von 
Mietwohnungen geprägt. Die im Rahmen 
des Zensus 2011 durchgeführte Gebäu-
de- und Wohnungszählung (GWZ) zeigt, 
dass rund 54 % des deutschen Wohnungs-
bestandes vermietet ist. Hinzu kamen 2011 
die leerstehenden Wohnungen von Privat-
personen und Wohnungseigentümerge-
meinschaften, die ca. 3 % der 40,55 Mio. 
Wohnungen ausmachten, sodass der Miet-
wohnungsmarkt etwa 57 % des gesamten 
Wohnungsbestandes in Deutschland um-
fasste. Dieser Wert ist im internationalen 
Vergleich hoch, Deutschland wird daher oft 
als Mieternation bezeichnet. 

Charakteristisch für den deutschen Miet-
wohnungsmarkt ist die Vielfalt der Woh-
nungsanbieter. Privatpersonen stellen hier-
bei mit einem Wohnungsanteil von rund 
zwei Dritteln die mit Abstand größte Ver-
mietergruppe dar. In der Regel vermie-
ten diese lediglich eine kleine Anzahl an 
Wohneinheiten und weisen einen nied-
rigeren Professionalisierungsgrad auf als 
wohnungswirtschaftliche Unternehmen. 
Daneben existieren verschiedene Gruppen 
an professionellen Wohnungsanbietern, die 
in verschiedenen Gesellschaftsformen und 
mit unterschiedlichen Zielen am Markt ak-
tiv sind (BBSR 2016: 68 ff.).

Das BBSR untersucht regelmäßig einzelne 
Anbietergruppen und erfasst systematisch 
Informationen durch Befragungen. Im Jahr 
2018 wurden Kommunen und privatwirt-
schaftliche Unternehmen zu ihren Woh-
nungsbeständen befragt, einige zentrale 
Ergebnisse werden im Folgenden beispiel-
haft dargestellt. Während die bundeswei-
ten Kommunalbefragungen im regelmäßi-
gen Turnus von drei Jahren stattfinden und 
somit eine Betrachtung von Entwicklungen 
über die Zeit ermöglichen, wurden die pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen im Jahr 
2018 erstmalig befragt.

Kommunen messen ihren 
Wohnungsbeständen eine hohe 
Bedeutung bei

In Deutschland befinden sich laut Zensus 
2011 rund 2,3 Mio. Wohnungen in kommu-
naler Hand. Die BBSR-Befragungen erfassen 

2.6 Anbietergruppen von Mietwohnungen
Das BBSR untersucht regelmäßig die Akteure auf dem deutschen Mietwohnungsmarkt. Bei 
verschiedenen Anbietergruppen führt das BBSR Befragungen durch. Vor dem Hintergrund 
des wachsenden Wohnungsbedarfs und steigender Mieten standen in den jüngsten Befra-
gungen zu den kommunalen und privatwirtschaftlichen Wohnungsbeständen die Mieten-
gestaltung und die Bestandsausweitung im Mittelpunkt.

Kurz gefasst

n Der deutsche Mietwohnungsmarkt weist eine im internationalen 
Vergleich hohe Vielfalt von Anbietergruppen auf, wobei Privatperso-
nen die größte Gruppe stellen.

n Kommunale Wohnungsunternehmen und -bestände stellen für die 
Kommunen ein wichtiges Instrument zur Lösung der aktuellen woh-
nungspolitischen Herausforderungen dar.

n Kommunale Wohnungen haben einen hohen Anteil an Sozialbin-
dungen. Die Zahl dieser Wohnungen verringert sich aber durch aus-
laufende Bindungen weiter.

n Kommunen erhöhen die Zahl ihrer Wohnungsbestände vor allem 
durch Umsetzung von Neubauprojekten.

n Die erstmalig durchgeführte Befragung der privatwirtschaftlichen 
Unternehmen zeigt die große Vielfalt dieser Anbietergruppe. 
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aufgrund einer hohen Rücklaufquote einen 
Großteil des kommunalen Wohnungsbe-
standes. Die Analysen der jüngsten Befra-
gung erfolgten auf der Grundlage von 918 
Kommunen mit insgesamt 1,65 Mio. kom-
munalen Wohnungen. 

Aus Sicht der Kommunen sind derzeit die 
größten Herausforderungen die Versorgung 
der Bevölkerung mit preiswertem Wohn-
raum sowie Engpässe bei der Verfügbarkeit 
von Baugrundstücken. Die Kommunen mes-
sen ihren Wohnungsbeständen insbeson-
dere für die Versorgung von einkommens-
schwächeren Bevölkerungsgruppen und 
von besonderen Zielgruppen wie kinderrei-
chen Familien, Älteren, Personen mit Ver-
mittlungsschwierigkeiten sowie anerkann-
ten Asylbewerbern und Bleibeberechtigten 

mit preiswertem Wohnraum eine zuneh-
mende Bedeutung als Instrument zur Lö-
sung der aktuellen wohnungspolitischen 
Probleme bei (vgl. Abbildung 22). 

Kommunale Wohnungen bieten einen 
hohen Anteil an Sozialbindungen

Aufgrund der vormaligen Gemeinnützig-
keit kommunaler Wohnungsunterneh-
men weist der Wohnungsbestand der Städ-
te, Gemeinden und Landkreise auch heute 
noch einen recht hohen Anteil an Miet-
preisbindungen und/oder Belegungsrech-
ten auf, die allerdings mehr und mehr aus-
laufen. Wohnungen mit Mietpreis- und/
oder Belegungsbindungen sind jedoch ein 
wichtiges Instrument der Kommunen, um 

Abbildung 22 
Bedeutung kommunaler Wohnungsbestände und Wohnungsunternehmen für die Erfüllung kommunaler Aufgaben 2017

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Kommunalbefragung 2018
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einkommensschwache Haushalte mit ange-
messenem Wohnraum zu versorgen (vgl. 
Kap. 6.2 Soziale Wohnraumförderung). 
Knapp ein Viertel der mit der Befragung 
2018 erfassten kommunalen Wohnungen 
sind sozial gebunden. Davon sind rund zwei 
Drittel auf rechtlicher Grundlage gefördert, 
für ein Drittel besteht eine vertraglich ver-
einbarte Mietpreisbindung. Von Anfang 
2015 bis Ende 2017 ist der Bestand an ge-
bundenen Wohnungen mit einer Abnahme 
von 86.400 Einheiten deutlich gesunken. Im 
Zeitraum 2018 bis 2020 liefen für weitere 
15 % der Wohnungen die Bindungen aus.

Kommunale Wohnungen weisen 
unterdurchschnittliche Mieten auf

Kommunale Wohnungen entfalten auch 
über die mietpreisgebundenen Wohnun-
gen hinaus häufig eine mietpreissenkende 
Wirkung. Die Nettokaltmiete dieser An-
bietergruppe betrug Ende 2017 für freien 
Wohnraum im Median 5,04 € je m² und für 
gebundene Wohnungen 5,00 € je m², wo-
bei die Preisspanne für freien Wohnraum 
deutlich größer ist als für gebundenen (vgl. 
Abbildung 23). Im Vergleich dazu lag die 
Nettokaltmiete im Bundesdurchschnitt laut 
einer Sonderauswertung des Mikrozensus 

2018 im Median bei 6,30 € je m². Mieter-
höhungen sind auch beim kommunalen 
Wohnungsbestand recht weit verbreitet, 
fallen aber moderat aus. Die kommunalen 
Anbieter haben im Zeitraum von Anfang 
2015 bis Ende 2017 beim überwiegenden 
Anteil ihres freifinanzierten Wohnungsbe-
standes (63,2 %) die Miete erhöht. Vor al-
len in großen Städten sowie in wachsenden 
und stark wachsenden Kommunen werden 
Mieterhöhungen durchgesetzt. Der zeitliche 
Vergleich zwischen 2015 und 2018 zeigt ins-
gesamt Mietensteigerungen von 5,9 % für 
freien Wohnraum und 3,6 % für gebunde-
ne Wohnungen.

Zahlreiche Kommunen weiten ihren 
Wohnungsbestand aus

Die Kommunen weiten ihren Wohnungs-
bestand auf unterschiedliche Weise aus. 
Viele Kommunen setzen hierbei auf den 
Neubau kommunaler Wohnungen. Insge-
samt haben 208 kommunale Akteure ange-
geben, im Dreijahreszeitraum von Anfang 
2015 bis Ende 2017 in 885 Wohnprojekten 
insgesamt knapp 23.000 Wohnungen neu 
errichtet zu haben. Selbst durchgeführ-
te Neubauprojekte dominieren, während 
der Erwerb von Projektentwicklungen eine 

Abbildung 23 
Mietenniveaus für freie und gebundene kommunale Wohnungsbestände 2017

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Kommunalbefragung 2018

Anmerkung: Im Boxplot-Diagramm sind der Median als Querstrich (mit Wert), das 25-%- und das 75-%-Perzentil als untere 
und obere Begrenzung der Box sowie das 5-%- und das 95-%-Perzentil als Spannweite der Antennen dargestellt. 
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eher untergeordnete Rolle spielt. Im Durch-
schnitt wurden pro Neubauprojekt 26 Miet-
wohnungen errichtet, wobei die Vorhaben 
zur Errichtung kommunaler Mietwohnun-
gen sehr unterschiedlich groß sind. 82 % der 
Neubauprojekte und 69 % der Wohnungen 
wurden in Westdeutschland realisiert. Die 
Investitionssumme für den Neubau von 
Wohnungen betrug im Mittel pro Anbie-
ter und Jahr 7,9 Mio. €. Die neuen Wohn-
einheiten sind zu 50,4 % freifinanziert und 
zu 49,6 % sozial gebunden. Im zeit lichen 
Vergleich hat der Anteil kommunaler An-
bieter, die Neubauprojekte umsetzen, deut-
lich von 23 % auf 36 % zugenommen. Auch 
die Zahlen realisierter Neubauprojekte und 
neu errichteter Wohnungen steigen – so-
wohl absolut als auch pro Anbieter. Eine 
deutlich geringere Bedeutung kommt dem 
Erwerb kommunaler Bestandswohnungen 
zu. Im Saldo von Ver- und Zukäufen ha-
ben die Kommunen und ihre Unternehmen 
im gleichem Zeitraum 6.117 Wohnungen 
erworben.

In Zeiten wachsenden Wohnungsbedar-
fes und steigender Mieten sowie zugleich 
sinkender Belegungsrechte an Sozialwoh-
nungen stellen kommunale Wohnungen 
und Wohnungsunternehmen ein wichti-
ges noch verbleibendes Steuerungsinstru-
ment auf den lokalen Wohnungsmärkten 
dar. Das Forschungsvorhaben „Auswei-
tung des kommunalen Wohnungsbestan-
des als wohnungspolitische Strategie“ ge-
langt allerdings zu dem Ergebnis, dass der 
kommunale Versorgungsauftrag nicht al-
lein mit Hilfe des kommunalen Wohnungs-
unternehmens erfüllt werden kann. Diesem 
kommt hierbei aber eine Schlüsselrolle zu. 
Eine Entspannung auf dem lokalen Woh-
nungsmarkt kann jedoch nur dann gelin-
gen, wenn möglichst viele Akteure mitwir-
ken: Dazu gehören neben der Kommune 
und ihrem kommunalen Wohnungsun-
ternehmen auch weitere Akteure wie Pri-
vatpersonen, privatwirtschaftliche Unter-
nehmen und Genossenschaften, die in der 
Regel für den größeren Teil des Marktes 
stehen. Viele kommunale Konzepte und 

lokale Bündnisse für den Wohnungsmarkt 
setzen daher auf den Beitrag verschiedener 
Marktakteure. 

BBSR-Befragung bietet erste Aussagen 
zu privatwirtschaftlichen Unternehmen 
und ihren Beständen

Mit der Befragung der privatwirtschaft-
lichen Unternehmen zu ihren Wohnungs-
beständen hat das BBSR erstmalig den 
Versuch unternommen, die privatwirt-
schaftlichen Eigentümer zu ihren insgesamt 
3,15 Mio. Wohnungen zu befragen. Mithil-
fe einer privaten Unternehmensdatenbank 
wurden bundesweit 3.888 potenzielle pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen mit Miet-
wohnungsbeständen ermittelt, denen ein 
Fragebogen zugeschickt wurde. Insgesamt 
konnten auf diesem Wege Informa tionen 
zu 173 Unternehmen mit fast 700.000 Woh-
nungen erfasst werden. Bezogen auf die 
Grundgesamtheit deckt die Befragung rund 
22 % des Wohnungsbestandes dieser Eigen-
tümergruppe ab. Die Ergebnisse der Befra-
gung können daher erste Tendenzen und 
grundlegende Entwicklungen für die An-
bietergruppe der privatwirtschaftlichen Un-
ternehmen aufzeigen.

Privatwirtschaftliche 
Wohnungsanbieter sind sehr vielfältig

Prägendes Unterscheidungsmerkmal der 
teilnehmenden Unternehmen ist die Grö-
ße nach der Zahl der Wohnungen. So exis-
tieren hoch professionalisierte Wohnungs-
unternehmen mit über 100.000 eigenen 
Wohnungen im Bestand genauso wie Un-
ternehmen, die vorrangig in anderen Ge-
schäftsfeldern aktiv sind und lediglich über 
eine geringe Anzahl an Mietwohnungen 
verfügen. Nur etwa 10 % der antworten-
den Unternehmen besitzen mehr als 1.000 
Wohneinheiten, mit 54 % haben die meis-
ten Unternehmen einen Bestand von 20 bis 
unter 1.000 Wohneinheiten. Die Anbieter-
gruppe ist äußerst heterogen, was sich auch 
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in den Unternehmensgrößen, Betriebsfor-
men und Unternehmenszielen äußert. 

Ein großer Teil der Unternehmen ist neben 
der Vermietung von Wohnungen auch in 
anderen Geschäftsbereichen aktiv, manche 
sogar in mehreren Geschäftsfeldern. Insbe-
sondere die Projektentwicklung sowie die 
Vermietung und der Verkauf von Gewer-
beeinheiten spielen hierbei eine überge-
ordnete Rolle. Abhängig von der Unterneh-
mensgröße lassen sich auch Unterschiede 
im räumlichen Tätigkeitsbereich feststellen. 
Während die großen Unternehmen in der 
Regel bundesweit oder zumindest überregi-
onal tätig sind, agieren Unternehmen klei-
ner und mittlerer Größe vornehmlich lokal, 
einige auch regional.

Privatwirtschaftliche Unternehmen 
verfügen auch über Wohnungen mit 
Sozialbindungen 

Insgesamt weisen etwas mehr als 15 % des 
erfassten privatwirtschaftlichen Wohnungs-
bestandes eine Mietpreisbindung und/oder 
Belegungsbindung auf. Von den Unterneh-
men, die sich zu ihrem gebundenen Woh-
nungsbestand geäußert haben, verfügen 
mit knapp 43 % etwas weniger als die Hälf-
te über Wohnungen mit Bindungen, der 
größere Teil hat keine gebundenen Woh-
nungen im Eigentum. Auch hier wird die 
Bandbreite der privatwirtschaftlichen Woh-
nungsanbieter deutlich: So verfügt neben 
dem großen Anteil an Unternehmen ganz 
ohne Wohnraum mit Bindungen ein Fünf-
tel der Unternehmen über einen Bestand, 
der mindestens zur Hälfte aus gebundenen 
Wohnungen besteht. Auch die privatwirt-
schaftlichen Anbieter leisten damit einen 
wichtigen Beitrag zur Versorgung von Be-
völkerungsgruppen, die ihren Bedarf auf 
dem freien Mietwohnungsmarkt nicht de-
cken können. Bindungen auf rechtlicher 
Grundlage sind dabei mit 95 % wesentlich 
bedeutender als Wohnungen mit einer ver-
traglich vereinbarten Mietpreisbindung. 

Große Mietenspannen bei privat-
wirtschaftlichen Wohnungsanbietern 

Die Miethöhe im freifinanzierten Wohn-
raum liegt bei den privatwirtschaftlichen 
Unternehmen im Median bei 6,65 € je m² 
nettokalt (vgl. Abbildung 24). Die Preis-
spanne vom Minimal- zum Maximalwert 
besitzt mit über 7 € je m² eine äußerst gro-
ße Streuung. Besonders im hochpreisigen 
Segment existiert ein breites Spektrum bis 
zu 11 € je m², was die privatwirtschaftlichen 
Unternehmen von anderen Anbietergrup-
pen wie beispielsweise den kommunalen 
Wohnungsunternehmen unterscheidet. Das 
Mietniveau ist bei denjenigen privatwirt-
schaftlichen Unternehmen besonders hoch, 
die nach eigener Einschätzung im hochprei-
sigen Segment anbieten: Hier liegt es im Me-
dian bei 8 € je m² nettokalt. Beim gebunde-
nen Wohnraum lässt sich ein niedrigeres 
Mietniveau, im Mittel 5,40 € je m², sowie 
eine geringere Streuung beobachten. 

Abbildung 24 
Mietenniveaus für den freifinanzierten und gebundenen 
Wohnungsbestand der antwortenden privatwirtschaft- 
lichen Unternehmen 2017

© BBSR Bonn 2020
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Rund zwei Drittel der antwortenden  
privatwirtschaftlichen Wohnungsanbie-
ter haben zwischen 2015 und 2017 Miet-
erhöhungen durchgeführt. Dabei wurde in 
rund 60 % der Wohnungen die Miete er-
höht. Die häufigste Mieterhöhung wird auf 
Grundlage des § 558 BGB, der Erhöhung 
bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete, getä-
tigt. Mieterhöhungen im Wege einer Mo-
dernisierungsumlage (§ 559 BGB) werden 
ebenfalls häufiger vorgenommen, während 

Mieterhöhungen nach Vereinbarung so-
wie vertraglich vereinbarte Erhöhungen in 
Form von Staffel- oder Indexmietverträgen 
(§ 557 BGB) lediglich eine untergeordnete 
Rolle spielen. Als Informationsquellen zur 
Findung der Miethöhen setzen die privat-
wirtschaftlichen Unternehmen auf unter-
schiedliche Instrumente, wobei der Miet-
spiegel (vgl. Kap. 4.3 Wohnungsmieten und 
Mietbelastungen) und die eigenen Erfah-
rungswerte entscheidend sind.
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2.7 Volkswirtschaftliche Bedeutung von Immobilien
Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft ist eine tragende Säule für die deutsche Wirt-
schaft. Immobilien machen einen großen Teil des volkswirtschaftlichen Vermögens und der 
Bruttoanlageinvestitionen aus. Durch den Bau und die Verwaltung von Immobilien gehen 
wichtige Impulse für die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt aus.

Kurz gefasst

n 81,6 % des gesamten Nettoanlagevermögens ist in Immobilien 
gebunden.

n Gut 50 % der Bruttoanlageinvestitionen flossen 2019 in Immobilien.

n Das Baugewerbe und das Grundstücks- und Wohnungswesen  
tragen aktuell 16 % zur Bruttowertschöpfung bei. 

n Knapp 7 % aller Erwerbstätigen arbeiteten 2019 in der 
Immobilienwirtschaft.

Immobilien machen die Mehrheit  
des Nettoanlagevermögens aus

Die Wohnungswirtschaft und die Immo-
bilienwirtschaft haben eine zentrale Be-
deutung für die deutsche Volkswirtschaft. 
Im Jahr 2018 belief sich das Nettoanlage-
vermögen zu Wiederbeschaffungspreisen 
auf 10.912 Mrd. €, darunter 8.899 Mrd. € 
in Bauten, was einem Anteil von 81,6 % am 
gesamten Nettoanlagevermögen entspricht. 
Auf Wohnbauten entfielen 5.458 Mrd. € bzw. 
50 % des gesamten Nettoanlagevermögens 
und auf Nichtwohnbauten 3.442 Mrd. € 
(31,5 %). Aufgrund der langen Lebensdau-
er von Immobilien ist dieser Anteil im Zeit-
verlauf relativ konstant, wobei das Wohnim-
mobilienvermögen etwas schneller wächst 
als bei Nichtwohnbauten und sonstigen An-
lagevermögen (vgl. Abbildung 25).

Berücksichtigt man zusätzlich noch den 
Wert der bebauten Grundstücke, wel-
cher nach der gesamtwirtschaftlichen Ver-
mögensbilanz im Jahr 2018 bei knapp 
4.364 Mrd. € lag (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2019, Vermögensbilanzen), wird 
der enorme und sehr stabile Wert der Im-
mobilien für die Volkswirtschaft noch 
unterstrichen.

Bedeutung von Wohnbauten nimmt 
bei Bruttoanlageinvestitionen noch 
weiter zu

In Deutschland wurden 2019 Bruttoan-
lageinvestitionen in Höhe von 747 Mrd. € 
getätigt. Auf Wohnbauten entfielen da-
bei 228 Mrd. €, was einem Anteil von 
30 % entspricht. Nichtwohnbauten mach-
ten 146 Mrd. € aus und hatten damit einen 

Abbildung 25 
Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen 2009 bis 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, 
Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 2018
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Anteil von 19,5 %. Somit geht die Hälfte 
der Bruttoanlageinvestitionen in Immo-
bilien (vgl. Abbildung 26). In den letzten 
zehn Jahren sind die Bruttoanlageinvesti-
tionen stetig gestiegen, wobei insbesonde-
re die Wohnbauten aufgrund von Nach-
fragezuwächsen in zahlreichen Regionen 
Deutschlands mit 93 Mrd. € (+70 %) von 
2010 bis 2019 den höchsten Zuwachs auf-
wiesen und damit auch den Anteil an den 
gesamten Bruttoanlageinvestitionen konti-
nuierlich steigern konnten. 

Bruttowertschöpfung des 
Baugewerbes legt noch weiter zu

Die Bruttowertschöpfung aller Wirtschafts-
bereiche lag im Jahr 2019 bei 3.093 Mrd. €. 
Auf das Grundstücks- und Wohnungswe-
sen entfielen 326 Mrd. €, was einem Anteil 
von gut 10 % entspricht. Das Baugewerbe, 
der zweite für die Immobilienwirtschaft re-
levante Bereich, erreichte 2019 eine Brutto-
wertschöpfung von 172 Mrd. € (5,6 %) (vgl. 
Abbildung 27). Während das Grundstücks- 
und Wohnungswesen in den letzten 20 Jah-
ren einen stabilen Anteil von 10 bis 11 % an 
der gesamten Bruttowertschöpfung gehal-
ten hat, zeigt das Baugewerbe seit 15 Jahren 
eine deutliche Wachstumsdynamik. Korres-
pondierend mit den steigenden Baufertig-
stellungen (vgl. Kap. 2.1 Bautätigkeit und 
Kap. 2.2 Bauvolumen und Bauwirtschaft) 
wuchs die Bruttowertschöpfung des Bau-
gewerbes von knapp 4 % im Jahr 2006 auf 
aktuell fast 6 %.

Der Erwerb bestehender Immobilien wird 
nicht in der Bruttowertschöpfung der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung erfasst, 
da diese Umsätze keine Wertschöpfung 
darstellen. Sie bilden aber einen relevanten 
Anteil der Ausgaben von Privathaushal-
ten und Unternehmen. Im Jahr 2018 wur-
den deutschlandweit ca. 990.000 Verkäu-
fe von Immobilien im Wert von insgesamt 
269 Mrd. € getätigt. Auf den Bereich beste-
hender Wohnimmobilien entfielen knapp 
626.000 Transaktionen mit einem Volumen 

Definition Immobilienwirtschaft konkret

In diesem Kapitel werden die Wirtschaftszweige „Grundstücks- und Woh-
nungswesen“ und  „Baugewerbe“ stellvertretend für die Immobilienwirt-
schaft betrachtet. Laut Klassifikation der Wirtschaftszweige des statisti-
schen Bundesamtes gehören zum  „Grundstücks- und Wohnungswesen“ 
der Kauf und Verkauf, die Vermietung und sonstige Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit eigenen oder gemieteten Grundstücken, Gebäuden 
und Wohnungen (z. B. Schätzungen, Tätigkeit als Treuhänder) und Haus-
verwaltungen gefasst werden. Dieser Wirtschaftszweig umfasst auch die 
Errichtung von Bauwerken, wenn der Errichter Eigentümer der Gebäude 
bleibt und sie vermietet. 

Zudem wird der Wirtschaftszweig „Baugewerbe“ betrachtet, zu dem  
allgemeine und spezialisierte Hoch- und Tiefbautätigkeiten gehören. 
Dazu zählen Neubau, Instandsetzung, An- und Umbau, die Errichtung  
von vorgefertigten Gebäuden oder Bauwerken auf dem Baugelände  
sowie provisorischer Bauten.

Quelle: Statistisches Bundesamt: Klassifikation der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, 2008.

Abbildung 26 
Bruttoanlageinvestitionen 2010 bis 2019

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, 
Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechung 2019
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Abbildung 27  
Bruttowertschöpfung des Grundstücks- und Wohnungswesens und des Baugewerbes 2000 bis 2019

© BBSR Bonn 2020

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarkt-
beobachtung, 
Statistisches Bundesamt: 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechung 2019
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Abbildung 28  
Erwerbstätige im Grundstücks- und Wohnungswesen und im Baugewerbe 2000 bis 2019

© BBSR Bonn 2020

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarkt-
beobachtung, 
Statistisches Bundesamt: 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechung 2019
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und Kap. 5.1 Transaktionen bebauter und 
unbebauter Grundstücke) 

Immobilienwirtschaft als wichtiger 
Arbeitgeber

Knapp 7 % aller Erwerbstätigen arbeite-
ten 2019 in der Immobilienwirtschaft – gut 
1 % bzw. 482.000 Erwerbstätige im Grund-
stücks- und Wohnungswesen und knapp 
6 % bzw. 2,5 Mio. im Baugewerbe. In den 

letzten zehn Jahren war die Zahl der Be-
schäftigten im Grundstücks- und Woh-
nungswesen konstant, am aktuellen Rand 
steigt sie moderat an. Seit 2007 wächst auch 
im Baugewerbe die Zahl der Erwerbstäti-
gen leicht, nachdem sie zuvor mit dem 
Rückgang der Bauinvestitionen gesunken 
war (vgl. Abbildung 28). Aufgrund der vol-
len Auftragsbücher ist die Nachfrage nach 
Fach- und Hilfskräften größer als das An-
gebot – ein weiteres Hemmnis bei der Aus-
weitung des Wohnungsbaus.
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Volkswirtschaftliche Indikatoren konkret

Schlüsseldokumente

n Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen Geschäftsstellen und Gutachter-
ausschüsse AK OGA (Hrsg.), 2019: Immobilienmarktbericht Deutschland 2019. Oldenburg.

n Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e.V.; Gesellschaft für 
Immobilienwirtschaftliche Forschung e.V. (Hrsg.), 2017: Wirtschaftsfaktor Immobilien 2017. 
Berlin.

Datengrundlagen

n Statistisches Bundesamt: Klassifikation der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, 2008

n Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, Anlagevermögen nach  
Sektoren, Arbeitsgrundlage 2018

n Statistisches Bundesamt: Vermögensbilanzen, sektorale und gesamtwirtschaftliche  
Vermögensbilanzen 1999-2018, 2019

n Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Inlandsproduktberech-
nung 2019, Lange Reihen ab 1970 – Fachserie 18, Reihe 1.5

n Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Inlandsproduktberech-
nung, detaillierte Jahresergebnisse 2019 – Fachserie 18, Reihe 1.4

Nettoanlagevermögen

Das Anlagevermögen umfasst alle produzierten Vermögensgü-
ter, die länger als ein Jahr wiederholt oder dauerhaft in der Pro-
duktion eingesetzt werden. Es gliedert sich in Ausrüstungen 
einschließlich militärischer Waffensysteme (Maschinen, Gerä-
te, Fahrzeuge), sonstige Anlagen (geistiges Eigentum [z. B. For-
schung und Entwicklung, Software, Urheberrechte], Nutztiere 
und Nutzpflanzungen) und Bauten (Wohnbauten und Nicht-
wohngebäude, sonstige Bauten wie Straßen, Brücken, Tun-
nels, Flugplätze, Kanäle und Ähnliches; einbezogen sind auch 
mit Bauten fest verbundene Einrichtungen wie Aufzüge, Hei-
zungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen). Beim Nettoanlagever-
mögen sind die seit dem Investitionszeitpunkt aufgelaufenen 
Abschreibungen vom Bruttoanlagevermögen abgezogen. 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2020a

Bruttoanlageinvestitionen

Die Bruttoanlageinvestitionen umfassen den Er-
werb von dauerhaften und reproduzierbaren Pro-
duktionsmitteln sowie selbst erstellte Anlagen und 
größere Wert steigernde Reparaturen. Als dauer-
haft gelten diejenigen produzierten Güter, die län-
ger als ein Jahr in der Produk tion eingesetzt wer-
den. Die Bruttoanlageinvestitionen setzen sich aus 
dem Erwerb neuer Anlagen und dem Saldo aus 
Käufen und Verkäufen von gebrauchten Anlagen 
zusammen. 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2020a

Bruttowertschöpfung

Die Bruttowertschöpfung wird durch Ab-
zug der Vorleistungen von den Produktions-
werten errechnet; sie umfasst also nur den 
im Produktionsprozess geschaffenen Mehr-
wert. Die Bruttowertschöpfung ist bewertet 
zu Herstellungspreisen, das heißt ohne die 
auf die Güter zu zahlenden Steuern (Güter-
steuern), aber einschließlich der empfange-
nen Gütersubventionen. 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2020b
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Wohnungsnachfrage3
3.1 Bevölkerung und Haushalte
Die Bevölkerungsentwicklung hat sich in den letzten Jahren deutlich verändert. Inter-
nationale Wanderungsgewinne, verstärkt durch hohe Flüchtlingszuwanderung, sorgen 
in Teilräumen für mehr Wohnungsnachfrage. Regionale Binnenwanderungsmuster mit  
unterschiedlichen Schwerpunkten von Zu- und Abwanderungen bewirken Wohnungs-
engpässe in Wachstumsräumen und Angebotsüberhänge in Schrumpfungsregionen.

Kurz gefasst

n Die Bevölkerungszahl hat 2018 erstmals die 83 Mio. überschritten. 
Im Vergleich zu 2010 leben 2,7 Mio. mehr Menschen in Deutschland, 
das entspricht einer Zunahme von über 3 %.

n Der Bevölkerungsanstieg resultiert aus den hohen Außenwande-
rungsgewinnen. Im Jahr 2018 betrug der Saldo aus Zu- und Ab-
wanderung knapp 400.000.

n Die kreisfreien Großstädte sind zwischen 2010 und 2018 um über 
7 % gewachsen. Die Zuwanderung aus dem Ausland und auch  
erhebliche Teile der Binnenwanderung gehen in die Großstädte.

n Im Jahr 2018 gab es 41,4 Mio. private Haushalte in Deutschland.  
Somit kommen durchschnittlich genau zwei Personen auf einen 
Haushalt. Durch die abnehmende durchschnittliche Haushalts-
größe nimmt die Haushaltszahl deutlich stärker zu als die 
Bevölkerungszahl.

Bevölkerungswachstum trotz sich 
abschwächender Zuwanderung 

Während die Bevölkerung in Deutschland in 
den 2000er-Jahren zurückging, hat sich die 
Entwicklung in den 2010er-Jahren deutlich 
gewandelt. In den Jahren von 2010 bis 2018 
wuchs Deutschland um 2,7 Mio. Einwohner 
und damit um 3,4 %. Die Bevölkerungszahl 
hat 2018 erstmals die 83 Mio. überschrit-
ten. Ursache für die Bevölkerungszunah-
me war zunächst eine wachsende Zuwan-
derung aus dem EU-Ausland (insbesondere 

aus den Ländern der EU-Osterweiterung) 
und in der Mitte des Jahrzehnts die außer-
gewöhnliche Flüchtlingszuwanderung im 
Zuge der Flüchtlingskrise. Die jährlichen 
Steigerungsraten lagen seit 2013 zwischen 
0,2 % und 0,5 %, mit Ausnahme des Jahres 
2015, als die Bevölkerungszahl durch die 
hohen Flüchtlingswanderungen um 1,2 % 
stieg. In den letzten beiden Jahren 2017 und 
2018 erhöhte sich die Bevölkerungszahl je-
weils um ca. 0,3 % im Vergleich zum Vor-
jahr, was ein Plus von jährlich ca. 250.000 
Einwohnern bedeutet.

Hohe Außenwanderungsgewinne sind 
ursächlich für Bevölkerungsanstieg

Die natürliche Bevölkerungsbewegung in 
Deutschland ist schon seit fast 50 Jahren ne-
gativ, d. h. die Sterbefälle überwiegen die 
Geburtenzahlen. 2018 betrug dieses Ge-
burtendefizit mit knapp 790.000 Geburten 
und etwas mehr als 950.000 Sterbefällen fast 
170.000 Personen. Das entspricht ungefähr 
dem Durchschnitt des Geburtendefizits des 
letzten Jahrzehnts (2010 bis 2018) mit jähr-
lich ungefähr 173.000 Menschen.

Der Bevölkerungsanstieg in Deutsch-
land resultiert somit ausschließlich aus 
den hohen Außenwanderungsgewinnen. 
Im Folgenden wird dieser als Außenwan-
derungssaldo bezeichnete Abgleich zwi-
schen Zuwanderung aus dem Ausland und 
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Abwanderung ins Ausland verwendet. Be-
merkenswert ist auch das absolute Aus-
maß der Zu- und Abwanderung mit durch-
schnittlich ca. 1,3 Mio. Personen, die pro 
Jahr zuwandern und 930.000 Menschen, die 
jährlich ins Ausland abwandern (jährlicher 
Durchschnitt 2010 bis 2018, ohne das Aus-
nahmejahr 2015; vgl. Abbildung 29).

Im Jahr 2018 betrug der Außenwande-
rungssaldo knapp 400.000 Personen und 
war damit nur geringfügig niedriger als 
ein Jahr zuvor. Für das Jahr 2019 ermittelte 
das Statistische Bundesamt einen Wande-
rungssaldo von 327.000 Personen, womit 
Deutschland mit 83,2 Mio. Einwohnern den 
bisher höchsten Einwohnerstand der Ge-
schichte erreicht (Statistisches Bundesamt 
2020a). Angesichts des extrem hohen Sal-
dos im Jahr 2015 (+1,2 Mio.) ist ein rück-
läufiger Trend zu beobachten, wobei das  
Niveau immer noch über dem Durchschnitt 
der Jahre seit 2010 liegt (+380.000 p. a.), 
wenn das Ausnahmejahr 2015 ausgeklam-
mert wird. Unter Einbeziehung des Jahres 
2015 kamen von 2010 bis 2018 jedes Jahr 
fast 470.000 Personen mehr aus dem Aus-
land nach Deutschland als in das Ausland 

weggezogen sind. Dies ist fundamental an-
ders als im Jahrzehnt zuvor: Zwischen 2000 
und 2009 kamen pro Jahr im Saldo knapp 
100.000 Personen mehr nach Deutschland 
als wegzogen. 

Bei dem seit 2011 zunehmenden Zuzug aus 
dem Ausland handelte es sich vor der Flücht-
lingskrise in erster Linie um eine anderung 
aus dem EU-Raum (vgl. BBSR 2015a). Die 
Flüchtlingszuwanderung Mitte der 2010er-
Jahre war insbesondere durch Personen 
aus Syrien, Afghanistan und dem Iran be-
stimmt. Mit dem Ab ebben der Flüchtlings-
welle nahm die Wanderung aus dem euro-
päischen Raum wieder an Bedeutung zu. 
2018 erfolgte zwei Drittel der Zuwande-
rung nach Deutschland aus europäischen 
Staaten und gut die Hälfte aus EU-Staaten. 
Die Hauptherkunftsländer waren Rumäni-
en, Polen und Bulgarien, gefolgt von Itali-
en, Kroatien und der Türkei. Der Fortzug in 
die osteuropäischen Länder waren ebenfalls 
hoch (BAMF 2020: 6). 

Die Erwerbsmigration hat sich seit 2009 
mehr als verdoppelt: von 26.000 Zuwan-
dernden auf gut 61.000 im Jahr 2018 (BAMF 

Abbildung 29 
Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland 2000 bis 2018

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Wanderungen des Bundes und der Länder
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2020: 7). Der internationale Austausch aus 
Nicht-EU-Ländern wird durch das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz, welches seit 
1. März 2020 gültig ist, weiter gefördert 
mit dem Ziel, dem hohen Bedarf von qua-
lifiziertem Personal in den verschiedensten 
Branchen gerecht zu werden. 

Außenzuwanderungen zielen 
besonders auf die Arbeitsmarktzentren

Die Zuwanderer aus dem Ausland zieht es 
aufgrund der ökonomischen Aspekte häu-
fig in die wirtschaftsstarken Regionen und 
Städte. Bei den Bundesländern sind es vor 
allem die großen Bundesländer, die am 
meisten Zuwanderung aus dem Ausland 
erfahren – Bayern, Nordrhein-Westfalen 

und Baden-Württemberg. Da dies jedoch 
unmittelbar mit der Bevölkerungszahl zu-
sammenhängt, wird hier auf die einwohner-
bezogene Zuwanderung aus dem Ausland 
abgestellt. Die Stadtstaaten Berlin, Bremen 
und Hamburg weisen überdurchschnitt-
liche Quoten auf (Wanderungssaldo je 1.000 
Einwohner). Die wirtschaftsstarken Bun-
desländer Baden-Württemberg und Hessen 
haben jedoch kaum niedrigere einwohner-
bezogene Wanderungszahlen, gefolgt von 
Bayern (vgl. Abbildung 30).

Die ostdeutschen Flächenländer liegen bei 
den einwohnerbezogenen Zahlen zur Zu-
wanderung aus dem Ausland unter dem 
Durchschnitt, ebenso Nordrhein-Westfa-
len. Allerdings sind die Unterschiede zwi-
schen den Bundesländern in der letzten 

Abbildung 30 
Durchschnittliche Wanderungssalden mit dem Ausland nach Bundesländern im Zeitvergleich  
zwischen 2005 bis 2011 und 2012 bis 2018

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Wanderungen des Bundes und der Länder

2005 bis 2011 2012 bis 2018

Jährlicher Durchschnitt der Außenwanderungssalden  in den Jahren

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

Deutschland

0 2 4

Jährlicher Außenwanderungssaldo je 1.000 Einwohner

6 8 10 12



87Wohnungsnachfrage

Betrachtungsphase (2012 bis 2018) etwas 
geringer als in der davor (2005 bis 2011), 
auch wenn die absoluten Zahlen insgesamt 
sehr viel höher liegen. So sind die einwoh-
nerbezogenen Zuwanderungszahlen aus 
dem Ausland in den östlichen Bundeslän-
dern stärker gestiegen als im Durchschnitt 
für Deutschland insgesamt, während sie in 
Niedersachsen oder auch in Bayern unter-
durchschnittlich gestiegen sind, ebenso die 
Stadtstaaten. Letztendlich sorgte die Zuwei-
sung der Flüchtlinge mithilfe des Königstei-
ner Schlüssels auf die Bundesländer für eine 
gleichmäßigere Verteilung der Außenwan-
derung in die Regionen Deutschlands.

Vor allem Großstädte wachsen

Die Zuwanderung aus dem Ausland und 
auch die Binnenwanderung innerhalb 
Deutschlands verteilen sich nicht gleichmä-
ßig im Raum, sondern wirken stark selektiv. 
Die wachsende Attraktivität der Groß- und 
Universitätsstädte und deren umliegenden 

Regionen ist spätestens seit 2006 durch 
deutliche Bevölkerungsgewinne und den 
gleichzeitig erfolgten Bevölkerungsverlus-
ten der anderen Siedlungsräume feststell-
bar (vgl. Abbildung 31). 

Die Zuwanderung aus dem Ausland geht 
verstärkt in die großen Städte, in denen Ar-
beits- und Ausbildungsmöglichkeiten beste-
hen bzw. Studieren möglich ist. So wurden 
für das Jahr 2018 knapp 110.000 Erstsemes-
terstudierende als Bildungsausländerinnen 
und Bildungsausländer in Deutschland re-
gistriert. Im Vergleich zum Jahr 2005 hat 
sich die Studierendenzahl von Bildungsaus-
länderinnen und Bildungsausländern ver-
doppelt (BAMF 2020: 261). 

Bei der Binnenwanderung hat sich der 
Trend in die Großstädte zum Teil gedreht. 
Nunmehr verlieren etliche Groß- und Uni-
versitätsstädte aufgrund von Wohnungs-
engpässen und damit verbundenen stark 
steigenden Immobilienpreisen und Mieten 
vor allem Familienhaushalte an ihr Umland, 

Abbildung 31 
Bevölkerungsentwicklung nach Kreistypen 2002 bis 2018 

© BBSR Bonn 2020

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder
(Umschätzungen nach Zensuskorrektur bis 2010 durch das BBSR)
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wobei die Wanderungsgewinne in die pro-
sperierenden Städte noch überwiegen (vgl. 
Kap. 1.1 Städte).

Während die Bevölkerung in Deutschland 
zwischen 2010 und 2018 um 3,1 % gestiegen 
ist, beträgt das Wachstum in den kreisfrei-
en Großstädten 7,1 %. Die Bevölkerungs-
zahl der städtischen Kreise hat im gleichen 
Zeitraum um 3 %, die der ländlichen Kreise 
nur um 0,6 % zugenommen. Im Einzelfall 
können Kreise und Städte von ihrem Typ 
abweichen. Allerdings ist zwischen 2014 
und 2018 in keiner kreisfreien Großstadt 
die Einwohnerzahl gesunken. Auch in den 
städtischen Kreisen überwiegt bei weitem 
das Wachstum: nur drei Kreise haben seit 
2014 rückläufige Einwohnerzahlen. Bei den 
ländlichen Kreisen gibt es nur 35 Kreise, de-
ren Einwohnerzahl zwischen 2014 und 2018 
rückläufig war.

Selektive Wanderungen verstärken 
Unterschiede zwischen den Regionen

Vor allem junge Menschen aus dem In- und 
Ausland sind in den letzten Jahren vermehrt 

in die Städte gezogen. Dies ist zum einen 
der Bildungsexpansion geschuldet, denn 
immer mehr Schulabgänger nehmen ein 
Studium auf. Daher sind Universitätsstädte 
wie Freiburg, Heidelberg, Jena oder Müns-
ter von einer hohen Wohnungsnachfra-
ge betroffen. Insgesamt jedoch nimmt die 
Zahl junger Menschen in Deutschland lang-
fristig voraussichtlich ab. Viele Marktbe-
obachter sehen daher den Trend zu einer 
stärkeren Konzentration junger Menschen 
in Städten mit vielfältigen Arbeits- und 
Ausbildungsmöglichkeiten. 

Durch Wanderungsprozesse sortiert sich 
die Bevölkerung neu: in Schrumpfungs-
regionen altert die Bevölkerung stärker, in 
Wachstumsregionen verjüngt sie sich. Die 
Altersstruktur der Großstädte ist durch ei-
nen erhöhten Anteil jüngerer Menschen ge-
prägt, während Menschen im Erwerbsalter 
häufiger in den städtischen Kreisen leben. 
Der Anteil der 65-Jährigen und Älteren ist 
in den ländlichen Kreisen dagegen höher 
als in den Großstädten und den städtischen 
Kreisen. Der Anteil der jüngsten Altersklas-
se (bis unter 18 Jahren) ist in den Groß-
städten jedoch deutlich niedriger als im 

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder
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Abbildung 32 
Verteilung der Bevölkerungsentwicklung nach Kreistypen 2013 bis 2018
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Karte 8 
Bevölkerungsentwicklung 2013 bis 2018
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bundesdeutschen Durchschnitt. Als Stand-
orte von Familien mit Kindern werden auf-
grund von Wohnwünschen der Haushalte, 
der Bezahlbarkeit des Wohnens und der 
Verfügbarkeit von Bauland und Häusern 
insbesondere die städtischen aber auch die 
ländlichen Kreise zunehmend relevant (vgl. 
Kap. 3.2 Wohneigentumsbildung).

Anzahl wachsender Regionen hat 
weiter zugenommen

Durch die starke Zuwanderung aus dem 
Ausland und ausgeprägte Binnenwanderun-
gen hat sich die Zahl der Kreise mit positiver 
Bevölkerungsentwicklung entgegen dem 
langjährigen Trend des letzten Jahrzehnts 
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weiter deutlich erhöht. Zwischen 2013 und 
2018 stieg die Bevölkerungszahl in 268 der 
401 Kreise (67 %) wieder an (vgl. Karte 8). 
Dagegen stagnierte die Bevölkerungszahl 
im gleichen Zeitabschnitt in 93 Kreisen 
(23 %) und in 40 Kreisen sank die Bevöl-
kerungszahl (10 %) (vgl. Abbildung 32).

Entwicklung der Haushaltszahlen

Im Jahr 2018 gab es nach Mikrozensus 2018 
41,4 Mio. private Haushalte in Deutschland. 
Bei einer Bevölkerungszahl von 83 Mio. 
kommen somit durchschnittlich genau zwei 
Personen auf einen Haushalt. Die durch-
schnittliche Haushaltsgröße ist in den letz-
ten Jahrzehnten ständig gesunken: Sie ging 
zwischen 1991 und 2018 von 2,27 Perso-
nen auf 2,0 Personen zurück. Einpersonen-
haushalte haben mit 42 % den größten An-
teil an allen Haushalten. Damit leben rund 

17,3 Mio. Menschen oder etwa jede fünfte 
Person in Deutschland in einem Einperso-
nenhaushalt. In 58 % der Haushalte (24 Mio. 
Menschen) leben zwei oder mehr Personen. 
Unter den Mehrpersonenhaushalten ha-
ben Zweipersonenhaushalte mit 34 % aller 
Haushalte den größten Anteil, Dreiperso-
nenhaushalte machen 12 % und Vierperso-
nenhaushalte 9 % aus. Nur in 3 % der Haus-
halte leben fünf oder mehr Personen. 

Im Jahr 2000 gab es 38,1 Mio. Haushalte. Bis 
2018 sind also 3,25 Mio. Haushalte dazuge-
kommen – eine Steigerung von 8,5 %. Zum 
Vergleich: Die Bevölkerungszahl Deutsch-
lands erhöhte sich im gleichen Zeitraum nur 
um 1,9 % (+1,5 Mio. Einwohner). Der Trend 
zu kleineren Haushalten bedingt durch In-
dividualisierung, geringe Kinderzahl und 
Alterung der Bevölkerung hat sich somit 
weiter fortgesetzt und stellt die Wohnungs-
politik vor große Herausforderungen.

Schlüsseldokumente 

n Bundesamt für Migration und Flüchtlinge BAMF (Hrsg.) 2020: Migrationsbericht 2018. 
Nürnberg.

n Statistisches Bundesamt 2020a: Migration 2019: 327.000 Personen mehr zu- als abge-
wandert. Pressemitteilung Nr. 237 vom 29. Juni 2020. Wiesbaden. Zugriff: https://www. 
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Die Wohneigentumsbildung ist ein wich-
tiger Baustein für die Wohnungsversor-
gung und die strategische Stadtentwick-
lung. Gleichzeitig genießt Wohneigentum 
in Deutschland einen hohen Stellenwert 
für die Vermögensbildung und die Alters-
sicherung. Wie eine vom BBSR beauftrag-
te Studie zur Wohneigentumsbildung (s. a. 
Kap. 7.1 Daten- und Informationsgrundla-
gen) zeigt, haben in Deutschland zwischen 
2012 und 2017 jährlich etwa 412.000 Haus-
halte selbstgenutztes Wohneigentum gebil-
det. Etwa die Hälfte des Privatvermögens 
ist in Deutschland in Immobilien angelegt. 
Dabei ist selbstgenutztes Wohneigentum die 
wichtigste Anlageform und quantitativ die 
bedeutendste Vermögensform. Verschiede-
ne Studien zeigen, dass Wohneigentümer 
ein höheres Vermögen als Mieterhaushal-
te ansparen und Wohneigentum im Alter 
eine wirkungsvolle finanzielle Absicherung 
darstellt. Mit Wohneigentum ersparen sich 
Haushalte im Alter die Miete bzw. schaf-
fen sich durch einen Verkauf ausreichend 
Liquidität.

Trend zur Wohneigentumsbildung  
in Bestandsimmobilien verstärkt sich 
weiter 

Den Eigentumserwerbern bieten sich trotz 
der gestiegenen Immobilienpreise weiter-
hin Möglichkeiten, ihren Traum von Wohn-
eigentum wahr werden zu lassen. Eigen-
tumsbildner konzentrieren sich verstärkt 
auf gebrauchte Immobilien, die in der Re-
gel weniger kosten. Der seit etwa 20 Jah-
ren bestehende Trend, Wohneigentum im 
Bestand zu bilden, hat in den letzten Jah-
ren erheblich zugenommen. Während zu 

Beginn des Jahrtausends etwa ein Drittel der 
Eigentumskäufe auf gebrauchte Immobilien 
entfiel, waren es zuletzt knapp 60 %. Dazu 
kommen 15 %, die in diesem Segment durch 
Erbschaft oder Schenkung selbstgenutztes 
Wohneigentum bilden (vgl. Abbildung 33).

3.2 Wohneigentumsbildung
Seit vielen Jahren steigen die Immobilienpreise in Deutschland, insbesondere in vielen Me-
tropolregionen, Groß- und Universitätsstädten. Wohnraum ist knapp und teuer. Das wirkt 
sich auch auf das selbstgenutzte Wohneigentum aus. Trotz dieser Entwicklung genießt 
Wohneigentum einen hohen Stellenwert insbesondere für die Vermögensbildung und die 
Alterssicherung.

Kurz gefasst

n Der Trend zur Wohneigentumsbildung im Bestand verstärkt sich 
weiter.

n Eigentumsbildende Haushalte ziehen nach Jahren einer starken 
Zentrumsorientierung wieder vermehrt aus den Kernstädten in 
Umlandgemeinden.

n Die Eigentumsbildner haben im Hinblick auf die steigenden Im-
mobilienpreise Ausweichstrategien in Richtung Umland und Ge-
brauchtimmobilien entwickelt.

Abbildung 33  
Verteilung der Erwerbsarten von Wohneigentum 1998 bis 2017
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Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Kantar TNS im Auftrag verschiedener Finanzierungs-
institute und des BMVBS/BBSR: verschiedene Studien zur Wohneigentumsbildung in Deutschland, 
1998–2000, 2001–2003, 2004 –2007, 2008 –2011, Kantar im Auftrag des BMI/BBSR: Wohneigentumsbildung 
in Deutschland 2012–2017 
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Die Eigentumsbildung im Neubau ging 
hingegen zurück: Nur etwa ein Viertel der 
Haushalte finden im Neubau ihr neues Zu-
hause. Dieser Anteil lag zwischen 1998 und 
2000 bei knapp 50 % und hat sich damit fast 
halbiert. 

Die Eigentumsbildung im Neubau hat nicht 
nur, aber besonders in ländlichen Regionen 
abgenommen. Fand hier Anfang des Jahr-
tausends noch mehr als die Hälfte der Ei-
gentumsbildung in neugebauten Immobili-
en statt, hat sich dieser Anteil auf dem Land 
mittlerweile auf 23 % reduziert. Der Neubau 
spielt im hochverdichteten Umland mit fast 
28 % eine stärkere Rolle als in den anderen 
Regionen (vgl. Kap. 2.1 Bautätigkeit). 

Als Bestandsobjekte werden vor allem Ei-
gentumswohnungen (70 %) und Reihenhäu-
ser (65 %) erworben. Bei Doppelhaushälf-
ten und freistehenden Einfamilienhäusern 
erwerben ebenfalls mehr als die Hälfte der 

Haushalte gebrauchte Immobilien. Erb-
schaften und Schenkungen erfolgen vor-
rangig im Segment der Doppelhaushälften 
und Zweifamilienhäuser.

Viele Gründe sprechen für 
Wohneigentum im Bestand

Die hohe Nachfrage nach Immobilien im 
Bestand hat verschiedene Gründe. Ein zen-
traler Vorteil sind die niedrigeren Preise 
(vgl. Abbildung 34). Dies spielt besonders 
bei denjenigen Haushalten eine wichtige 
Rolle, die Häuser erwerben. Das Angebot 
an gebrauchten Immobilien ist zudem viel 
höher als an Neubauten (vgl. Kap. 5.1 Trans-
aktionen bebauter und unbebauter Grund-
stücke). Hier macht sich auch bemerkbar, 
dass die Anzahl der Baufertigstellungen vor 
allem bei den Ein- und Zweifamilienhäu-
sern sinkt.

Anteil der befragten 
Gebrauchterwerber in %

Gebrauchterwerb Gebrauchterwerb
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Einfache Planung

Kein Neubauangebot in gewünschter Lage/Größe

Kauf des zuvor gemieteten Objekts

Sonstiges

Veränderungen zur Befragungswelle 2008–2011

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Kantar TNS im Auftrag verschiedener Finanzierungsinstitute und des BMVBS/BBSR: 
Wohneigentumsbildung in Deutschland 2008–2011, Kantar im Auftrag des BMI/BBSR: Wohneigentumsbildung in Deutschland 2012–2017
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Abbildung 34 
Gründe für den Gebrauchterwerb 2012 bis 2017
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Der schnellere Bezug und die Möglich-
keit der Vorab-Begutachtung sind eben-
falls wichtig. Gerade für Käufer von Ei-
gentumswohnungen ist der schnelle Bezug 
ähnlich relevant wie der günstigere Preis. 
Auch wenn das Kriterium der Lage der Im-
mobilie etwas an Bedeutung verloren hat, 
sind zentrale und dadurch auch attraktive 
Lagen weiterhin ein größeres Kaufargument 
als bei Neubauten. Außerdem können Käu-
fer bei bestehenden Immobilien viel einfa-
cher planen. Gebrauchtkäufer sind zudem 
sowohl mit der Finanzierungs- und der Pla-
nungsphase als auch mit der Immobilie an 
sich zufriedener als Käufer von Neubauten. 
Während 21 % der Erwerber von Neubau im 
Rückblick im Kaufprozess etwas verändern 
würden, liegt der Anteil bei Erwerbern von 
Bestandsimmobilien nur bei 15 %.

Haushalte kommen jünger ins 
Wohneigentum – insbesondere 
Familien mit Kindern

Der Hauptverdiener war in den Jahren 
2016/2017 bei ersterwerbenden Familien 
mit Kindern 38 Jahre alt (vgl. Abbildung 35). 
Damit realisieren sich diese Haushalte frü-
her den Wunsch nach Wohneigentum als 
noch vor wenigen Jahren. Eine ähnliche 
Entwicklung ist bei Familien ohne Kinder 
zu beobachten. Auch diese konnten inner-
halb der letzten sechs Jahre im jüngeren Al-
ter Wohneigentum erwerben. Für Single-
haushalte sind keine eindeutigen Trends zu 
erkennen.

Regionale Analysen zeigen ebenfalls, dass 
Familien mit Kindern bei der Eigentums-
bildung in den Kernregionen, im Umland, 
aber auch in den Regionen mit Verdich-
tungsansätzen jünger sind als andere eigen-
tumsbildende Haushaltstypen. Im Durch-
schnitt werden Familien mit Kindern in 
Regionen mit Verdichtungsansätzen im 
Alter von 37 Jahren Wohneigentümer (vgl. 
Abbildung 36). Eine Ausnahme ist der länd-
liche Raum: Hier bilden Familien ohne Kin-
der mit 38 Jahren die jüngste Gruppe. 

Stadt-Umland-Wanderungen  
nehmen zu

Auch wenn 80 % der befragten Haushalte 
ihrem Regionstyp für den Eigentumserwerb 
treu bleiben, haben die Stadt-Umland-Wan-
derungen zwischen 2012 und 2017 wieder 
zugenommen. Ein Fünftel zieht demnach 
in einen anderen Regionstyp. Dabei ha-
ben Umzüge in das Umland leicht zuge-
nommen, da die Immobilienpreise hier in 
der Regel niedriger sind als in den Städten. 

Familien mit KindernFamilien ohne KinderSingles

Durchschnittsalter

2008–2009 2010–2011 2012–2013 2014–2015 2016–2017

46
42 42 42 41 39 39 3941 4244 44 44

38 38

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Kantar TNS im Auftrag verschiedener Finanzierungsinstitute
und des BMVBS/BBSR: verschiedene Studien zur Wohneigentumsbildung in Deutschland, 1998–2000, 
2001–2003, 2004–2007, 2008–2011, Kantar im Auftrag des BMI/BBSR: Wohneigentumsbildung in Deutschland
2012–2017

Anmerkung: Ersterwerber von Wohneigentum (ohne Erbschaft/Schenkung)

Abbildung 35 
Durchschnittliches Alter der Ersterwerber 2008 bis 2017

Abbildung 36  
Durchschnittliches Alter der Ersterwerber nach Regionstypen 2012 bis 2017
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Diese Entwicklung lässt sich insbesondere 
in den hochverdichteten Kernstädten beob-
achten. Hier hat etwa ein Viertel der Wohn-
eigentumsbildner die ursprüngliche Region 
verlassen. Dies sind 6 Prozentpunkte mehr 
als in früheren Befragungen.

Wohneigentumsbildung und 
Immobilienfinanzierung sind weiter  
zu beobachten

Die Käufer entwickeln Anpassungsstrate-
gien, um ihr Wohneigentum zu realisie-
ren. Bisher halfen diese Strategien dabei, 
die finanzielle Belastung in einem akzepta-
blen Rahmen zu halten. Ob und wann sie 

angesichts der steigenden Preise, die inzwi-
schen auch die ländlichen Regionen errei-
chen, ausgereizt sind, muss das BBSR zeit-
nah in seiner Wohnungsmarktbeobachtung 
weiter analysieren. Ein besonderes Augen-
merk wird dabei sein, ob und inwieweit der 
aufzubringende Eigenkapitalanteil die Bil-
dung selbstgenutzten Wohneigentums er-
schwert (vgl. Kap. 5.3 Immobilienfinanzie-
rung). In den Jahren 2018 und 2019 haben 
zudem bereits etwa 185.000 Haushalte Bau-
kindergeld beantragt. Die Förderung wurde 
2018 von der Bundesregierung eingeführt. 
Die Einflüsse der Förderung auf die Wohn-
eigentumsbildung werden zukünftig zu un-
tersuchen sein. 
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4 
Immobilienpreise und 
Wohnungsmieten 
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Immobilienpreise und Wohnungsmieten4
4.1 Baulandpreise
Die Preise für Wohnbauland beeinflussen in hohem Maße die Investitionen in neue Immo-
bilien sowie die Wohneigentumsbildung. Baulandpreise sind ein zentraler Faktor, wenn es 
darum geht, neuen Wohnraum zu schaffen. Sehr unterschiedliche regionale Preisniveaus 
und Preisentwicklungen sind sowohl Ausdruck als auch steuerndes Element der Standort-
wahl privater Haushalte und institutioneller Investoren.

Kurz gefasst

n Die Baulandpreise für Eigenheime variieren regional sehr stark. 
In mittleren Lagen reichte die Spanne 2018 von 15 € je m² in Tei-
len Ostdeutschlands bis 2.000 € je m² in der Landeshauptstadt 
München.

n Regional ebenso differenziert ist der Baulandmarkt für den Ge-
schosswohnungsbau mit Preisen zwischen 15 und 3.000 € je m² für 
mittlere Lagen mit gleichzeitig hoher Dynamik in den bereits teure-
ren Regionen. 

n Der Umsatzanteil des Baulandmarkts für den Geschosswohnungs-
bau hat mit ca. 10 % aller Wohnbauflächen leicht zugelegt.

n Die Preisunterschiede zwischen den Regionen werden größer: In 
den letzten Jahren sind die Preise für Eigenheim- und für Mehr-
familiengrundstücke in Großstädten deutlich stärker gestiegen als 
in den übrigen Regionen. 

n Transaktionsschwerpunkte waren bei Baugrundstücken für Eigen-
heime vor allem die städtischen sowie die ländlichen Kreise, wäh-
rend die Grundstücke für Mehrfamilienhäuser überproportional 
stark in Großstädten gehandelt wurden.

sammlungen der Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte. Die großen regionalen 
Unterschiede zwischen den Baulandpreisen 
der Kreise und Städte verdeutlicht Karte 9 
zu Eigenheimbaugrundstücken. Hohe Bau-
landpreise ab 300 € je m² finden sich vor al-
lem in den wirtschaftsstarken Metropolräu-
men. Niedrige Grundstückspreise bis unter 
50 € je m² für mittlere Lagen werden hinge-
gen in großen Teilen Ostdeutschlands sowie 
in Teilen Niedersachsens, Hessens, Rhein-
land-Pfalz und Nordbayerns gezahlt.

Die Spannweite der Baulandpreise für Ei-
genheime in mittleren Lagen reicht da-
bei auf der Ebene der Kreise von etwa 15 
bis 20 € je m² in einigen Landkreisen Ost-
deutschlands bis über 1.000 € je m² in Düs-
seldorf und Stuttgart sowie 2.000 € je m² in 
München. In den 14 kreisfreien Großstäd-
ten mit mehr als 500.000 Einwohnern liegt 
das durchschnittliche Preisniveau bei rund 
480 € je m², bei den übrigen Großstädten bei 
rund 300 € je m², in städtischen Kreisen bei 
etwa 200 € je m² und in ländlichen Kreisen 
bei 70 € je m² (jeweils Medianwerte, vgl. Ab-
bildung 37). Auch innerhalb der Städte und 
Regionen gibt es zum Teil erhebliche Unter-
schiede zwischen einfachen, mittleren und 
guten Lagen. So sind 2018 z. B. in Düssel-
dorf für gute Lagen über 1.200 € je m² mehr 
zu zahlen als für Baugrundstücke in einfa-
chen Lagen.

Baulandpreise zeigen erhebliche 
regionale Unterschiede

Ein Eigenheimbauplatz in mittlerer Lage  
kostete in Deutschland 2018 im Durch- 
schnitt etwa 135 €  je m² (AK OGA 2019: 
154). Basis der Zahlen sind die Kaufpreis- 
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Karte 9 
Baulandpreise für Eigenheime 2018
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Baulandpreise für 
Eigenheimgrundstücke steigen 
bei gleichbleibendem Niveau der 
Transaktionszahlen

Der bundesweite Preistrend für Eigenheim-
baugrundstücke in mittlerer Lage verläuft 
in den letzten Jahren ansteigend. So er-
höhten sich die Baulandpreise im Durch-
schnitt (Median der Kreise und Subkreise) 
von rund 101 € je m² 2013 um über 30 % 
auf 135 €  je m² im Jahr 2018 (vgl. Abbil-
dung 37). Gleichzeitig hat sich das Transak-
tionsgeschehen der Baulandmärkte für Ei-
genheime zwischen 2013 und 2018 – nach 
dem Rückgang in Folge der Finanzmarkt-
krise in den Jahren 2008 und 2009 – auf ein 
vergleichbares Mengenniveau eingependelt. 
Ausgehend von rund 91.100 Fällen 2013 
gab es einen Anstieg bis 2015 auf 104.200 
Transaktionen, um dann wieder bis 2018 
auf knapp 95.700 leicht abzusinken (vgl.  
AK OGA 2019 und Kap. 5.1 Transaktionen 
bebauter und unbebauter Grundstücke). 

2018 wurden insgesamt rund 8.700 ha Bau-
grundstücksfläche für Eigenheime umge-
setzt. Der Umfang der gehandelten Flächen 
ist im Vergleich zu 2013 etwas angestiegen 

und zeigt insgesamt eine mit den Trans-
aktionszahlen weitgehend proportionale 
Entwicklung. Nach siedlungsstrukturellen 
Kreistypen differenziert zeigt sich, dass in 
den Großstädten 2018 trotz ihres Anteils an 
der Gesamtbevölkerung von 30 % lediglich 
knapp 8 % der Transaktionen stattfanden, 
während die städtischen Kreise rund 40 % 
und die ländlichen Kreise über 50 % des 
Transaktionsgeschehens von Eigenheim-
grundstücken auf sich ziehen.

Die Analyse der Preissteigerungen nach 
siedlungsstrukturellen Kreistypen ver-
deutlicht die differenzierte Situation der 
Entwicklungen in Deutschland. Aus der 
Knappheit von Eigenheimgrundstücken 
in den Großstädten über 500.000 Ein-
wohner resultieren überdurchschnittliche 
Preissteigerungen von 50  % im Fünfjah-
reszeitraum zwischen 2013 und 2018 (vgl. 
Abbildung 37). Leicht überdurchschnittlich 
sind die Zuwächse in den kleinen und mitt-
leren Großstädten (+36 %), während sich 
die Zuwächse in den städtischen Kreisen 
(mit rund 40 % aller Umsätze) und der länd-
lichen Kreistypen (zusammen über 50 % 
der Transaktionen) unter dem bundeswei-
ten Durchschnitt von rund 34 % bewegen. 

Hohe und stark ansteigende Preise 
für Baugrundstücke im Geschoss- 
wohnungsbau in Großstädten 

Das Geschehen an den Wohnbaulandmärk-
ten in Deutschland wird durch die Transak-
tionen von Eigenheimbauplätzen geprägt. 
Grundstücke für den Geschosswohnungs-
bau hatten dagegen im Jahr 2018 einen Flä-
chenanteil von nur etwas mehr als 10 % aller 
Wohnbauflächen (rund 884 ha). Allerdings 
entstehen bei ihrer Bebauung durch höhe-
re realisierte Bebauungsdichten und Ge-
schosszahlen mehr Wohnungen je Flä-
cheneinheit. Die Bedeutung des Baulands 
für Geschosswohnungen ist gerade in den 
aktuell nachgefragten großen Städten be-
sonders hoch (vgl. Kap. 5.1 Transaktionen 
bebauter und unbebauter Grundstücke). 

Kreise und Subkreise konkret

Der Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen  

Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik 

Deutschland (AK OGA) hat für die Berichterstattung im  

Immobilienmarktbericht Deutschland die Landkreise mit be- 

sonders heterogenen Marktstrukturen zu analytischen Zwecken 

in jeweils zwei bis drei sogenannte Subkreise aufgeteilt. Diese 

Aufteilung erfolgte beispielsweise im Umland großer Städte, in 

den Metro polräumen Rhein-Ruhr und Rhein-Main, in den Groß-

kreisen Mecklenburg-Vorpommerns sowie entlang der Nord-  

und Ostseeküste (AK OGA 2019: 222, vgl. Karte 9).
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Im Bundesdurchschnitt (Median der Kreise 
und Subkreise) lag der Preis für Geschoss-
wohnungsgrundstücke in mittleren La-
gen im Jahr 2018 bei 155 € je m² und da-
mit um ca. 25 % höher als fünf Jahre zuvor. 
Die Preisspanne zwischen den Regionen ist 
durch sehr hohe und stark steigende Werte 
in den großen und wachsenden Städten wie 
Hamburg, Nürnberg, Frankfurt am Main, 
Berlin, Stuttgart und Düsseldorf mit Wer-
ten zwischen 1.100 und 1.400 € je m² sowie 
München (Landkreis 1.260 €  je m², Stadt 
München 3.000 € je m²) auf der einen und 
sehr niedrigen und seit Jahren weitgehend 
stagnierenden Werten in den ländlichen Re-
gionen auf der anderen Seite geprägt. Dort 
werden in mittleren Lagen zum Teil nur 
30 € je m² erzielt (IMB 2019: 168, günstigs-
te 5 % der Fälle [Perzentil 5]). 

Die in den letzten Jahren stark divergie-
rende Entwicklung beim Bauland für 

Mehrfamilienhäuser zeigt sich bei der 
Analyse der nach Grundstücksflächen-
umsatz gewichteten Preisdurchschnitte 
im Vergleich zwischen 2013 und 2018. Die 
Gewichtung bildet die aktuellen Preisent-
wicklungen durch die stärkere Einbezie-
hung der Schwerpunkte des Transaktions-
geschehens besonders gut ab. Zwischen 
2013 und 2018 sind die so gewichteten 
Durchschnittswerte deutschlandweit um 
rund 50 % gestiegen. Mit fast 100 % beson-
ders stark war der Anstieg aufgrund der 
stark gewachsenen Nachfrage nach Bauland 
in den Großstädten über 500.000 Einwoh-
ner (vgl. Abbildung 38). Dort sind die Bau-
landpreise von durchschnittlich 560 € je m² 
auf 1.100 € je m² gestiegen. Demgegenüber 
war der Preisanstieg vor allem in den städ-
tischen Kreisen mit knapp 25 % in diesem 
Zeitraum weniger ausgeprägt. Auch die Zahl 
der Transaktionen war dort – bezogen auf 
die Einwohnerzahl – unterdurchschnittlich. 

Abbildung 38 
Preisniveau und -entwicklung von Grundstücken für Mehrfamilienhäuser nach Kreistypen 2013 und 2018

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Gutachterbefragungen des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse,
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA)
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In den städtischen Kreisen besteht hinge-
gen ein größerer Markt für Eigenheim-
baugrundstücke (40 % aller Transaktionen 
bei Eigenheimgrundstücken, vgl. Abbil-
dung 37) bei noch erschwinglichen Preisen 
und somit ein geringerer Nachfrage- und 
Preisdruck auf entsprechenden Baugrund 
für den Geschosswohnungsbau. 

Im Gesamtbild zeigt sich, dass aufgrund des 
Angebots und resultierenden Preisgefüges 

Mehrfamilienhäuser nach wie vor mehr-
heitlich in Städten gebaut werden, während 
neue Eigenheime vor allem in suburbanen 
und ländlichen Räumen verwirklicht wer-
den (vgl. Kap. 2.1 Bautätigkeit). Städtische 
und insbesondere zentrale Lagen weisen im 
Mittel deutlich höhere Grundstückspreise 
als ländliche Regionen auf. Gleichzeitig wer-
den in den Städten im Rahmen des Bau-
rechts höhere Bebauungsdichten realisiert.

Schlüsseldokumente

n AK OGA – Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen Geschäftsstellen und 
Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.), 2019: Immobilienmarkt-
bericht Deutschland 2019. Oldenburg.

Datengrundlagen
n Gutachterbefragung des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen Ge-

schäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA) 2013 
bis 2018.
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4.2 Haus- und Wohnungspreise
Das Preisniveau von Wohnimmobilien und dessen Entwicklung ist angesichts der heraus-
ragenden Bedeutung von Wohnraum sowohl als Anlagegut als auch für die Wohnraumver-
sorgung der Bevölkerung ein wichtiger Indikator. Die deutlichen Preisunterschiede in regio-
naler Hinsicht und zwischen den Teilmärkten charakterisieren spezifische Entwicklungen 
volkswirtschaftlicher und demografischer Rahmenbedingungen.

Kurz gefasst

n Die Haus- und Wohnungspreise ziehen in Deutschland nach länge-
rer Stagnation seit 2010 in allen Segmenten deutlich an.

n Die anhaltende Nachfrage nach Wohnimmobilien spiegelt ihre hohe 
Attraktivität als Kapitalanlage und als selbstgenutztes Wohneigen-
tum wider und äußert sich in Preissteigerungen.

n Neben dem großräumigen Preisgefälle von Süden über Westen und 
Norden nach Osten kennzeichnen insbesondere die hohen Preis- 
niveaus in den Metropolkernen die regionalen Preisunterschiede. 

n In den Großstädten zeigen sich dabei die höchsten Preiszuwächse. 
Insgesamt öffnet sich die Preisschere zwischen teuren und günsti-
gen Regionen weiter.

Spürbarer Preisauftrieb bei 
Wohnimmobilien seit 2010

Nachdem in der ersten Dekade der 2000er-
Jahre die Haus- und Wohnungspreise weit-
gehend stagnierten, sind seit ca. 2010 die 
Preise im Durchschnitt anhaltend und 
deutlich gestiegen. Diese Entwicklung ist 
eng mit der weltweiten Finanzmarktkrise 
ab 2007 verknüpft. Zur Bekämpfung ihrer 
Folgen haben die Zentralbanken die Zin-
sen gesenkt. Im Gegensatz zu vielen ande-
ren Ländern, die im Vorfeld blasenähnliche 
Preisentwicklungen aufwiesen – die Immo-
bilienpreisblase in den USA gilt als bedeu-
tender Faktor für die Finanzmarktkrise – 
trafen in Deutschland zunehmend günstige 
Finanzierungsbedingungen auf einen preis-
stabilen Wohnimmobilienmarkt und weit-
gehend fehlende Anlagealternativen. Das 
auf Sicherheiten ausgerichtete Immobilien-
finanzierungssystem in Deutschland hat bis 
heute eine stabilisierende und marktbele-
bende Wirkung entfaltet. 

Mithilfe von Immobilienpreisindizes ver-
schiedener Marktbeobachtungsakteure 
können bundesweite Entwicklungen für ver-
schiedene Marktsegmente abgebildet wer-
den (vgl. BBSR 2010 sowie Abbildung 39). 
Der Häuserpreisindex des Statistischen 
Bundesamtes spiegelt den seit 2010 anstei-
genden Preistrend für Ein- und Zweifami-
lienhäuser sowie Eigentumswohnungen mit 
einer Zunahme von gut 53 % zwischen 2010 
und 2019 wider. Die Indizes zeigen für neu 
gebaute Wohnimmobilien sogar bereits seit 
2007 einen Aufwärtstrend der Preise, dem 
ab 2010 auch die Preise für Wohnimmo-
bilien im Bestand folgen. Gleichzeitig wird 

deutlich, dass die anhaltende Dynamik der 
Wohnimmobilienindizes durch den Anstieg 
des Index für Baulandpreise noch übertrof-
fen wird (vgl. Kapitel 4.1 Baulandpreise).

Die nach sachlichen Teilmärkten wei-
ter differenzierten Immobilienpreisindi-
zes der Deutschen Bundesbank bestätigen 
wie auch die Indizes anderer Institutionen 
die deutlich steigenden Preise der letzten 
Jahre: Reihenhäuser im Bestand sowie im 
Neubau erfuhren zwischen 2010 und 2019 
einen starken Preisanstieg von 61 bzw. 69 %. 
Die Preisentwicklung von Eigentumswoh-
nungen stellt sich in diesem Index noch dy-
namischer dar. Neubauobjekte verteuerten 
sich im betrachteten Zeitraum um 98 %, 
die Preise gebrauchter Eigentumswohnun-
gen haben sich sogar mit 107 % mehr als 
verdoppelt.
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Häufig hohe Immobilienpreise  
in den Metropolen und Großstädten

Die Immobilienpreise und deren Entwick-
lungen sind ebenso wie die Entwicklung der 
Baulandpreise (vgl. Kap. 4.1 Baulandprei-
se) regional viel differenzierter. Die unter-
schiedlichen Marktkonstellationen in den 
Regionen äußern sich in sehr großen Preis-
spannen. Grundlage für die nachfolgenden 
Auswertungen sind die Daten der Gutach-
terausschüsse für Grundstückswerte. Die-
se erstellen und führen Kaufpreissammlun-
gen, indem sie alle notariellen Kaufverträge 
bebauter und unbebauter Grundstücke aus-
werten. Sie bilden damit flächendeckend 
die bei Immobilientransaktionen erzielten 
Kaufpreise ab und sind somit eine zuver-
lässige Quelle für regionale Immobilien-
preisdaten von bebauten und unbebauten 
Grundstücken (vgl. Kap. 7.1 Daten- und 
Informationsgrundlagen).

Für Ein- und Zweifamilienhäuser rich-
ten sich die Kaufpreise überwiegend nach 
den Gebäude- und Grundstücksmerkma-
len sowie der klein- und großräumigen 
Lage. So wurden 2018 für gebrauchte frei-
stehende Ein- und Zweifamilienhäuser in 
den kreisfreien Großstädten im Mittel rund 
407.000 € gezahlt, während das Preisniveau 
in den städtischen Kreisen mit gut 290.000 € 
und in den ländlichen Kreisen mit 195.000 € 
deutlich niedriger war (vgl. Tabelle 6). Ne-
ben den Preisunterschieden zwischen den 
siedlungsstrukturellen Kreistypen besteht 
zusätzlich ein großräumiges Preisgefälle 
vom Süden über den Westen und Norden 
nach Osten. Besonders hohe durchschnitt-
liche Objektpreise für Ein- und Zweifami-
lienhäuser von über 600.000 € werden in 
prosperierenden Metropolkernen wie Mün-
chen, Stuttgart, Frankfurt am Main, Köln, 
Düsseldorf und Hamburg erzielt. Sehr nied-
rig liegen die mittleren Preise für Ein- und 

Abbildung 39 
Verläufe ausgewählter Immobilienpreisindizes 2005 bis 2019

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Häuserpreisindex und Baulandpreisindex des Statistischen Bundesamts,
Immobilienpreisindex der Deutschen Bundesbank
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Zweifamilienhäuser mit etwa 100.000 € in 
peripheren ländlichen Räumen wie zum 
Beispiel in Teilen von Brandenburg, Thü-
ringen und Sachsen-Anhalt.

Reihenhäuser und Doppelhaushälften sind 
für viele Käufer attraktive und kostenspa-
rende Varianten des Eigenheims. Vor allem 
in den Großstädten liegt das Preisniveau 
deutlich unter dem Durchschnittspreis ge-
brauchter freistehender Ein- und Zweifami-
lienhäuser (vgl. Tabelle 6). Einschränkun-
gen bei der Grundstücks- und Wohnfläche 
werden dafür in Kauf genommen: Im Bun-
desdurchschnitt sind die Grundstücksflä-
chen von Reihenhäusern und Doppelhaus-
hälften weniger als halb so groß wie die 
von freistehenden Ein- und Zweifamilien-
häusern. Die Wohnflächen sind im Schnitt 
30 m² geringer. In den städtischen und länd-
lichen Kreisen liegen die flächenbezogenen 
Kaufpreise hingegen dicht beisammen.

Bei Eigentumswohnungen hat das Grund-
stück aufgrund der regelmäßig dichteren 
Bebauung einen wesentlich geringeren An-
teil an den Kosten der Immobilie. Sie kön-
nen daher auch in Regionen und Lagen 

mit höheren Grundstückskosten eine er-
schwingliche Alternative zum Eigenheim 
darstellen. Eine weiterverkaufte Eigentums-
wohnung (45 bis 120 m² Wohnfläche) kos-
tete 2018 im Mittel rund 1.550 € je m². Die 
höchsten Kaufpreise werden, wie bei den  
Eigenheimen, in den wachsenden und wirt-
schaftsstarken Metropolen und Regionen 
erzielt (vgl. Karte 10). In den Großstädten 
kostete eine Eigentumswohnung im Wei-
terverkauf etwa 1.960 € je m², in den städti-
schen Kreisen rund 1.690 € je m². Im ländli-
chen Raum wurden im Mittel etwa 1.350 € 
je m² bezahlt. Die Kartendarstellung ver-
deutlicht gleichzeitig, dass die Preispan-
nen zwischen den Regionen groß sind. In 
34  Kreisen bzw. Subkreisen (vgl. Kasten 
„Kreise und Subkreise konkret“ im Kap. 4.1 
Baulandmärkte) lag der Wert in der obers-
ten Klasse (mehr als 3.200 € je m²), wäh-
rend in 41 Regionen in Deutschland für ge-
brauchte Eigentumswohnungen weniger als 
800 € je m² aufzubringen war. Die Karten 
zeigen ebenfalls das Preisgefälle von Süd 
nach Nord und von West nach Ost, welches 
jeweils nur von einzelnen großstädtischen 
Kreisen durchbrochen wird.

Tabelle 6 
Preis- und Flächenkennziffern für gebrauchte Ein- und Zweifamilienhäuser und Doppelhaushälften/Reihenhäuser nach Kreistypen 2018

Kaufpreis Grundstücksfläche Wohnfläche Wohnflächenpreis
in € in m² in m² in € je m²

kreisfreie Großstädte

freistehende Ein- und Zweifamilienhäuser  407.000  700  155  2.490 

Doppelhaushälften/Reihenhäuser  294.000  325  125  2.330 

städtische Kreise

freistehende Ein- und Zweifamilienhäuser  291.000  735  160  1.850 

Doppelhaushälften/Reihenhäuser  243.000  350  130  1.930 

ländliche Kreise

freistehende Ein-  und Zweifamilienhäuser  195.000  845  145  1.350 

Doppelhaushälften/Reihenhäuser  162.000  400  120  1.340 

Deutschland

freistehende Ein- und Zweifamilienhäuser  264.000  785  150  1.740 

Doppelhaushälften/Reihenhäuser  207.000  375  120  1.740 

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, AK OGA – Gutachterbefragungen des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse, 
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland
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Karte 10 
Kaufpreise für gebrauchte Eigentumswohnungen und freistehende Ein- und Zweifamilienhäuser 2018
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Weiter steigende Haus- und 
Wohnungspreise – besonders in den 
Großstädten mit hohem Preisniveau

Die Daten der Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte in Deutschland zeigen – 
ähnlich wie beim Bauland (vgl. Kap 4.1 Bau-
landpreise) und den oben dargestellten Indi-
zes – seit spätestens 2010 spürbar steigende 
Preise für alle Wohnimmobilienarten. Ins-
gesamt ist der Quadratmeterpreis gebrauch-
ter Ein- und Zweifamilienhäuser im Fünf-
jahreszeitraum zwischen 2013 und 2018 um 
gut 27 % gestiegen. Bei den gebrauchten Ei-
gentumswohnungen sind durchschnittlich 
sogar Steigerungen von über 34 % zu beob-
achten, bei den im Mittel etwa doppelt so 
teuren neuen Eigentumswohnungen sind 
es im Durchschnitt 31 % Preiszuwachs. 
Größere Mehrfamilienhäuser mit mehr als 

sieben Wohnungen haben sogar Steigerun-
gen von rund 45 % im betrachteten Fünf-
jahreszeitraum erfahren. Verglichen wur-
den dabei die Mediane 2013 und 2018 der 
von den lokalen Gutachterausschüssen er-
mittelten Durchschnittswerte aller Kreise 
bzw. Subkreise in Deutschland.

Auch die regionale Differenzierung der 
Haus- und Wohnungspreise bestätigt das 
für die Baulandpreise gezeichnete Bild. Die 
Verteilung der Kreise und Subkreise in Per-
zentile verdeutlicht, dass die Preise pro m² 
Wohnfläche am unteren Rand des Preisni-
veaus (hier 5. und 10. Perzentil) deutlich we-
niger gestiegen sind als bei den höherprei-
sigen Kreisen (hier vertreten durch 90. und 
95. Perzentil; vgl. Abbildung 40). Eigenhei-
me wie Eigentumswohnungen zeigen am 
oberen Rand stark überdurchschnittliche 

Abbildung 40 
Verteilung der Kaufpreise und deren Entwicklungen von gebrauchten Ein- und Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnungen 2013 und 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Gutachterbefragungen des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse,
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA)

Anmerkung: Beim 50. Perzentil liegt die Hälfte der Kreise und Subkreise unter, die andere Hälfte über den durchschnittlichen Kaufpreisen (= Median).
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Steigerungsraten (50,7 bzw. 57,3 %), das 
heißt die Preisschere zwischen den Regio-
nen in Deutschland öffnet sich weiter.

Bezogen auf die siedlungsstrukturellen 
Kreistypen lassen sich entsprechende Un-
terschiede bei den Preisentwicklungen fest-
stellen. Bei den gebrauchten freistehen-
den Ein- und Zweifamilienhäusern ist die 
höchste Steigerung bei den großen kreis-
freien Großstädten mit +36 % zu verzeich-
nen, wo entsprechend der Knappheiten 
nachgefragter Immobilien auch die Preise 
am höchsten sind (vgl. Abbildung 41). Die 
Preissteigerungen für die übrigen kreisfrei-
en Großstädte sind im betrachteten Fünf-
jahreszeitraum etwa so groß wie in den 
ländlichen Kreisen. Gleichzeitig ist zu be-
achten, dass die Transaktionsschwerpunkte 

dieser Immobilienklasse 2018 sehr deutlich 
in den ländlichen (knapp 49 %) und städti-
schen Kreisen (gut 43 %) lagen. Die kreis-
freien Großstädte zusammen sind hingegen 
nur mit gut 8 % der Transaktionen ver-
treten. Anders sieht es bei den gebrauch-
ten Eigentumswohnungen aus, wo immer-
hin etwa 40 % der Käufe in den kreisfreien 
Großstädten erfolgten (vgl. Kap. 5.1 Trans-
aktionen bebauter und unbebauter Grund-
stücke). Dort sind auch die Preissteige-
rungsraten mit 47 % in den kleinen und 
mittleren kreisfreien Großstädten und sogar 
85 % in den großen kreisfreien Großstädten 
am höchsten, während die ländlichen Krei-
se 2018 zwar immerhin noch gut 28 % hö-
here Preise als 2013 aufweisen, hiermit aber 
unter dem bundesdeutschen Durchschnitt 
von 34 % liegen.

Abbildung 41 
Kaufpreise und deren Entwicklungen von gebrauchten Ein- und Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnungen nach Kreistypen 2013 und 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Gutachterbefragungen des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse,
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA)
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Größte deutsche Städte  
erfahren sehr hohe Steigerungen  
bei Immobilienpreisen

Ein Blick auf die Preisentwicklungen von 
selbst genutztem Wohneigentum der letz-
ten zehn Jahre in den sieben größten Städ-
ten zeigt die Dimension der Marktanspan-
nungen in den Wachstumsstädten vor Ort. 
Nach dem vdp Immobilienpreisindex Re-
gional liegen die Preissteigerungen dieser 
Städte im Zeitraum 2010 bis 2019 zwischen 
64 und 116 % (vgl. Abbildung 42). Spitzen-
reiter sind hier Berlin mit 116 %, ausgehend 
von einem für eine Metropole sehr niedri-
gen Preisniveau, und München mit einer 
Verdopplung des Preisniveaus – bei bereits 
sehr hohen Immobilienpreisen zu Beginn 
des Betrachtungszeitraumes. 

Finanzierungsbedingungen und 
demografische Entwicklungen lassen 
regional weitere Preissteigerungen 
erwarten

Die seit mittlerweile ca. zehn Jahren zum 
Teil deutlich steigenden Haus- und Woh-
nungspreise haben eine längere Phase sta-
gnierender Preise und Mieten seit Mitte 
der 1990er-Jahre abgelöst, in der die Ver-
änderungsraten lange Zeit unterhalb des 
Verbraucherpreisindex lagen. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig und untereinander in-
terdependent verbunden. 

Die Zinsen und damit auch die Kosten für 
die Immobilienfinanzierung sind seit der 
Finanzkrise gesunken und weiterhin auf 
historisch niedrigem Niveau (vgl. Kap. 5.3 

Abbildung 42 
Entwicklungen der Immobilienpreise für selbstgenutztes Wohneigentum in den sieben größten Städten 2003 bis 2019
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Immobilienfinanzierung), verbunden mit 
einem Mangel an Anlagealternativen und 
dem Wunsch vieler Investoren und Privater 
nach Sicherheit in Form von Immobilien-
eigentum. Reale Einkommenszuwächse 
u. a. durch weiter steigende Beschäftig-
tenzahlen, eine steigende Nachfrage nach 
Wohnraum durch Bevölkerungszuwäch-
se und höhere Flächeninanspruchnahmen 
nicht nur in den prosperierenden Groß-
städten (vgl. Kap. 2.4 Wohnsituation und 
Kap. 3.1 Bevölkerung und Haushalte) ha-
ben regional zu Nachfrageüberhängen ge-
führt. Der deutliche und differenzierte An-
stieg der Haus- und Wohnungspreise kann 
als Reaktion hierauf verstanden werden.

Aktuell deutet wenig darauf hin, dass sich 
an diesen Rahmenbedingungen etwas än-
dern wird, so dass weitere Preissteigerun-
gen wahrscheinlich sind (vgl. BBSR 2020i: 
80). Ausweichreaktionen sind in Bezug auf 
die Preise von Häusern bisher in Form einer 
Reduktion der durchschnittlichen Grund-
stücksgrößen im Vergleich zum Jahr 2014 
erkennbar. Bei den verkauften Wohnflä-
chen gibt es hingegen wenig Änderungen, 
so dass der durchschnittliche Gesamtpreis 
für die Immobilien insgesamt steigt. Ak-
tuelle Zahlen bei den Baufertigstellungen 
und Baugenehmigungen deuten allerdings 
auch auf sinkende Wohnflächen bei Mehr-
familienhäusern und Eigentumswohnun-
gen im Neubau hin. Sonderauswertungen 
des Mikro zensus 2018 zeigen ebenfalls, dass 
sich die durchschnittlichen Wohnungsgrö-
ßen im Neubau besonders in den großen 
kreisfreien Großstädten nach Jahrzehn-
ten des Zuwachses seit 2011 wieder ver-
ringern (vgl. Kap. 1.1 Städte). Weitere Aus-
weichreaktionen vor allem aus finanziellen 
Gründen zeigen sich beim Eigentumser-
werb in einer stärkeren Orientierung in 
das Umland und einem Nachfragezuwachs 
bei gebrauchten Immobilien (vgl. Kap. 3.2 
Wohneigentumsbildung). 

Bundesweit weiterhin geringes Risiko 
von Immobilienpreisblasen

Die ausgeprägten Immobilienpreissteige-
rungen forcieren seit Jahren die Diskus-
sionen über übertriebene Preise und die 
Gefahr des Platzens von Immobilienpreis-
blasen. Das Risiko einer Blase kann steigen, 
wenn sich die Immobilienpreise stärker von 
den Mieten abkoppeln und Immobilien un-
ter der Annahme weiter steigender Preise 
erworben werden. Das kann zu erheblichen 
Verwerfungen auf den Immobilien- und  
Finanzmärkten bis hin zu starken Rezessio-
nen führen, was sich nachdrücklich Ende 
der 2000er-Jahre in den USA, Irland und 
Spanien gezeigt hat.

Bundesweit ist das Risiko von Immobi-
lienpreisblasen weiterhin als gering ein-
zuschätzen. Das bestätigt eine vom BBSR 
beauftragte Studie zu Immobilienpreisent-
wicklungen. Sie zeigt erstmals unter Be-
rücksichtigung langer Zeitreihen preisbe-
stimmender Indikatoren, dass die anhaltend 
niedrigen Zinsen sowie die hohe Nachfra-
ge nach Wohnraum die steigenden Immo-
bilienpreise auch aktuell noch rechtfertigen 
(vgl. BBSR 2020i: 103). 

Lokale Preisübertreibungen werden von 
verschiedenen Instituten wie der Deutschen 
Bundesbank (2020: 55), dem Deutschen In-
stitut für Wirtschaftsforschung (Kholodilin, 
K.; Michelsen, C. 2018, 664 ff.) oder der em-
pirica ag (2020) gesehen. Es bestehen aber 
auch relevante Gründe, die das Platzen von 
Immobilienpreisblasen in Deutschland 
unwahrscheinlich machen. So erfolgt die 
Kreditvergabe konservativ mit in der Re-
gel hohen Eigenkapitalanforderungen. Da-
bei werden vielfach lange Laufzeiten und 
Zinsbindungen vereinbart (vgl. Kap. 5.3 
Immobilienfinanzierung). Die niedrigen 
Darlehenszinsen kompensieren langfris-
tig Preissteigerungen. Und die Nachfrage 
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nach Wohnraum ist gerade in den Wachs-
tumsräumen anhaltend und perspektivisch 
hoch (vgl. Kap. 1.4 Zukünftige Trends von 
Angebot und Nachfrage). Es ist wichtig, die 
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Entwicklungen kontinuierlich weiter zu be-
obachten, um rechtzeitig auf Verschärfun-
gen der Marktbedingungen reagieren zu 
können.
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Mietwohnungen haben in Deutschland vor 
allem im internationalen Vergleich eine au-
ßergewöhnlich hohe Relevanz und Verbrei-
tung (vgl. Kap. 1.3 Deutschland und seine 
Grenzregionen zu Nachbarländern). 2018 
waren rund 54 % des bewohnten Woh-
nungsbestands vermietet (Statistische Äm-
ter des Bundes und der Länder 2019). Un-
gefähr 88 % der Mietwohnungen befinden 
sich in Deutschland in Mehrfamilienhäu-
sern. Gleichzeitig besteht eine ausgepräg-
te Vielfalt von Wohnungangebietern und 
Vermietungsstrategien. Private Vermieter 
dominieren mit ungefähr zwei Dritteln der 
Mietwohnungen den Markt (vgl. Kap. 2.6 
Anbietergruppen von Mietwohnungen).

Bestandsmieten zeigen objekt- und 
lagebezogen große Unterschiede

Das Mietenniveau von vorwiegend beste-
henden Mietverhältnissen lässt sich aktu-
ell über das Zusatzprogramm Wohnen des 
Mikrozensus 2018 darstellen, welches alle 
vier Jahre erhoben wird. Demnach lagen die 
durchschnittlichen Wohnungsmieten von 
Hauptmieterhaushalten im Jahr 2018 bei 
6,90 € je m² (Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder 2019). Die Höhe der Mie-
tenniveaus und deren Entwicklungen sind 
lokal und regional sehr unterschiedlich. 
Dies hat einerseits räumliche, siedlungs-
strukturelle und marktbedingte Gründe. So 
prägen die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen und demografischen Entwicklun-
gen der Regionen und Städte die einzelnen 
Immobilien. Innerhalb der Städte wirken 
die kleinräumig sehr differenzierten Wohn-
lagen stark preisbestimmend. Andererseits 
entscheiden objektbezogen die Zustände, 
Zuschnitte und Ausstattungen der Gebäu-
de und Wohnungen über die erzielbare Mie-
te vor Ort. Die räumliche Preisspanne wird 
bereits bei der Differenzierung nach Kreis-
typen deutlich. So hatten die süddeutschen 
großen Großstädte 2018 ein Mietenniveau 
von durchschnittlich 10,90 € je m², die dünn 
besiedelten ländlichen Kreise in der Länder-
gruppe Westen von 4,70 je m². 

Die erfassten Wohnungsmieten der beim 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen (GdW) organi-
sierten Unternehmen sind ebenfalls zu ei-
nem großen Teil Bestandsmieten. Der GdW 
hat dabei monatlich veranschlagte Sollmie-
ten von bundesweit 5,86 € je m² nettokalt für 
das Jahr 2019 berechnet. Im Vergleich zum 

4.3 Wohnungsmieten und Mietbelastungen
Mietensteigerungen haben in den letzten Jahren die öffentliche und politische Diskussion 
stark geprägt. Die Mietenniveaus und deren Entwicklung sind allerdings regional sehr un-
terschiedlich. Vor allem in wachsenden Städten und Regionen sind hohe Mietenniveaus zu 
erkennen.

Kurz gefasst

n Mieten bestehender Mietverhältnisse sind im Schnitt günstiger als 
Neuvertragsmieten. Hauptmieterhaushalte zahlten 2018 durch-
schnittliche Bestandsmieten von 6,90 € je m². Die Angebotsmieten 
bewegten sich im selben Jahr bei 8,40 € je m²

n Die Spannen der Wohnungsmieten zwischen Regionen ebenso wie 
zwischen verschiedenen Objekt- und Haushaltstypen sind groß.

n Bestandsmieten sind in den letzten Jahren nur moderat gestiegen. 

n Angebotsmieten haben sich in den Wachstumsregionen stark ver-
teuert. Seit dem zweiten Halbjahr 2019 zeigen sich verlangsamte 
Mietensteigerungen in den Boomstädten.

n Mietbelastungen sind vor allem in den Wachstumsregionen hoch. 
Wohnungswechsel sorgen bei den Haushalten in den letzten Jahren 
vermehrt für höhere Mietbelastungen.

n In den Jahren 2017 und 2018 haben jährlich im Schnitt 8 % der 
Mieterhaushalte eine andere Mietwohnung bezogen.
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Vorjahr sind die Sollmieten bei den GdW-
Unternehmen moderat um durchschnitt-
lich 2,4 % gestiegen (GdW 2020: 7).

Bestandsmieten steigen bundesweit 
nur langsam

Der Mietenindex des Statistischen Bun-
desamts weist bundesweit die Änderungen 
der Wohnungsmieten vor allem bei beste-
henden Mietverträgen aus. In den letzten 
Jahren stiegen die Mieten jährlich bestän-
dig zwischen 1,1 und 1,6 %, zuletzt 1,6 % 
im Jahr 2018 und 1,4 % im Jahr 2019 (vgl. 
Tabelle 7). In den sieben größten Städten 
lagen 2018 im Schnitt die höchsten Stei-
gerungsraten bei 1,8 %, in den dünn besie-
delten ländlichen Kreisen die niedrigsten-
bei 1,2 % (Statistisches Bundesamt 2019: 
17). Die vergleichsweise geringen Mieten-
anstiege beim Mietenindex lassen sich mit 
der Dominanz bestehender Mietverhältnis-
se und der Berücksichtigung aller Teilräume 
in Deutschland erklären (Statistisches Bun-
desamt 2019: 18). 

Regionale Spreizung der 
Angebotsmieten nimmt zu

Angebotsmieten können je nach Markt-
lage deutlich von Mieten aus bestehenden 

Jahr
Veränderung gegenüber 

dem Vorjahr in %

2012 1,2

2013 1,3

2014 1,5

2015 1,2

2016 1,1

2017 1,4

2018 1,6

2019 1,4

Anmerkung: Bis 2015 Mietenindex auf Basis 2010=100.
Ab 2016 nach Revision auf Basis 2015=100.

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, 
Statistisches Bundesamt: Verbraucherpreisindex

Tabelle 7 
Veränderungsraten des Mietenindex 2012 bis 2019

Mietverträgen abweichen. Gerade in Regio-
nen mit Marktanspannungen sind die Erst- 
und Wiedervermietungsmieten häufig deut-
lich höher und entwickeln sich dynamischer 
als die Mieten in bestehenden Mietverhält-
nissen vergleichbarer Wohnungen und La-
gen. Die Angebotsmieten aus Erst- und 
Wiedervermietungen von Wohnungen sind 
deutschlandweit im Jahr 2019 um 4,2 % auf 
8,76 € je m² nettokalt gestiegen. Im Jahr 2018 
betrug das Plus noch 5,2 % gegenüber dem 
Vorjahr.

Die Spannen der Angebotsmieten zwischen 
den Kreisen vergrößerten sich in den letz-
ten Jahren deutlich. Inzwischen liegen die 
durchschnittlichen Neuvertragsmieten in 
den 29 teuersten Stadt- und Landkreisen 
über 11 € je m². Diese zählen rund 14 Mio. 
Einwohner. In 93 Stadt- und Landkreisen 
betragen sie dagegen weniger als 6 € je m². 
Hier leben 12,5 Mio. Menschen. Aufgrund 
der verbreiteten Mietenanstiege der letzten 
Jahre haben Bund und Länder verschiedene 
mietrechtliche Maßnahmen verabschiedet, 
um Mietensteigerungen zu bremsen und die 
Bezahlbarkeit des Wohnens zu sichern (vgl. 
Kap. 4.6 Maßnahmen zur Begrenzung von 
Mietensteigerungen).

BBSR-Angebotsmieten konkret

Die vom BBSR ausgewerteten Angebotsmieten basieren  

auf Inseraten aus Immobilienplattformen und Internet-Ange-

boten von Tageszeitungen für Erst- und Wiedervermietungen 

von Wohnungen. Bei den berechneten Mietwerten handelt es 

sich um Nettokaltmieten ohne Nebenkosten für nicht-möblierte 

Wohnungen zwischen 40 und 130 m². Andere Vertriebs- 

wege werden dabei nicht berücksichtigt. Daher können vor  

allem günstige Wohnungen unterrepräsentiert sein. Mieten  

aus bestehenden Mietverträgen lassen sich mit dieser Quelle 

nicht darstellen.
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Karte 11 
Interpolierte Angebotsmieten inserierter Wohnungen 2019

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

Ulm

Bonn

Kiel

Köln

Mainz

Essen

Erfurt

Berlin

Kassel

Bremen

Potsdam

Rostock

Cottbus

Dresden

Leipzig

Hamburg

München

Mannheim

Schwerin

Halle/S.

Hannover

Chemnitz

Nürnberg

Magdeburg

Bielefeld

Wiesbaden

Stuttgart

Düsseldorf

Saarbrücken

Freiburg i.Br.

Dortmund

Frankfurt/M.

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 31.12.2018 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: J. Nielsen

Niveau der Erst- und Wiedervermietungsmieten nettokalt 2019 –
Inverse Distance Weighting (IDW) Interpolation

100 km BBSR Bonn 2020©

hoch

niedrig

mittel

Anmerkung:
Bei der Interpolation nach dem Inverse Distance Weighting (IDW) Verfahren wurden
für das Jahr 2019 rund 392.000 georeferenzierte Einzelmietwerte aus Wohnungsinseraten
unmöblierter Wohnungen mit Wohn�ächen zwischen 10 und 300 m² berücksichtigt.

Perzentile
Angebotsmieten

nettokalt in € je m²

10
25
50
75
90

5,0
5,8
7,1
9,4

12,0



115Immobilienpreise und Wohnungsmieten

Die Stadt München führt nach wie vor 
die Liste der Stadt- und Landkreise mit 
den höchsten Angebotsmieten an. Im Jahr 
2019 wurden in der bayerischen Landes-
hauptstadt Wohnungen für durchschnitt-
lich 18,30 € je m² angeboten. Es folgen die 
Städte Frankfurt am Main, Stuttgart, Frei-
burg sowie die oberbayerischen Landkrei-
se München, Dachau, Fürstenfeldbruck 
und Starnberg mit Angebotsmieten zwi-
schen 12,90 € je m² und 14,70 € je m². Die 
hohen Mieten der Stadt München prägen 
auch den Mietwohnungsmarkt im weite-
ren Umland (vgl. Karte 11). Ähnlich ist die 
Situation in den Metropolregionen Stutt-
gart und Frankfurt am Main, wo hohe Mie-
ten ebenfalls weit ins Umland reichen. In 
anderen boomenden städtischen Regio-
nen wie Düsseldorf/Köln/Bonn oder Ber-
lin zahlen Mieterhaushalte dagegen nur in 

den näher gelegenen Umlandkommunen 
mehr als im bundesweiten Durchschnitt. 
Am günstigsten wurden 2019 Wohnungen 
im Vogtlandkreis, in den Landkreisen Gör-
litz und Lüchow-Dannenberg sowie in der 
Stadt Pirmasens mit Erst- und Wiederver-
mietungsmieten von durchschnittlich unter 
4,80 € je m² inseriert. Hier legten die Ange-
bote gegenüber dem Vorjahr auch nur ge-
ringfügig zu. 

Seit dem zweiten Halbjahr 2019 
steigen die Angebotsmieten langsamer

Die letzten Jahre waren durch verbreitet 
steigende bis stark steigende Angebotsmie-
ten gekennzeichnet (vgl. Abbildung 43). 
Die stark gestiegene Nachfrage in den boo-
menden Städten und Regionen sorgten über 

Abbildung 43 
Angebotsmieten inserierter Wohnungen nach Kreistypen 2004 bis 2019

© BBSR Bonn 2020
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Die Angebotsmieten basieren auf Inseraten aus Immobilienplattformen und Internet-Angeboten von Tageszeitungen für 
Erst- und Wiedervermietungen von Wohnungen. Dargestellt werden Nettokaltmieten ohne Nebenkosten für nicht-möblierte 
Wohnungen zwischen 40 und 130 m2. Mieten aus bestehenden Mietverträgen gehen nicht mit ein.

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH
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Jahre für Angebotsengpässe und erschwer-
te Bedingungen bei der Wohnungssuche. 
Noch 2018 stiegen in einem Drittel der 
kreisfreien Städte und Landkreise die Mie-
ten angebotener Wohnungen um mehr als 
6 %. Gut ein Drittel aller Städte und Kreise 
hatte Steigerungsraten bis zu 4 %.

Besonders in den größten deutschen Städten 
entwickelten sich die Mieten bei Erst- und 
Wiedervermietungen im zweiten Halbjahr 
2019 deutlich moderater als noch im ersten 
Halbjahr 2019: In Frankfurt am Main, Ham-
burg, Köln und Düsseldorf kletterten die 
Angebotsmieten gemessen am ersten Halb-
jahr 2019 jeweils nur noch um 1 %, in Mün-
chen um 1,2 % und in Berlin um 1,8 %. In 
diesen Städten dämpfen die stark gestiege-
nen Zahlen fertiggestellter Wohnungen den 
Mietenanstieg. Allein Stuttgart verzeichne-
te unter den sieben größten Städten mit ei-
nem Plus von rund 3 % im zweiten Halbjahr 
noch einen kräftigen Anstieg. Im Aggregat 
der Kreistypen lässt sich zwar erkennen, 
dass auch in früheren Jahren die Mieten-
steigerungen im ersten Halbjahr höher wa-
ren als im zweiten Halbjahr. Der Vergleich 
der zweiten Halbjahre in der letzten Deka-
de zeigt aber für das zweite Halbjahr 2019 
die niedrigsten Steigerungsraten seit 2014.

In den großen Großstädten sind 
Mietbelastungen überdurchschnittlich 
hoch 

Nach Auswertungen des Mikrozensus 2018 
lag die durchschnittliche Mietbelastungs-
quote im Jahr 2018 bruttokalt bei 27,2 %. 
Dabei sind die Spannen zwischen den Re-
gionen und vor allem zwischen verschie-
denen Haushaltstypen groß. Zunächst fällt 
auf, dass sich die Quoten von Städten hin 
zu ländlichen Kreisen bzw. kleineren Kom-
munen verringern. In den großen kreisfrei-
en Großstädten lagen die Mietbelastungen 
2018 im Schnitt bei 28,8 %, in Landgemein-
den gerade einmal bei 24,1 % (vgl. Abbil-
dung 44).

Dafür gibt es mehrere Gründe. Einerseits 
wirkt hier das Mietgefälle zwischen Stadt 
und Land (vgl. Karte 12 rechts). Anderer-
seits ist in den Städten die Zahl der Be-
wohner je Haushalt geringer (vgl. Kap. 3.1 
Bevölkerung und Haushalte). In den Groß-
städten sind die Hälfte der Haushalte Ein-
personenhaushalte. In den dünn besiedelten 
ländlichen Kreisen machen die Haushalte 
mit einer Person nur 38 % aus. Kleine Haus-
halte haben aber mit Abstand die höchsten 
Mietbelastungsquoten. Diese lagen 2018 bei 
31 %, alle anderen Haushaltsgrößenklassen 
bewegten sich zwischen 23 und gut 24 %. 
Das lässt sich mit höheren Quadratmeter-
preisen bei kleinen Wohnungen sowie ei-
nem überdurchschnittlich hohen Anteil an 
Rentnerhaushalten sowie jungen Haushal-
ten in Ausbildung erklären, die über ein 
niedrigeres Einkommen verfügen. 

Umzüge gehen derzeit häufig mit 
höheren Mietbelastungen einher

Anhand der Ergebnisse aus dem Mikrozen-
sus wird auch deutlich, dass Umzüge aktu-
ell – gerade auf angespannten Märkten – 
zu höheren durchschnittlichen Mieten und 
Mietbelastungen führen können. So hatten 
die Haushalte, die im Befragungsjahr 2018 
oder im Vorjahr ihre aktuelle Mietwohnung 
bezogen haben, mit durchschnittlich 29,5 % 
eine merklich höhere Mietbelastung als die 
Haushalte, die schon länger in ihrer Woh-
nung leben und im Schnitt eine Belastung 
von 26 bis 27 % tragen (vgl. Abbildung 44). 
In den beiden Jahren sind durchschnitt-
lich 8 % der Mieterhaushalte in eine ande-
re Mietwohnung gezogen. Dabei war der 
Anteil in den mehrheitlich angespannten 
großen Großstädten mit jährlich 7 % nied-
riger als in den kleinen und mittleren Groß-
städten mit 8,5 %.

Eine Mietbelastung von 40 und mehr % 
bruttokalt weisen ca. 15 % der Mieter-
haushalte in Deutschland auf. Dieser 
Wert ist in Ostdeutschland mit 11,0 % 
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deutlich niedriger als in Westdeutschland 
mit 16,7 %. Bei einer Differenzierung nach 
den BBSR-Kreistypen weisen die kreisfrei-
en Großstädte die höchsten Anteilswerte 
von Mieterhaushalten mit 40 und mehr % 
Mietbelastung auf (17,7 %). Die städtischen 
Kreise liegen mit einem Anteilswert von ca. 
15 % genau im bundesweiten Durchschnitt, 
während in ländlichen Kreisen unter 11 % 
der Mieterhaushalte solch hohe Mietbelas-
tungen tragen.

Hohe Mietbelastungen herrschen  
in teuren Wachstumsregionen vor

Regional sind die höchsten Belastungen 
durch Mieten und kalte Nebenkosten mit 
über 30 % für Haushalte in den Regionen 
Rhein-Main, der Rheinschiene in Nord-
rhein-Westfalen, Hamburg und München 
zu stemmen (vgl. Karte 12 links). Dabei 
handelt es sich um Regionen mit beson-
ders angespannten Wohnungsmärkten, in 

Abbildung 44 
Mietbelastungen nach Kreistypen und Jahr des Einzugs 2018 

24 25 26 27 28 29 30 31 32 33
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Datenbasis:  BBSR Wohnungsmarktbeobachtung, Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen

Anmerkung: Angaben von Hauptmieterhaushalten in bewohnten Mietwohnungen in Gebäuden mit Wohnraum, ohne Wohnheime
© BBSR Bonn 2020
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Karte 12 
Mietbelastungen und Bruttokaltmiete 2018
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denen nicht nur die Angebotsmieten, son-
dern auch die Wohnungsmieten in beste-
henden Mietverhältnissen hoch sind. Hohe 
Mietbelastungen können aber auch in sol-
chen Regionen vorliegen, in denen zwar die 
Mieten moderat sind, die Einkommensni-
veaus aber eher niedrig, beispielsweise im 
Saarland, im westlichen Nordrhein-West-
falen und Teilen Niedersachsens. Niedrige 

Mietbelastungen von unter 23 % bestehen 
vor allem in ländlich geprägten Regionen 
mit niedrigen Mieten wie dem Erzgebir-
ge, Mittelsachsen, Westmittelfranken oder 
Thüringen. 

Auswertungen der europäischen Haushalts-
befragung EU-SILC (EU Statistics on In-
come and Living Conditions) zeigen, dass 
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Schlüsseldokumente

n Deutscher Bundestag (Hrsg.), 2019a: Wohngeld- und Mietenbericht 2018. Drucksache 
19/11750. Berlin. Zugriff: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/117/1911750.pdf,  
abgerufen am 15.7.2020.

n Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2019: Wohnen in Deutschland – Zusatz- 
programm des Mikrozensus 2018. Wiesbaden.

Datengrundlagen

n BBSR-Angebotsmieten

n GdW-Jahresstatistik

n Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm  
Wohnen in Deutschland

n Statistisches Bundesamt: Mietenindex

n Statistisches Bundesamt: EU-SILC

die Mietbelastungsquoten in den letzten 
Jahren bundesweit recht konstant geblie-
ben sind (Deutscher Bundestag 2019a: 30). 
Das liegt an moderaten Mietensteigerungen 

bei bestehenden Mietverhältnissen (vgl. Ta-
belle 7) und an gestiegenen Einkommen der 
Haushalte aufgrund der guten wirtschaft-
lichen Lage der letzten Jahre.



 
 

 

  

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

4.4 Wohnnebenkosten 
Die kalten und warmen Nebenkosten machen ungefähr ein Viertel der Wohnkosten aus. 
Die Bandbreite der Nebenkosten ist je nach Wohnform, Gebäudeart, genutztem Energie-
träger und Region groß. 

Kurz gefasst 

n 2018 wurden monatlich durchschnittlich 1,00 € je m² für kalte und 
1,20 € je m² für warme Nebenkosten ausgegeben. 

n Die Höhe der kalten Betriebskosten streut deutlich je nach Region 
und Gebäudeart. 

n Die Kosten für fossile Brennstofe werden voraussichtlich steigen. 
Regenerative Energieträger werden beim Heizen zunehmend 
wichtiger. 

n Die notwendigen Neuberechnungen der Grundsteuer werden ab 
2025 wirksam. 

Wohnnebenkosten machen 
durchschnittlich 13 % des Haushalts-
einkommens aus 

Nebenkosten bzw. Betriebskosten sind für 
selbstnutzende Immobilieneigentümerin-
nen und -eigentümer neben einem Darle-
hensabtrag ebenso wie für Mieter und Mie-
terinnen neben der Nettokaltmiete eine 
weitere wichtige Komponente der Wohn-
kosten. Das Wägungsschema des Verbrau-
cherpreisindex zeigt, dass bundesweit knapp 
13 % des Haushaltseinkommens für Wohn-
nebenkosten aufgebracht werden. Zusam-
men mit den 19,6 % für die Nettokaltmieten 

Tabelle 8 
Durchschnittliche Miet- und Wohnnebenkosten 2018 

in € je m² in € je Wohnung (70 m²) 

Nettokaltmiete 6,9 483 

Bruttokaltmiete 7,9 553 

Bruttowarmmiete 9,1 637 

Anmerkung: Angaben von Hauptmieterhaushalten in bewohnten Mietwohnungen in Gebäuden 
mit Wohnraum, ohne Wohnheime. 
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Mikrozensus 2018 

(bzw. berechneten Äquivalenzwerten für 
das selbstgenutzte Wohneigentum) geben 
die Deutschen im Durchschnitt knapp ein 
Drittel des Haushaltsnettoeinkommens für 
das Wohnen aus (Statisches Bundesamt 
2020). 

Der Mikrozensus weist für das Jahr 2018 
bei Mieterhaushalten Bruttokaltmieten 
von 7,90 €  je m² und Bruttowarmmieten 
von 9,10 € je m² aus (vgl. Tabelle 8). Unter 
Berücksichtigung der Nettokaltmiete von 
6,90 €  je m² liegen die Wohnnebenkosten 
durchschnittlich bei 2,20 €  je m². Sie ver-
teilen sich auf die kalten Nebenkosten mit 
1,00 € je m² und die warmen Nebenkosten 
mit 1,20 € je m². Bei einer 70 m²-Wohnung 
ergeben sich somit insgesamt durchschnitt-
liche monatliche Nebenkosten in Höhe von 
154 €. 

Kalte Betriebskosten haben eine  
große Spanne 

Die kalten Nebenkosten haben in den 
Regionen Deutschlands (regionale An-
passungsschichten des Mikrozensus, vgl. 
Kap. 8.2) 2018 mit durchschnittlich 0,50 bis 
1,80 € je m² eine größere Spanne als die war-
men Nebenkosten (0,90 bis 1,50 € je m²). 
Das lässt sich einerseits mit regional und lo-
kal sehr unterschiedlichen Kostenstrukturen 
von Versorgern und Kommunen beispiels-
weise beim Wasser und Abwasser, der Ab-
fallwirtschaf und der Grundsteuer erklären. 
Andererseits wirken strukturelle Unterschie-
de. In Eigenheimen fallen fächenbezogen 
tendenziell geringere kalte Betriebskosten 
an, da die Ausgaben eher von der Haushalts-
größe als von der Wohnfäche abhängen, 
Eigenheime häufg über größere Wohnfä-
chen als Geschosswohnungen verfügen und 
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 in Mehrfamilienhäusern mehr Betriebskos-
tenfaktoren aufreten können (z. B. für Auf-
züge, Hauswarte oder Gebäudereinigung). 
Das zeigt sich bei der siedlungsstruktu-
rellen Diferenzierung. Die kalten Neben-
kosten verringern sich im Schnitt von den 
Großstädten (1,10 € je m²) zu den Landge-
meinden (0,70 € je m²). Eine ähnliche Ab-
stufung besteht bei den Wohnungsgrößen: 
von den kleinen Wohnungen bis unter 40 m² 
(1,30 € je m²) bis hin zu den großen Woh-
nungen ab 120 m² (1,00 € je m²). 

Für Mietwohnungen bietet der Deutsche 
Mieterbund (DMB) zuletzt für das Jahr 
2017 eine Übersicht zu kalten und war-
men Betriebskosten. Dabei handelt es sich 
um eine Abfrage bei Mieterhaushalten. Die 
ausgewiesenen Durchschnittswerte liegen 
in der Summe höher als bei anderen Er-
hebungen. Das ist darauf zurückzuführen, 
dass nicht immer alle Betriebskostenkom-
ponenten vorkommen, beispielsweise Auf-
zug oder Hauswart. Bei den kalten Betriebs-
kosten bilden Wasser und Abwasser mit 
0,35 € je m² und Hauswart mit 0,31 € je m² 
die höchsten Nebenkostenkomponenten 
(vgl. Tabelle 9). 

Geringere Heizenergieverbräuche 
durch warme Winter 

Bei den warmen Nebenkosten sind die sied-
lungsstrukturellen Unterschiede der Kos-
tenniveaus nicht so deutlich und stringent 
ausgeprägt. Im Osten sind die durchschnitt-
lichen warmen Nebenkosten in den Groß-
städten mit 1,10 €  je  m² am günstigsten 
und liegen in den weiteren Stadt- und Ge-
meindetypen bei 1,20 €  je m². In den an-
deren Großregionen sind die Großstädte 
am teuersten (Westen und Süden jeweils 
1,40 €  je m²) und verringern sich hin zu 
kleineren Städten und Gemeinden. Wie 
bei den kalten Betriebskosten nehmen die 
Kosten für Heizung und Warmwasser von 
den kleinen Wohnungen bis unter 40 m² 
(1,40 € je m²) bis hin zu den großen Woh-
nungen ab 120 m² (1,10 € je m²) ab. 

Tabelle 9 
Komponenten kalter Betriebskosten 2017 

Komponenten Mittelwert in € je m2 

Grundsteuer 

Wasser, Abwasser 

Schornsteinfeger 

Straßenreinigung 

Müllbeseitigung 

Hauswart 

Gartenpfege 

Gebäudereinigung 

Allgemeinstrom 

Versicherungen 

Antenne/Kabel 

Aufzug 

Sonstige Betriebskosten 

0,18 

0,35 

0,03 

0,03 

0,17 

0,31 

0,10 

0,18 

0,05 

0,19 

0,13 

0,17 

0,03 

Summe kalte Betriebskosten 1,92 

Summe ohne Aufzug und Hauswart 1,44 

Mittlere Summe (Aufzug und Hauswart anteilig) 1,54 

Quelle: Deutscher Mieterbund (DMB) 2019 

Die Verringerung der Kosten für Gas und 
Heizöl in den letzten fünf Jahren sind auch 
von der warmen Witterung der letzten Win-
ter geprägt, in denen sich der Energiebe-
darf allein durch die milden Temperaturen 
im Vergleich zu früheren Jahren verringert 
hat. Nach Angaben des Deutschen Wet-
terdienstes (DWD) waren die Winter seit 
2011 durchgehend wärmer als der lang-
jährige klimatologische Referenzzeitraum 
1961 bis 1990. Die Abweichung des Win-
ters 2019/2020 vom Referenzzeitraum war 
mit 4,2 °C die zweithöchste seit der Wet-
teraufzeichnung ab dem Jahr 1882 (DWD 
22.4.2020). 

Warme Nebenkosten werden bei 
Nutzung fossiler Energieträger steigen 

Besonders Heizöl unterliegt starken Preis-
schwankungen. Seit einem Höchststand im 
Jahr 2012 liegt es ab 2015 unter dem Ni-
veau von 2010 (vgl. Abbildung 45). Trotz-
dem ist das Heizen mit Heizöl im Schnitt 
immer noch teurer als mit Erdgas. Gas hatte 
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im selben Zeitraum eine schwächere Dy-
namik und zeigt 2019 einen leicht höheren 
Wert als zu Anfang des Jahrzehnts. Die er-
höhten energetischen Standards im Neubau 
wie im Bestand, die Zunahme energetisch 
optimierter Neubauten und energetischer 
Maßnahmen im Gebäudebestand sowie ein 
stärkerer Einsatz von regenerativen Ener-
gieträgern sorgen mittelfristig für Einspa-
rungen beim Energieverbrauch und bei 
den warmen Nebenkosten (vgl. Kap. 2.3 
Wohnungsbestände). Nach Mikrozensus 
2018 dienten bei knapp 6 % der bewohn-
ten Wohnungen regenerative Energiefor-
men als überwiegend verwendete Energie-
art. Bei Wohnungen ab dem Baujahr 2011 
machten sie fast ein Drittel aus. Die Strom-
kosten sind vor allem Anfang der letzten 
Dekade stark gestiegen. Seit 2013 sind hier 
die Preissteigerungen moderat.

Die CO2-Bepreisung im Rahmen des Klima- 
schutzprogramms 2030 wird ab dem Jahr 
2021 auf Grundlage des Brennstoffemis- 
sionshandelsgesetzes (BEHG) die Kosten 
für die Nutzung fossiler Energieträger in 
den Bereichen Gebäudeheizung und Ver-
kehr erhöhen (Die Bundesregierung 2019a). 
Damit werden neben den ausgeweiteten 
Fördermaßnahmen weitere Anreize gesetzt, 
regenerative Energieträger im Gebäudesek-
tor zu nutzen. 

Neuberechnungen der Grundsteuer  
ab 2025

Die Grundsteuer wird für alle Grundstü-
cke in Deutschland erhoben und gehört 
für Immobilieneigentümer zu den laufen-
den und bisher recht stabilen Nebenkosten. 

Abbildung 45 
Entwicklung von Nebenkosten und Kosten für Renovierungen 2010 bis 2019

© BBSR Bonn 2020
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Vermieter haben auf Grundlage der Be-
triebskostenverordnung (BetrKV) die Mög-
lichkeit, die Kosten der Grundsteuer voll-
ständig auf die Mieterhaushalte umzulegen. 
Für die Grundsteuer zahlen Mieterinnen 
und Mieter nach Angaben des Deutschen 
Mieterbunds im Schnitt monatlich 18 Cent 
je m² Wohnfläche (vgl. Tabelle 9). Bei ei-
ner 70 m² großen Wohnung sind das durch-
schnittlich 12,60 € pro Monat.

Die veralteten Berechnungsgrundlagen der 
Grundsteuer erforderten schon seit länge-
rem eine Änderung der Steuerbemessung. 
Nach umfassenden Diskussionen zwischen 
Bund und Ländern wurde im Herbst 2019 
ein neues wertabhängiges Modell zur Be-
rechnung der Grundsteuer von Bundes-
tag und Bundesrat mit dem Gesetz zur 

Reform des Grundsteuer- und Bewertungs-
rechts (GrStRefG) beschlossen. Es liefert die 
Grundlage für die Neuberechnungen der 
Grundsteuerbescheide ab dem Jahr 2025. 
Allerdings bietet mit den erfolgten Ände-
rungen im Grundgesetz eine Öffnungsklau-
sel den Ländern die Möglichkeit, von dem 
beschlossenen Modell abzuweichen und 
beispielsweise einen rein flächenbezogenen 
Berechnungsansatz zu nutzen, wie es das 
Land Bayern anstrebt. Erhalten bleibt das 
dreistufige Verfahren aus Bewertung, Steu-
ermessbetrag und kommunalem Hebesatz 
(Die Bundesregierung 2019b). In der Sum-
me wird die neue Grundsteuerberechnung 
aufkommensneutral bleiben. Bei den ein-
zelnen Immobilieneigentümerinnen und  
-eigentümern wird es aber Veränderungen 
beim Steuerniveau geben.
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n Deutscher Mieterbund, 2020: Neuer Betriebskostenspiegel für Deutschland. Zugriff: 
https://www.mieterbund.de/service/betriebskostenspiegel.html, abgerufen am 16.4.2020.
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4.5 Mietspiegel
Mietspiegel haben aufgrund der Mietenentwicklungen in den angespannten Wohnungs-
märkten an Bedeutung gewonnen. Das unterstreicht die aktuell vorgelegte Mietspiegel-
verordnung im Rahmen der Mietrechtsreformen.

Kurz gefasst

n Mietspiegel sind ein wichtiges Instrument zur Prüfung der Recht- 
mäßigkeit von Wohnungsmieten und Mieterhöhungsverlangen.

n Gut 1.000 Kommunen beziehen sich auf eigene, benachbarte oder 
kreisweite Mietspiegel (Stand Juli 2020).

n Zur Berechnung der ortsüblichen Vergleichsmiete setzen die  
größten Städte zunehmend auf die Regressionsmethode.

wiedergeben. Dafür müssen bei der Erstel-
lung wissenschaftlich-methodische Min-
destanforderungen erfüllt und optimaler 
Weise nachvollziehbar dokumentiert wer-
den. Im Umkehrschluss muss, um ein Miet-
erhöhungsverlangen unter Berufung auf 
einen qualifizierten Mietspiegel erfolgreich 
abwehren zu können, eine fehlerhafte Er-
mittlung der ortsüblichen Vergleichsmie-
te nachgewiesen werden. Die Anerkennung 
als qualifizierter Mietspiegel erfolgt durch 
die Gemeinde und/oder durch Interessen-
vertreter der Vermieterinnen und Vermie-
ter sowie Mieterinnen und Mieter (BBSR 
2020j: 8 f.).

Die Zahl der Mietspiegel ist in den 
letzten 50 Jahren deutlich gestiegen

Die Zahl der Mietspiegel ist in Deutsch-
land seit Mitte der 1970er-Jahre kontinu-
ierlich auf ca. 480 im Juli 2020 gestiegen. 
Einschließlich der Kommunen mit Bezug-
nahme auf eine Nachbargemeinde oder eine 
kreisweite Festlegung können damit 1.018 
Kommunen auf Mietspiegelwerte zurück-
greifen. Den Status „qualifiziert“ führen 
zum Berichtsstand 207 Mietspiegelkommu-
nen (einschließlich derer mit kreisweitem 
Bezug). Großstädte weisen mittlerweile zu 
89 % einen Mietspiegel bzw. zu 52,5 % einen 
qualifizierten Mietspiegel auf. Ungefähr die 
Hälfte der aktuellen qualifizierten Mietspie-
gel beruhen auf der gesetzlichen Möglich-
keit, einmalig nach zwei Jahren die eingangs 
ermittelten Vergleichsmietwerte mittels des 
Verbraucherpreisindex fortzuschreiben.

In der Debatte um Mietspiegel kommt 
der Frage nach der richtigen Erstellungs-
methode eine wachsende Bedeutung zu 
(BBSR 2020j: 25 ff.). Der Anteil an mittels 

Mietspiegel als Instrument bei der 
Mietpreisbildung

Insbesondere qualifizierte Mietspiegel sol-
len durch erweiterte methodische Anfor-
derungen rechtssicherer gemacht wer-
den. Eine Verpflichtung zur Erstellung von 
Mietspiegeln besteht bisher nicht. Dort wo 
kein gültiger Mietspiegel existiert, ermög-
licht das Mietrecht den Gerichten auch den 
Rückgriff auf Einzel- und Vergleichsgutach-
ten zur Ermittlung der ortsüblichen Miete.

Mit der bundesweiten Mietspiegelsamm-
lung informiert das BBSR über die Verbrei-
tung, Qualität und Aktualität von Mietspie-
geln. Karte 13 zeigt den Recherchestand bis 
Juli 2020. Erfasst werden sowohl Kommu-
nen, die Mietspiegel für ihre eigenen Woh-
nungsmarktbelange erstellen, als auch dieje-
nigen, die sich auf benachbarte Gemeinden 
berufen oder auf der Ebene des Landkreises 
ermittelte Vergleichsmietenniveaus nutzen. 

Gesetzlich wird zwischen einfachem und 
qualifiziertem Mietspiegel unterschieden. 
Für den qualifizierten Mietspiegel gilt die  
Vermutung, wonach die darin bezeichne-
ten Entgelte die ortsübliche Vergleichsmiete 
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Karte 13 
Mietspiegelverbreitung 2020
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Regressionsanalyse erstellten Mietspiegeln 
liegt bei ca. 22 %, in Gemeinden mit mehr 
als 100.000 Einwohnern bei knapp 44 %. Bei 
der Regressionsmethode werden multiva-
riate Ansätze zur Erklärung der Streuung 
der Mietwerte herangezogen. Im Gegensatz 
dazu werden bei der Tabellenmethode im 
Wesentlichen Mittelwerte in genau definier-
ten Mietspiegelfeldern ausgewertet (z. B. 

Wohnungsgröße 60 bis 80 m² oder Bau-
jahr zwischen 1949 und 1978). Die größten 
Städte setzen vermehrt auf die Regressions-
methode, da hier die Mietwohnungsmärk-
te sehr stark ausdifferenziert sind und die 
Wirkung der Wohnwertmerkmale am bes-
ten mittels multivariater Statistik abgebil-
det werden kann. 

Schlüsseldokument

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.), 2020j: Hinweise 
zur Erstellung von Mietspiegeln. 3., aktualisierte Auflage, Bonn, Zugriff: https:// 
www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichungen/2014/ 
HinweiseErstellungMietspiegel-neu.html, abgerufen am 15.7.2020.

Datengrundlage
n BBSR-Mietspiegelsammlung
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Mietpreisbremse regelt Mietenniveaus 
bei Wiedervermietungen

Am 1. Juni 2015 ist das Gesetz zur Dämp-
fung des Mietanstiegs auf angespannten 
Wohnungsmärkten und zur Stärkung des 
Bestellerprinzips bei der Wohnungsvermitt-
lung (Mietrechtsnovellierungsgesetz (Miet-
NovG) vom 21. April 2015) in Kraft getre-
ten. Das MietNovG begrenzt die zulässige 
Miete in Gebieten mit einem angespann-
ten Wohnungsmarkt bei der Wiedervermie-
tung grundsätzlich auf das Niveau der orts-
üblichen Vergleichsmiete zuzüglich 10 %. 
Im Fall einer höheren Vormiete darf eine 
Miete bis zu dieser verlangt werden. Gebiete 
mit einem angespannten Wohnungsmarkt, 
in denen die Mietpreisbremse gelten soll, 
haben die Länder durch Rechtsverordnung 
festgelegt. Ein Gebiet darf für höchstens 
fünf Jahre zu einem Gebiet mit angespann-
tem Wohnungsmarkt bestimmt werden. 

Von den Regelungen der Mietpreisbrem-
se ausgenommen sind Neubauten, die erst-
mals nach dem 1. Oktober 2014 genutzt und 
vermietet werden, sowie die erste Vermie-
tung nach einer umfassenden Modernisie-
rung. Die Regelungen gelten insbesondere 
auch dann nicht, wenn der Wohnraum nur 
zum vorübergehenden Gebrauch vermie-
tet ist oder Teil der vom Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung ist und der Vermie-
ter diesen überwiegend mit Einrichtungsge-
genständen ausgestattet hat. Einfache Mo-
dernisierungen in den letzten drei Jahren 
vor Beginn des Mietverhältnisses können 
weiterhin beim Mietpreis berücksichtigt 
werden. Seit 2015 haben 13 Landesregie-
rungen von der Mietpreisbremse Gebrauch 
gemacht (vgl. Tabelle 10).

4.6 Maßnahmen zur Begrenzung von Mietensteigerungen
Der Anstieg der Mieten sowohl bei Neuvermietungen als auch bei Bestandsmietverhältnissen 
ist Gegenstand mietrechtlicher Regelungen auf der Bundesebene. Durch die von den Län-
dern durch Rechtsverordnungen festgelegten Geltungsbereiche der Mietpreisbremse und 
der Begrenzungen der Mieterhöhungen im Bestand auf maximal 15 % in drei Jahren beab-
sichtigte der Gesetzgeber, den Mietanstieg in angespannten Wohnungsmärkten zu dämpfen.

Kurz gefasst

n Die Mietpreisbremse wurde auf Bundesebene 2015 eingeführt.

n Seither haben 13 Länder von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht.

n Die Absenkung der Mieterhöhungsmöglichkeiten von 20 auf 15 % 
in drei Jahren (Kappungsgrenzenabsenkung) wurde seit Einführung 
von 14 Ländern beschlossen.

n Weitere gesetzliche Änderungen bei der Modernisierungsumlage 
und der Verlängerung des Betrachtungszeitraumes bei der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete von vier auf sechs Jahre sollen den Preisan-
stieg ebenfalls dämpfen.

Tabelle 10 
Umsetzung der Mietpreisbremse und der abgesenkten Kappungsgrenze  
in den Bundesländern 2020

Bundesland Mietpreisbremse
abgesenkte  

Kappungsgrenze

Anzahl Kommunen

Baden-Württemberg  68  85

Bayern 162 163

Berlin   1   1

Brandenburg  31  30

Bremen   1   1

Hamburg   1   1

Hessen  31  31

Mecklenburg-Vorpommern   2   1

Niedersachsen  19  19

Nordrhein-Westfalen  18  18

Rheinland-Pfalz   3   4

Saarland keine Verordnung erlassen keine Verordnung erlassen

Sachsen keine Verordnung erlassen   2

Sachsen-Anhalt keine Verordnung erlassen keine Verordnung erlassen

Schleswig-Holstein   12  16

Thüringen   2   1

Datenbasis: Mietpreisbegrenzungsverordnungen und Kappungsgrenzenverordnungen der Länder, 
BBSR-Recherche (Stand August 2020) 
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Die bundesweiten Regelungen der Miet-
preisbremse wurden 2019 um weitere fünf 
Jahre verlängert. Um die Mietpreisbremse 
wirksamer zu gestalten, wurde eine neue 
vorvertragliche Auskunftspflicht des Ver-
mieters über eine Ausnahme von der Miet-
preisbremse – insbesondere über eine hö-
here Vormiete – eingeführt und die Rüge 
des Mieters wegen der Nichteinhaltung der 
Mietpreisbegrenzung erleichtert. 

Kappungsgrenzenverordnung 
begrenzt Mieterhöhungen  
in bestehenden Mietverhältnissen

Die Miete in bestehenden Mietverträgen 
darf innerhalb von drei Jahren nicht mehr 
als 20 % steigen (sogenannte Kappungs-
grenze). Wenn der Vermieter beabsichtigt, 
die Miete zu erhöhen, muss er diese Kap-
pungsgrenze beachten. Durch eine Miet-
rechtsänderung im Jahr 2013 können die 
Bundesländer in Gebieten mit gefährdeter 
Wohnraumversorgung die Kappungsgren-
ze von 20 auf 15 % in drei Jahren absen-
ken. Durch eine solche Deckelung soll der 
Anstieg der Mieten in Bestandsmietverhält-
nissen verlangsamt werden. Für welche Ge-
biete eine reduzierte Kappungsgrenze gel-
ten soll, können die Länder für bis zu fünf 
Jahre per Rechtsverordnung festlegen. Die 
Gebietskategorien der Mietpreisbremse und 
der abgesenkten Kappungsgrenze fallen in 
einigen Bundesländern zusammen, in ande-
ren Bundesländern werden zwei verschie-
dene Gebietskulissen ausgewiesen (vgl. Kar-
te 14). Insgesamt haben 14 Bundesländer 
die Kappungsgrenze für jeweils festgeleg-
te Kommunen reduziert (vgl. Tabelle 10).

Weitere Maßnahmen sollen ebenfalls 
Mietanstiege dämpfen

In den letzten Jahren wurden weitere Maß-
nahmen getroffen, um den Mietanstieg zu 
dämpfen. Bei Modernisierungsmaßnah-
men werden Mieterinnen und Mieter durch 

Karte 14 
Mietpreisbremse und abgesenkte Kappungsgrenze 2020
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Absenkung der Modernisierungsumlage 
von 11 % auf 8 % sowie durch Begrenzung 
der maximalen Umlagehöhe innerhalb von 
sechs Jahren entlastet. Dies kann insbeson-
dere in Quartieren mit einer hohen Aufwer-
tungsdynamik Mietsteigerungen dämpfen.

Ende 2019 wurde beschlossen, den Be-
trachtungszeitraum für die ortsübliche 
Vergleichsmiete von vier auf sechs Jahre 
zu verlängern. Mit dieser Verlängerung er-
höht sich die Zahl der mietspiegelrelevanten 

Wohnungen, womit eine Dämpfung des 
Mietanstieges in Mietspiegeln zu erwar-
ten ist.

Die Bundesregierung beabsichtigt in die-
ser Legislaturperiode, das Mietrecht weiter 
zu reformieren. Neben einer Mietspiegel-
verordnung soll unter anderem die Rechts-
sicherheit qualifizierter Mietspiegel durch 
gesetzliche Mindestvorgaben verbessert 
und deren Bindungszeitraum von zwei auf 
drei Jahre verlängert werden.

Schlüsseldokumente

n Bundesgesetzblatt 2015: Gesetz zur Dämpfung des Mietanstiegs auf angespannten Woh-
nungsmärkten und zur Stärkung des Bestellerprinzips bei der Wohnungsvermittlung (Miet-
rechtsnovellierungsgesetz–MietNovG). Vom 21. April 2015. Internet: http://www.bgbl.de/ 
xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl115s0610.pdf, abgerufen 
am 21.9.2020.

n Bundesgesetzblatt 2020: Gesetz zur Verlängerung und Verbesserung der Regelungen über 
die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn. Vom 19. März 2020. Internet: http://www.bgbl.de/
xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl120s0540.pdf, abgerufen 
am 21.9.2020.

Datengrundlagen
n Verordnungen zur Mietpreisbremse und zur abgesenkten Kappungsgrenze der Länder
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Immobilientransaktionen5
5.1 Transaktionen bebauter und unbebauter Grundstücke
Die Auswertungen der Immobilientransaktionen aus den Kaufpreissammlungen der Gutach-
terausschüsse für Grundstückswerte zeigen mit differenzierten Informationen zu den Teil-
märkten Wohnbauland, Eigenheime, Eigentumswohnungen und Mehrfamilienhäuser die 
Dynamiken in den verschiedenen Segmenten und Regionen in den letzten Jahren.

Kurz gefasst

n Die Transaktionszahlen für Wohnimmobilien stiegen in den letzten 
zehn Jahren um rund 30 %, gleichzeitig erhöhten sich die Geldum-
sätze auf dem Wohnimmobilienmarkt überproportional um mehr 
als das Doppelte auf gut 180 Mrd. € im Jahr 2018.

n Die höchsten Geldumsätze hatten 2018 gebrauchte Eigenheime mit 
einem Marktanteil von rund 39 % sowie Eigentumswohnungen mit 
35 %.

n Eigenheimnachfrager erwerben Grundstücke für den individuellen 
Eigenheimbau und gebrauchte Eigenheime weiterhin vor allem in 
suburbanen und in ländlichen Räumen.

n Gebrauchte Eigenheime wurden 2018 deutschlandweit mit rund 
277.000 Kaufabschlüssen rund 2,9 Mal so häufig gekauft wie un- 
bebaute Bauplätze.

n Der Nachfrage nach Eigentumswohnungen ist bis 2014 stark  
gestiegen, danach stagnierten die Umsatzzahlen mit rund 318.000 
Transaktionen im Bestand und Neubau. Gleichzeitig steigen die 
Geldumsätze weiterhin deutlich, Transaktionsschwerpunkte sind im 
Gegensatz zu den Eigenheimen die kreisfreien Großstädte.

Transaktionen von Wohnimmobilien 
haben bis 2015 deutlich zugenommen

Die Auswertungen des Arbeitskreises der 
Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen 
Geschäftsstellen und Gutachterausschüs-
se in Deutschland (AK OGA) zeigen in 
den letzten zehn Jahren für Wohnimmo-
bilien insgesamt – d. h. für unbebaute und 

bebaute Grundstücke – einen stetigen An-
stieg der Transaktionszahlen um ca. 30 % 
von 560.900 Käufen im Jahr 2009 auf 
728.000 Käufe 2015. Seit 2015 bis zum ak-
tuellsten vorliegenden Berichtsjahr 2018 
(726.600 Käufe) blieb dieses Niveau stabil 
(AK OGA 2019: 28 f.; vgl. Abbildung 46). 

Deutlich stärker ist in diesem Zeitraum 
das Volumen des Geldumsatzes, also die 
Summe der in der Kaufpreissammlung er-
fassten Kaufpreise, auf dem Wohnimmo-
bilienmarkt gestiegen: Der Gesamtumsatz 
hat sich von 86,9 Mrd. € im Jahr 2009 auf 
180,5 Mrd.  € im Jahr 2018 mehr als ver-
doppelt und spiegelt das mittlerweile deut-
lich höhere Preisniveau von Wohnimmo-
bilien wider (vgl. Kap. 4.1 Baulandpreise 
und Kap. 4.2 Haus- und Wohnungspreise). 
2018 entfielen mit knapp 44 % die meisten 
Transaktionen auf Eigentumswohnungen 
(317.600 Käufe) und mit 38,1 % auf Eigen-
heime (276.700 Käufe). Beim Umsatzvolu-
men liegen die Eigenheime deutschlandweit 
mit einem Anteil von fast 40 % vor den Ei-
gentumswohnungen mit rund 35 % und den 
Mehrfamilienhäusern mit immerhin 14,4 % 
sowie den unbebauten Grundstücken mit 
rund 11 %. Hierbei bilden Eigenheimbau-
plätze 8,7 % der Umsätze, Baugrundstücke 
für Mehrfamilienhäuser 2,7 %. Umgerech-
net auf alle Einwohner Deutschlands wur-
den 2018 ca. 2.180 € je Einwohner für den 
Kauf von Wohnimmobilien (bebaute und 
unbebaute Grundstücke) investiert.
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Grundstückskäufe für den Eigen-
heimbau vor allem im suburbanen 
und ländlichen Raum

Im Kapitel 4.1 Baulandpreise wurde bereits 
dargestellt, dass Bauplätze für den Eigen-
heimbau ihren Transaktionsschwerpunkt 
in den ländlichen und städtischen Krei-
sen haben, da sie dort eher verfügbar und 
erschwinglich sind als in den kreisfreien 
Großstädten. Deutschlandweit entsprechen 
die 2018 verkauften knapp 96.000 Eigen-
heimbauplätze in Relation zur Einwohner-
zahl knapp 1,2 Käufe je 1.000 Einwohner. 
Nach siedlungsstrukturellen Kreistypen 
differenziert ergibt sich eine Spannwei-
te von gut 0,2 Transaktionsfällen je 1.000 

Einwohner in den großen kreisfreien Groß-
städten bis zu 1,9 Transaktionsfällen je 1.000 
Einwohner in den ländlichen Kreisen (vgl. 
Abbildung 47). Insgesamt finden über die 
Hälfte der Transaktionen von Eigenheim-
bauplätzen in den ländlichen Kreisen und 
immerhin noch fast 40 % der Transaktionen 
in städtischen Kreisen statt. Der Bau eines 
Eigenheims wird also weiterhin überwie-
gend außerhalb der Großstädte im subur-
banen Raum verwirklicht. 

Die Relation zwischen Geldumsatz und 
Einwohnerzahl liegt deutschlandweit 
bei durchschnittlich fast 190 € je Ein-
wohner. Allerdings weisen einige Regi-
onen trotz einer eher geringen, relativen 

Abbildung 46 
Transaktionen und Geldumsätze von Wohnimmobilien 2009 bis 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Gutachterbefragungen des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse,
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA)
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Transaktionsaktivität aufgrund ihres sehr 
hohen Preisniveaus überdurchschnitt-
lich hohe Geldumsätze je Einwohner auf. 
Hierzu gehören zum Beispiel München 
und Hamburg, aber auch städtische Krei-
se im direkten Umfeld von Metropolen 
wie die Landkreise München, Fürstenfeld-
bruck, Oberursel oder Bad Homburg. Da-
her ist bei der Verteilung der Intensität der 
Geldumsätze nach siedlungsstrukturellen 
Kreistypen der Preiseffekt vor allem bei 
den kreisfreien Großstädten mit mehr als 
500.000 Einwohnern von Bedeutung, wäh-
rend bei den ländlichen Kreisen die hohe 
Anzahl bei gleichzeitig geringeren Preisen 
entscheidend für das (durchschnittliche) 
Geldumsatzniveau ist. Demografisch und 
wirtschaftlich wachsende bzw. schrumpfen-
de Kreise unterscheiden sich in ihren ein-
wohnerbezogenen Transaktionszahlen mit 

1,1 bis 1,4 Transaktionen je 1.000 Einwoh-
ner nur geringfügig. Jedoch besteht wegen 
des höheren Preisniveaus in den wachsen-
den Metropolen ein deutliches Gefälle bei 
den Geldumsätzen von den Metropolen mit 
226 € je Einwohner hin zu den ländlichen 
Kreisen mit 66 € je Einwohner.

Gebrauchte Eigenheime beim Kauf 
von Wohnimmobilien weiterhin 
dominierend

Gebrauchte Eigenheime wurden 2018 in 
Deutschland mit rund 277.000 Kauffällen 
(gut 3,3 Transaktionen je 1.000 Einwoh-
ner) wesentlich häufiger verkauft als Ei-
genheimbauplätze (zu den Gründen vgl. 
Kap. 4.2 Haus- und Wohnungspreise). Ins-
gesamt wurden über 70 Mrd. € in den Kauf 

Abbildung 47  
Transaktionen und Geldumsätze von unbebauten Grundstücken für den individuellen Wohnungsbau, von gebrauchten Eigenheimen 
und Eigentumswohnungen 2018

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Gutachterbefragungen des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse,
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA)
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von gebrauchten Eigenheimen investiert, die 
mit einem Geldumsatzanteil von 40 % damit 
das wirtschaftlich bedeutendste Segment des 
Wohnimmobilienmarktes darstellen. In den 
letzten fünf Jahren hatte dieser Objekttyp 
mit 16,8 % überdies eine überdurchschnitt-
liche Steigerungsrate der Fallzahlen gegen-
über dem Gesamtmarkt mit 6,9 %.

Ähnlich wie bei den Baugrundstücken er-
gibt sich bezogen auf die Fallzahlen ein re-
gional unterschiedliches Bild. Mehr als 42 % 
der Transaktionen finden in den ländlichen 
Kreisen, weitere knapp 44 % in den städti-
schen Kreisen und lediglich 13,7 % in den 
kreisfreien Großstädten statt. Die einwoh-
nerbezogenen Transaktionsintensitäten 
zeigen eine deutliche siedlungsstrukturel-
le Differenzierung: Die Spanne reicht hier 
von knapp 1,2 Transaktionen je 1.000 Ein-
wohnern in den großen kreisfreien Groß-
städten bis zu gut 4,4 in den ländlichen 
Kreisen. Ebenso wie bei den unbebauten 
Grundstücken haben hier die städtischen 
Kreise die höchsten einwohnerbezogenen 
Geldumsätze von rund 1.060 € je Einwoh-
ner. Deutschlandweit betrug der Geldum-
satz durchschnittlich 850 € je Einwohner 
(vgl. Abbildung 47). 

Die hier nicht grafisch dargestellten Bau-
grundstücke für Mehrfamilienhäuser ha-
ben mit rund 5.300 Transaktionsfällen zwar 
nur einen Anteil von 5,2 % an allen Wohn-
baulandkäufen. In Bezug auf die umge-
setzte Fläche sind es – aufgrund der durch-
schnittlich größeren Vorhaben – allerdings 
gut 9 %. Gemessen am Geldumsatz ma-
chen diese Grundstücke fast ein Viertel al-
ler Wohnbaulandtransaktionen aus, da die 
Umsatzschwerpunkte in den größeren und 
teureren Städten liegen.

Weiterhin hohe Nachfrage nach 
Eigentumswohnungen

Wie oben beschrieben haben Eigen tums-
woh nungen im Jahr 2018 einen Anteil von 
44 % aller Transaktionen (317.600) und mit 

63,7 Mrd. € 35 % aller Geldumsätze auf dem 
Markt für Wohnimmobilien. Seit 2009 ha-
ben sich die Transaktionszahlen um 38 % 
erhöht und die Geldumsätze mehr als ver-
doppelt. Die Steigerungen in diesem Zeit-
raum liegen damit über dem Durchschnitt 
des Gesamtmarktes. Zwei Drittel der Käu-
fe bzw. Verkäufe wurden 2018 bei Eigen-
tumswohnungen im Bestand getätigt, 
knapp 20 % entfielen auf neu gebaute Ei-
gentumswohnungen und rund 4 % sind 
Erstverkäufe von umgewandelten Objek-
ten. Weitere 10 % der Transaktionen konn-
ten keiner Kategorie eindeutig zugeordnet 
werden (AK OGA 2019: 62). Das in Kapi-
tel 4.2 dargestellte hohe Preisniveau neuer 
Eigentumswohnungen spiegelt sich im An-
teil am Geldumsatz wider. Die rund 60.000 
neuen Eigentumswohnungen 2018 haben 
ein Umsatzvolumen von 20,5 Mrd. € und 
sind damit für 32 % des Umsatzes aller Ei-
gentumswohnungen verantwortlich. 

Eigentumswohnungen sind in urbanen 
Räumen aufgrund der Knappheiten in der 
Regel die relevante, weil verfügbare und 
günstigere Eigentumsform für Wohnimmo-
bilien. Daher ist auch bei diesen die Nach-
frage regional deutlich differenziert und 
verteilt sich spiegelbildlich zu den oben 
dargestellten Eigenheimen und Eigenheim-
baugrundstücken. Deutschlandweit gibt es 
durchschnittlich gut 3,8 Transaktionen je 
1.000 Einwohnern und 770 € Umsatz je Ein-
wohner. Die Großstädte sind mit 5,5 Trans-
aktionen je 1.000 Einwohnern (Großstäd-
te mit mehr als 500.000 Einwohnern) bzw. 
5 Transaktionen (kleine und mittlere Groß-
städte) die aktivsten Märkte für Eigentums-
wohnungen, während in städtischen und 
ländlichen Kreisen diese Relation auf 3,9 
bzw. gut 2,4 Transaktionen zurückgeht. Auf-
grund der durchschnittlich höheren Preise 
ist das Gefälle bei den Geldumsätzen noch 
stärker ausgeprägt. Hier liegt die Spanne 
zwischen 1.615 € und 380 € je Einwohner. 
Das gleiche Muster zeigt sich bei der Diffe-
renzierung der Regionen nach wachsender 
bzw. schrumpfender Entwicklungstendenz 
(vgl. Abbildung 47).
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Werden einzelne Regionen mit hoher Trans-
aktions- und Geldumsatzintensität betrach-
tet, lassen sich unterschiedliche Schwer-
punkte von Eigentumswohnungsmärkten 
ausmachen. Zum einen sind es wachstums-
starke Großstädte mit einem höheren Ei-
gentumswohnungsbestand und/oder einem 
hohen Preisniveau (München, Frankfurt am 
Main, Ingolstadt, Freiburg, Konstanz) oder 
entsprechende Umlandgemeinden wie die 
Landkreise München, Miesbach, Hochtau-
nuskreis oder Oberursel. Zum anderen han-
delt es sich um ländliche Kreise an Nord- 
und Ostsee mit touristischem Hintergrund 
und einem entsprechenden Ferienwoh-
nungssegment, die in Relation zur Bevöl-
kerungszahl hohe Transaktions- und Geld-
umsatzintensitäten aufweisen. 

Schwerpunkte der Käufe von 
Mehrfamilienhäusern liegen in den 
Großstädten 

Bezogen auf die Anzahl der Käufe/Verkäu-
fe (31.000) hatten Mehrfamilienhäuser 2018 
mit 4,3 % einen vergleichsweise geringen 
Anteil am Transaktionsmarkt, hinsicht-
lich des Geldumsatzes hatten sie entspre-
chend der Objektart und -größe sowie der 
höherpreisigen Transaktionsschwerpunkte 
mit rund 31,4 Mrd. € aber immerhin einen 
Anteil von gut 14 % aller Umsätze. Ähnlich 
wie bei den Eigentumswohnungen sind die 

Transaktionsschwerpunkte die Großstädte 
mit rund 60 % aller Geldumsätze. Seit 2009 
sind die Geldumsätze für Mehrfamilienhäu-
ser mit +117 % etwas stärker als der gesam-
te Transaktionsmarkt für Wohnimmobili-
en gestiegen. Insbesondere die letzten fünf 
Jahre (2013 bis 2018) zeichnen mit fast 60 % 
Zuwachs primär die deutlich ansteigenden 
Preise für Mehrfamilienhäuser nach.

Bei der Erfassung der Transaktionen von 
Mehrfamilienhäusern durch die Gutach-
terausschüsse ist – neben den sehr unter-
schiedlichen Objektgrößen und Umsatzvo-
lumina – zu beachten, dass Veräußerungen  
von immobilienbesitzenden Unternehmen 
einschließlich ihrer Immobilien hierbei in 
der Regel nicht berücksichtigt werden (kein 
Verkauf im Sinne von § 195 BauGB – „Share 
Deal“). Dies betrifft meist größere Mehrfa-
milienhausbestände mit zum Teil tausen-
den von Wohnungen. Auch beim Verkauf 
überregionaler Portfolios kann es zu einer 
Nichterfassung von Teilbeständen aufgrund 
fehlender Informationen bei den einzelnen 
regionalen Gutachterausschüssen kommen. 
Informationen zum Verkaufsgeschehen der 
durch die Gutachterausschüsse nur in Tei-
len berücksichtigten großen Wohnungs-
bestände (einschließlich bekannter „Share 
Deals“) bietet die BBSR-Datenbank Woh-
nungstransaktionen (vgl. Kap. 5.2 Transak-
tionen großer Wohnungsbestände).

Schlüsseldokument

n AK OGA – Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen Geschäftsstellen und 
Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.), 2019: Immobilienmarkt-
bericht Deutschland 2019. Oldenburg. 

Datengrundlagen
n Gutachterbefragung des Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen 

Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse der Bundesrepublik Deutschland (AK OGA) 
2009 bis 2018.
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Derzeit geringe Handelsaktivitäten 
mit Mietwohnungsportfolios

Der Handelsumfang am deutschen Markt 
mit Wohnungsportfolios befindet sich 
gegenwärtig auf einem vergleichsweise 
niedrigen Niveau. Im Jahr 2019 fanden 
24  Transaktionen mit Wohnungspaketen 
ab 800 Einheiten statt, in denen insgesamt 
70.900 Wohnungen gehandelt wurden. Seit 
vier Jahren lässt sich ein geringes Verkaufs-
geschehen beobachten. Der Transaktions-
umfang liegt seit 2016 deutlich unter den 
Volumina der beiden Hochphasen von 2004 
bis 2007 bzw. 2012 bis 2015, als Verkäufe in 
einem Umfang von bis zu 360.000 Wohnein-
heiten getätigt wurden (vgl. Abbildung 48).

Das aktuelle Marktgeschehen wird von klei-
neren Größenklassen bestimmt. In rund der 
Hälfte der Transaktionen wurden zwischen 
800 und 2.000 Einheiten verkauft, neun Ver-
käufe wurden in der nächstgrößeren Grup-
pe mit Portfolios zwischen 2.000 und 5.000 
Wohnungen durchgeführt. Die beiden Grö-
ßenkategorien stellen über 80 % der Ver-
kaufsfälle und etwas mehr als die Hälfte des 
erfassten Handelsumfangs. 

Darüber hinaus kam es zu drei Veräuße-
rungen mit 5.000 bis 10.000 Wohnungen 
sowie zu einer Großtransaktion mit mehr 
als 10.000 verkauften Einheiten. Die 16.000 
verkauften Wohneinheiten der BGP Invest-
ment an die Zentrale Boden Immobilien AG 
stehen für knapp ein Viertel des Marktvo-
lumens im Jahr 2019. Die durchschnittliche 
Transaktionsgröße lag bei 3.000 verkauften 
Wohnungen.

5.2 Transaktionen großer Wohnungsbestände
Das BBSR beobachtet seit 1999 mit der Datenbank Wohnungstransaktionen den Handel mit 
größeren Wohnungsbeständen und analysiert die Entwicklungen. Die letzten vier Jahre sind 
durch geringe Verkaufsaktivitäten gekennzeichnet. Es lässt sich jedoch eine Verschiebung 
bei den beteiligten Akteursgruppen verzeichnen, die das derzeitige Marktgeschehen prägen: 
Während deutsche Privatunternehmen sowie die öffentliche Hand in stärkerem Maße als Käu-
fer aktiv waren, verkaufen ausländische Akteure ihre direkt gehaltenen Wohnungsbestände. 

Kurz gefasst

n Die Aktivitäten auf dem deutschen Transaktionsmarkt befinden 
sich seit vier Jahren auf einem niedrigen Niveau. Dies ist vor allem 
auf die fehlende Verfügbarkeit von größeren Wohnungsportfolios 
zurückzuführen. 

n Das aktuelle Geschehen wird von den kleineren Portfoliogrößen  
bestimmt, Großtransaktionen finden lediglich vereinzelt statt.

n Bei den beteiligten Akteursgruppen lässt sich eine Verschiebung be-
obachten. Deutsche Privatunternehmen sowie die öffentliche Hand, 
insbesondere Kommunen mit angespannten Märkten, kaufen ver-
stärkt hinzu; ausländische Akteure sind eher auf der Verkäuferseite 
aktiv.

Geringes Angebot an Portfolios sorgt 
für niedrige Transaktionszahlen

Der professionelle Mietwohnungsmarkt in 
Deutschland war lange durch Bestandshal-
ter geprägt, bis Ende der 1990er-Jahre der 
Verkauf von großen Wohnungsbeständen 
und ganzen Wohnungsunternehmen ein-
setzte. Insgesamt wurden im Zeitraum von 
1999 bis 2019 3,48 Mio. Wohnungen in gro-
ßen Wohnungspaketen mit mehr als 800 
Einheiten gehandelt. 

Dabei lassen sich die Transaktionsaktivitä-
ten in fünf Zeitabschnitte einteilen (vgl. Ab-
bildung 49). Während in der Anfangspha-
se noch wenige Verkäufe stattfanden, nahm 
das Verkaufsgeschehen schnell an Fahrt auf: 
In der ersten Hochphase von 2004 bis 2007 
wurden bis zu 360.000 Wohnungen p.a. 
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veräußert. Insbesondere Akteure der öf-
fentlichen Hand sowie industrieverbundene 
Unternehmen verkauften ihre Wohnungs-
bestände. Käufer waren häufig internatio-
nale Finanzinvestoren aus dem angelsächsi-
schen Raum. Das Verkaufsgeschehen wurde 
in dieser Phase bereits immer stärker durch 
Wiederverkäufe beeinflusst: Die günstigen 
Marktbedingungen mit einer hohen Nach-
frage nach Mietwohnungspaketen nutz-
ten einige Investoren, um die Bestände be-
reits nach kurzer Haltezeit gewinnbringend 
weiterzuverkaufen. In den Jahren 2006 und 
2007 machten Wiederverkäufe bereits einen 
Marktanteil von über 50 % aus. 

Das rege Verkaufsgeschehen endete mit 
Einsetzen der globalen Finanzmarktkrise 
im Jahr 2008 abrupt. Es folgte die erste Tief-
phase, in der kaum Transaktionen stattfan-
den. Erst nach Erholung der Finanzmärkte 
ab etwa 2012 konnten die internationalen 
Investoren, die vorübergehend zu Bestands-
haltern geworden waren, aus ihren Inves-
titionen über die Börse aussteigen. Diese 

zweite Hochphase des Transaktionsgesche-
hens wurde durch Börsengänge und die an-
schließenden Wachstumsstrategien der neu 
an der Börse notierten Unternehmen maß-
geblich geprägt. Seit 2016 beruhigt sich das 
Marktgeschehen wieder merklich. Hinter-
grund sind nunmehr die fehlende Verfüg-
barkeit von Wohnungsportfolios. Damit 
steht die aktuelle Tiefphase mit einem ho-
hen Nachfrageüberhang im deutlichen Ge-
gensatz zu den handelsschwachen Jahren 
zwischen 2008 und 2011, als die Nachfrage 
nach Wohnungsbeständen massiv einbrach.

Ausländische Investoren verkaufen, 
deutsche Akteure kaufen hinzu

Die Verkaufsseite am deutschen Markt mit 
Wohnungspaketen war im Jahr 2019 größ-
tenteils durch ausländische Akteure geprägt. 
Kontinentaleuropäische Akteure verkauf-
ten in sechs Transaktionen rund 18.000 
Wohnungen, angelsächsische Akteure wa-
ren für weitere 3.800 verkaufte Einheiten 

Abbildung 48 
Verkaufte Wohnungen in großen Wohnungsbeständen nach Portfoliogröße und Anzahl der Verkaufsfälle 1999 bis 2019

© BBSR Bonn 2020Datenbasis: BBSR-Datenbank Wohnungstransaktionen

Anmerkung: Berücksichtigt sind Verkäufe großer Wohnungsbestände ab 800 Wohnungen.
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verantwortlich. Darüber hinaus wurde der 
größte Einzelverkauf mit mehr als 16.000 
Wohnungen vom chinesischen Staatsfonds 
durchgeführt. 

Demgegenüber stehen deutsche Privatak-
teure, die mit einem Marktanteil von 42 % 
die bedeutendste Käufergruppe am deut-
schen Transaktionsmarkt darstellen. Insge-
samt kauften sie in acht Transaktionen rund 
29.500 Wohnungen. Die in den letzten Jah-
ren maßgebliche Gruppe der börsennotier-
ten Publikums-AGs ohne kontrollierenden 
Mehrheitseigentümer kaufte etwa 17.000 
Wohnungen hinzu. 

Eine zunehmende Bedeutung weist zudem 
die öffentliche Hand auf, die im vergange-
nen Jahr rund ein Viertel der Zukaufaktivi-
täten vornahm. Dieser Anteil am gesamten 

Handelsumsatz stellt die mit Abstand höchs-
te Beteiligung am Handelsgeschehen in den 
letzten zehn Jahren dar. Allen voran voll-
zogen die kommunalen Wohnungsgesell-
schaften aus Berlin auf der Käuferseite drei 
Akquisitionen mit insgesamt 9.900 Woh-
nungen. Die Stadt Bremen sowie die Län-
der Thüringen und Hessen traten im Jahr 
2019 als Vertreter der öffentlichen Hand 
am Markt als Käufer auf. Die Marktaktivi-
täten der kommunalen Akteure haben sich 
im Verlauf des Transaktionsgeschehens seit 
1999 merklich gewandelt: Zu Beginn traten 
sie vor allem als Verkäufer kommunaler Be-
stände auf. In den letzten Jahren vergrößern 
insbesondere Kommunen in stark wachsen-
den Großstädten aufgrund der angespann-
ten Marktsituationen und der Wohnungs-
engpässe ihre eigenen Wohnungsbestände.

Abbildung 49  
Phasen des Handelsgeschehens großer Wohnungsbestände auf dem deutschen Transaktionsmarkt 1999 bis 2019

Anfangsphase 1. Hochphase 1. Tiefphase 2. Hochphase 2. Tiefphase
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5.3 Immobilienfinanzierung
Die Wohnraumfinanzierung nimmt mehr als die Hälfte des Kreditgeschäfts der Banken ein. 
Trotz gestiegener Immobilienpreise bleibt die Finanzierung für selbstgenutztes Wohneigen-
tum zinsseitig günstig und in vielen Regionen erschwinglich. Jedoch steigen die Anforde-
rungen an das einzusetzende Eigenkapital. 

Kurz gefasst

n Wohnraumfinanzierung ist mit 51 % zentraler Bestandteil im Kredit- 
geschäft der Banken.

n Das Wohneigentum ist zinsseitig günstig zu finanzieren.

n Die finanzielle Belastung der Haushalte bei Wohneigentumserwerb 
ist moderat.

n Für Selbstnutzer ist es schwieriger geworden, ausreichend Eigen- 
kapital zu bilden.

Der Wohnungsbau ist ein wesentlicher Be-
standteil im Kreditgeschäft der Banken. Das 
Volumen der ausgegebenen Wohnungsbau-
kredite beträgt im vierten Quartal 2019 mit 
51,3 % mehr als die Hälfte des Gesamtvo-
lumens aller Kredite. Inländische Banken-
gruppen haben rund 1.470 Mrd. € an inlän-
dische Unternehmen und Privatpersonen in 
Deutschland für den Wohnungsbau ausge-
reicht. Hiervon profitiert insbesondere der 
private Wohnungsbau mit einem Woh-
nungsbaukreditvolumen von 1.050 Mrd. 
€, das an inländische wirtschaftlich unselb-
ständige und sonstige Privatpersonen in 
Deutschland vergeben wurde. Der Anteil 
von 71 % am gesamten Wohnungsbaukre-
ditmarkt macht die Bedeutung dieses Wirt-
schaftssektors deutlich (Deutsche Bundes-
bank: 2020b).

Wohneigentum ist zinsseitig günstig

Die Nachfrager von Wohnimmobilienkre-
diten finden vor allem zinsseitig weiterhin 
günstige Bedingungen auch für langfristige 
Kredite vor. Die Zinsen für Wohnungsbau-
kredite liegen auf einem historisch niedri-
gen Stand. Sinkende Zinsen und steigende 
Einkommen sorgten in der Vergangenheit 
dafür, dass die Preissteigerungen bei Im-
mobilien bisher zum großen Teil kompen-
siert werden konnten. Wohneigentum blieb 
trotz steigender Preise vergleichsweise er-
schwinglich (vgl. Abbildung 50). 

Seit 2015 bewegen sich die Zinsen relativ 
gleichbleibend auf einem niedrigen Niveau. 
Nach Berechnungen der Deutschen Bun-
desbank erreichten die Effektivzinssätze 
im Neugeschäft für Wohnungsbaukredite 
an private Haushalte mit einer anfänglichen 

Abbildung 50  
Hypothekenzinsen, Hauspreise, Einkommen und Erschwinglichkeit 2005 bis 2019

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: OECD, Bundesbank, EZB, Deutsche Bank Research 
Quelle: Deutsche Bank Research
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Zinsbindung von über zehn Jahren im Sep-
tember 2020 einen historischen Tiefstand 
von 1,17 %. Das Wachstum der Einkommen 
hält dagegen mit der Preisentwicklung für 
Immobilien nicht weiter Schritt. Dadurch 
steigen im Durchschnitt die aufgenomme-
nen Fremdmittelanteile über den Zeitver-
lauf an. So lag der Fremdmittelanteil im Sep-
tember 2020 bei 84,7 %, während er acht 
Jahre zuvor bei 78 % lag (Europace AG).

Moderate finanzielle Belastung der 
Haushalte zur Finanzierung der 
Kapitalkosten

Der langfristige Vergleich der Belastungs-
quoten zeigt dagegen, dass aktuell die Be-
lastungen deutlich niedriger sind als noch 
in 1980er- und 1990er-Jahren. Bei damali-
gen Zinssätzen zwischen 8 % und 9 % muss-
ten Eigentumserwerber bis zu 30 % und 

mehr ihres Einkommens für ihr Wohnei-
gentum aufbringen. Allerdings sind die tat-
sächlichen Belastungen in verschiedenen 
Perioden und für spezifische Haushalts-
gruppen aufgrund unterschiedlicher steu-
erlicher Entlastungsmodelle sowie direkter 
öffentlicher Förderung zum Teil niedriger 
einzuschätzen.

Die vom BBSR und BMI beauftragte Studie 
zur Wohneigentumsfinanzierung belegt für 
den Zeitraum 2012 bis 2017 eine finanziel-
le Belastung aller Eigentumserwerber (ohne 
Erbschaft/Schenkung) von durchschnittlich 
23 % des Haushaltsnettoeinkommens. Bei 
ersterwerbenden Familien mit Kindern liegt 
dieser Anteil mit 24 % auf einem ganz ähn-
lichen Niveau. 

Bei der Differenzierung nach Einkommens-
klassen haben erwartungsgemäß die unte-
ren Einkommensklassen mit 26,4 % die 

Abbildung 51 
Belastungsquoten von Ersterwerbern nach Einkommensklassen und nach Regionstypen 2012 bis 2017

Anmerkungen: Belastungsquote - Anteil der Kapitalkosten zur Finanzierung
einer Immobilie am Haushaltsnettoeinkommen (ohne Erbschaft/Schenkung).
Regionstyp - aggregierte und kombinierte BIK-Strukturtypen und BIK-Gemeindegrößenklassen

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, 
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höchsten Belastungsquoten für die Kapi-
talkosten zu tragen. Dieser Anteil sinkt mit 
steigendem Einkommen: In der höchsten 
Einkommensklasse werden 22,2 % für Zin-
sen und Tilgung aufgewendet (vgl. Abbil-
dung 51).

Die regionale Differenzierung unterstreicht 
zudem das Preisgefälle zwischen hochver-
dichteten Kernen bis hin zu ländlichen Räu-
men. In den ländlichen Regionen liegen 
die Belastungsquoten der Ersterwerber bei 
knapp 21 %, während in den hochverdich-
teten Kernen knapp 25 % des Einkommens 
für die Kapitalkosten aufgebracht werden 
(vgl. Abbildung 51). Es sind ebenfalls die 
ländlichen Regionen, die es insbesondere 
Familien mit Kindern ermöglichen, mit ei-
ner moderaten Belastung Wohneigentum 

zu erwerben. Hier wurde zwischen 2012 
und 2017 nicht einmal ein Fünftel des Ein-
kommens für Zinsen und Tilgung verwen-
det. Dagegen liegt dieser Anteil in den hoch-
verdichteten Kernen mit gut 25 % um fast 
6 Prozentpunkte darüber.

Stärkere Aktivierung von Finanz- 
reserven zum Eigenkapitaleinsatz 

Aufgrund gestiegener Preise müssen Haus-
halte für die Wohneigentumsbildung mehr 
Eigenkapital aufbringen, um die Immobi-
lie adäquat zu finanzieren. Die hohen Er-
werbsnebenkosten erhöhen die Gesamt-
kosten beim Immobilienerwerb zusätzlich. 
Sie liegen für die Käuferinnen und Käu-
fer bei bis zu 11,5 % des Kaufpreises – je 

Abbildung 52  
Zusammensetzung des Eigenkapitals bei Ersterwerbern 2008 bis 2011 und 2012 bis 2017

© BBSR Bonn 2020

Anmerkung: Erwerber von Wohneigentum (ohne Erbe/ Schenkung, ohne Eigenkapital-Voll�nanzierer)

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Kantar im Auftrag des BMI/BBSR: Wohneigentumsbildung 
in Deutschland 2012-2017 
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nach Bundesland – für Grunderwerbsteu-
er, Notar, Grundbucheintrag und gegebe-
nenfalls Makler (vgl. Kap. 5.4 Erwerbsne-
benkosten bei Immobilientransaktionen). 
Dagegen wird der Aufbau des benötigten 
Eigenkapitals – insbesondere der eige-
nen Ersparnisse – für den Immobiliener-
werb aufgrund der anhaltenden Niedrig-
zinsphase seit mehr als zehn Jahren extrem 
erschwert. Dies trifft vor allem die jungen 
Haushalte, die gezielt für das spätere Wohn-
eigentum sparen wollen. Sie stehen beson-
ders vor der Herausforderung, den gestiege-
nen Eigenkapitalanteil aufzubringen.

Die Analyse der Eigenkapitalstrukturen 
macht deutlich, dass die eigenen Erspar-
nisse nur etwa 50 % des Eigenkapitals aus-
machen (zuvor 54 %, vgl. Abbildung 52). 
Nach Schenkungen und geerbtem Geld 

(15 %) sowie Guthaben aus Bausparver-
trägen (13 %) sind vor allem Verkäufe von 
Wertpapieren und Wertgegenständen als 
wichtiger Bestandteil des Eigenkapitals ge-
wachsen (9 %). Die Haushalte schichten ihre 
immer schlechter verzinsten Anlageformen 
hin zum Wohneigentum um. Zudem spielt 
der Verkauf von geerbten bzw. geschenkten 
Immobilien eine größere Rolle (6 %). 

Diese Entwicklung macht deutlich, dass das 
in Deutschland beliebte klassische Sparen 
für die Wohneigentumsbildung heute nicht 
mehr ausreicht. Vielmehr benötigen Eigen-
tumsbildner Unterstützung durch meist 
familiäre Schenkungen und Erbschaften. 
Zudem werden alle verfügbaren Reserven 
realisiert – letztlich auch, da Wohneigen-
tum häufig zusätzlich als attraktive Finanz-
anlage angesehen wird.

Schlüsseldokumente

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.), 2019: Faktencheck zur 
Wohneigentumsbildung. BBSR-Analysen KOMPAKT 09/2019. Bonn.

n Deutsche Bundesbank (Hrsg.), 2020b: Bankenstatistik März 2020, Statistisches Beiheft 1 zum 
Monatsbericht. Frankfurt am Main.

n Deutsche Bank Research 2020: Deutschland-Monitor – Baufinanzierung Q1/2020. Zugriff:  
https://www.dbresearch.de/PROD/RPS_DE-PROD/PROD0000000000504798/Deutschland- 
Monitor_Baufinanzierung_Q1_2020.PDF, abgerufen am 24.7.2020.
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Die Transaktion von Wohnimmobilien be-
inhaltet grundsätzlich zeitliche und finan-
zielle Aufwendungen für Käufer und Ver-
käufer einschließlich möglicher Risiken. 
Im Folgenden werden mit den Erwerbsne-
benkosten die monetär bezifferbaren und 
weitgehend standardisierten Prozesse beim 
Kauf bzw. Verkauf von Wohnimmobilien 
betrachtet. 

Erwerbsnebenkosten haben eine  
große Bandbreite

Die hier analysierten Transaktionskosten 
im engeren Sinne sind zum einen vom  
jeweiligen Objektpreis abhängig. Zum 
anderen gibt es regionale Unterschiede 

insbesondere bei der Höhe der Sätze der 
Grunderwerbsteuer und bei den – optio-
nalen – Maklergebühren.

Grunderwerbsteuer

Ein bedeutender Kostenfaktor ist die 
Grunderwerbsteuer. Ihre Zahlung ist Vor-
aussetzung für den rechtlichen Eigentums-
übergang mit der Eintragung in das Grund-
buch. Ausnahmen von der Besteuerung der 
Eigentumsübertragung können insbeson-
dere bei Schenkungen und Erbschaften von 
Immobilien im Rahmen der zulässigen Frei-
grenzen vorliegen. 

Seit 2006 legen die einzelnen Bundesländer 
die Höhe des Steuersatzes selbst fest. Die-
ser lag seit der Grunderwerbsteuerreform 
1983 bundeseinheitlich zunächst bei 2 %, 
seit 1997 bei 3,5 % des „Wertes der Gegen-
leistung“ (§ 8 Grunderwerbsteuergesetz). In 
der Regel ist das der Kaufpreis der Immo-
bilie. Seither haben 14 Bundesländer den 
Steuersatz teilweise mehrmals auf Werte 
zwischen 4,5 % und 6,5 % erhöht. In fünf 
Ländern liegt er aktuell bei 5 %, in weiteren 
fünf Ländern bei 6,5 %. Lediglich in Bayern 
und in Sachsen wurde der Steuersatz von 
bisher 3,5 % beibehalten.

Das Steueraufkommen aus der Grunder-
werbsteuer hat sich in den letzten Jahren 
aufgrund der steigenden Steuersätze und der 
gleichzeitig steigenden Immobilienpreise 
und Umsätze (vgl. Kap. 4 Immobilienpreise 
und Wohnungsmieten und Kap. 5.1 Trans-
aktionen bebauter und unbebauter Grund-
stücke) deutlich erhöht: nach 5,3 Mrd. € 
2010 und 9,3 Mrd. € im Jahr 2014 haben die 
Länder 2019 insgesamt 15,8 Mrd. € Grund-
erwerbsteuer eingenommen, ihr Anteil an 

5.4 Erwerbsnebenkosten bei Immobilientransaktionen
Beim Kauf oder Verkauf von Wohnimmobilien spielen die Erwerbsnebenkosten (Transak-
tionskosten) eine wichtige Rolle. Sie erhöhen die Gesamtkosten des Immobilienerwerbs 
deutlich und beeinflussen damit die Wohneigentumsbildung und die Flexibilität und  
Mobilität von Eigentümern.

Kurz gefasst

n Seit 2006 erhöhten die meisten Länder die Sätze der Grunderwerb-
steuer von vormals bundeseinheitlich 3,5 % auf mittlerweile über-
wiegend 5 bis 6,5 %.

n Die Kosten für Notarleistungen und das Grundbuch bewegen  
sich bei einer Standardkonstellation des Erwerbs – je nach Objekt-
kosten – zwischen 1,2 und 1,8 % des Kaufpreises.

n Die fakultativen Maklerprovisionen können je nach Region zwi-
schen 5 und 6 % des Objektpreises betragen, sind grundsätzlich 
aber verhandelbar. 

n Die gesetzliche Neuregelung sieht ab Ende 2020 eine für den Käufer 
maximal hälftige Übernahme der Vermittlungsgebühren von Mak-
lern vor.

n Modellrechnungen ergeben Erwerbsnebenkosten bei Eigentums-
übertragungen in einer Spanne zwischen knapp 5 % und 15 %, für 
Käufer nach Neuregelung der Verteilung der Maklerkosten ab Ende 
2020 zwischen knapp 5 % und 11,5 % der Objektkosten.
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allen Ländersteuern übersteigt damit mitt-
lerweile 60 % (BMF 2020, 21).

Notarielle Leistungen

Der Notar hat eine zentrale Rolle bei der Er-
stellung des Kaufvertrags, der Übertragung 
des Eigentums und der Zahlungsabwick-
lung; seine Einbeziehung ist obligatorisch. 
Die Notarkosten sind im Gesetz über die 
Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit festgeschrieben (Kosten-
ordnung, zuletzt geändert im Jahr 2013) 
und nicht verhandelbar. Sie bewegen sich 
bei einem standardmäßigen Erwerbsvor-
gang zwischen ca. 0,8 % und 1,2 % des Ob-
jektpreises einschließlich Mehrwertsteuer 
(angenommene Fallkonstellation: Objekt-
preise zwischen 100.000 und 500.000 €; 
Neueintragung einer Grundschuld; Finan-
zierung mit 60 % Darlehensanteil). Die 
Kostenordnung hat eine degressive Kom-
ponente, so dass die Rate für teure Objek-
te leicht sinkt.

Grundbuch

Im Grundbuch, einem bei den Amtsgerich-
ten geführten Register, sind die Informa-
tionen über die Eigentumsverhältnisse eines 
Grundstücks inklusive möglicher Lasten 
verzeichnet. Transaktionskosten entstehen 
hier für die Auflassungsvormerkung, das 
Neueintragen oder Umschreiben der Eigen-
tumsverhältnisse sowie möglicher Grund-
pfandrechte (Grundschuldbestellung) bzw. 
die Löschung oder Abtretung bereits be-
stehender Belastungen. Die für diese Vor-
gänge fälligen Kosten sind ebenfalls in der 
Kostenordnung festgelegt und betragen je 
nach Objektkosten zwischen ca. 0,4 und 
0,6 % des Kaufpreises. 

Dienstleistungen von Maklern

Die Kosten für die Vermittlung durch Mak-
ler nehmen im Rahmen der Nebenerwerbs-
kosten eine besondere Stellung ein, da ihre 
Inanspruchnahme durch Verkäufer oder 
Käufer optional ist. Außerdem können die 

potenziellen Kosten für die Maklercourta-
ge ähnlich hoch sein wie die für die Grund-
erwerbsteuer. Belastbare empirische Zahlen 
zu der tatsächlichen Nutzung von Makler-
leistungen und damit auch den anfallen-
den Kosten sind allerdings nicht verfügbar, 
ebenso wie eine entsprechende Differen-
zierung nach unterschiedlichen regionalen 
Wohnungsmarktbedingungen.

Schätzungen gehen davon aus, dass bei 
knapp der Hälfte aller Eigentumsübergän-
ge von selbstgenutzten Immobilien Mak-
ler beteiligt sind (Hagemann 2006, 12; IVD 
2019). Die gesetzlich nicht reglementierte 
Höhe der Maklerprovision orientiert sich 
häufig an durch die Maklerverbände formu-
lierten Empfehlungen („Marktüblichkei-
ten“ oder „Usancen“). Diese unterscheiden 
sich regio nal und sind, wie eine empirische 
Studie ergeben hat, durchaus verhandel-
bar (Hagemann 2006). Hierbei wird eine 
Höchstgrenze von bis zu 6 % des Kaufprei-
ses (zuzüglich Mehrwertsteuer) vorgeschla-
gen. Regionale Unterschiede bestanden bis 
dato auch darin, welche Seite (Käufer und/
oder Verkäufer) die Courtage bezahlt. 

Nachdem bei Vermietungen das „Besteller-
prinzip“ bei den Provisionsregelungen für 
Makler im Zuge des Mietrechtsnovellie-
rungsgesetzes 2015 eingeführt wurde, ist im 
Sommer 2020 eine Neuregelung der „Ver-
teilung der Maklerkosten bei der Vermitt-
lung von Kaufverträgen über Wohnungen 
und Einfamilienhäuser“ beschlossen wor-
den, die Ende 2020 in Kraft getreten ist. Die-
se hat – in verkürzter Form – zur Folge, dass 
eine Maklerprovision von privaten Käu-
fern nur noch maximal zur Hälfte bezahlt 
werden muss (vgl. Deutscher Bundestag 
2019b). Im Vergleich zum Status quo würde 
dies unter sonst gleichen Bedingungen die 
Maklerkosten in Berlin, Brandenburg, Bre-
men, Hamburg, Hessen und in Teilen von 
Niedersachsen zugunsten der Käufer sen-
ken. Dort sind die Provisionen in der Pra-
xis entsprechend der von den Maklerver-
bänden kommunizierten Handelsbräuchen 
(„regio nale Usancen“) bisher häufig alleine 
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von den Käufern bezahlt worden. Gleich-
zeitig ist zu vermuten, dass als Reaktion – 
insbesondere der Verkäufer seite – sich der 
Grad der Inanspruchnahme von Makler-
dienstleistungen oder ggf. auch die Höhe 
der grundsätzlich verhandelbaren Provi-
sionen ändern wird. Um hierzu in Zukunft 
Aus sagen treffen zu können, sind empiri-
sche Daten erforderlich.

Hohe Erwerbsnebenkosten erschweren 
Immobilienkauf

Je nach Konstellation können beim Eigen-
tumserwerb die Transaktionskosten einen 
recht hohen Anteil an den Gesamtkosten 
annehmen. Ein bedeutender Faktor für die 

große Bandbreite der Nebenkosten sind 
die optionalen Kosten für Maklerleistun-
gen. Die Käuferseite wird durch die Ge-
setzesänderungen ab Ende 2020 in einigen 
Regionen potenziell entlastet. Mittlerwei-
le ist insbesondere die veränderte Grund-
erwerbsteuer in den meisten Ländern für 
eine deutliche Erhöhung der Nebenkosten 
verantwortlich. Bei den Transaktionskos-
ten muss grundsätzlich beachtet werden, 
dass sie nicht nur die Käufer direkt, son-
dern indirekt auch die Verkäufer belasten, 
da in der Regel durch Überwälzungseffekte 
der potenzielle Verkaufspreis bei steigenden 
Nebenkosten sinkt. Wie stark diese Über-
wälzungseffekte bzw. Preiselastizitäten je-
weils ausfallen, hängt mutmaßlich vom An-
spannungsgrad des Wohnungsmarktes ab. 

Abbildung 53 
Beispielrechnung für die Bandbreite von Transaktionskosten nach Neuregelung der Maklerkosten 2020

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Recherche BBSR © BBSR Bonn 2020
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Empirische Daten liegen hierzu nicht vor. 
Hohe Transaktionskosten, die bei einem 
Verkauf der Immobilie nicht wieder er-
wirtschaftet werden können, erschweren die 
Eigentumsbildung und sorgen für eine ge-
ringere Bereitschaft zum Wiederverkauf. 

Aufgrund der in vielen Regionen deut-
lich steigenden Immobilienpreise der 
letzten Jahre belasten die weitgehend 
proportional mitsteigenden Erwerbsneben-
kosten – trotz aktuell sehr günstiger Zin-
sen bei den Finanzierungen – vor allem das 
Eigenkapital der Käufer und können so 
die Finanzierung erschweren (vgl. Kap. 5.3 
Immobilienfinanzierung).
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steuerarten-2010-2017.pdf, abgerufen am 1.7.2020.

n BBSR-Recherche der Grunderwerbsteuersätze der Länder

Transaktionskosten konkret: Beispielrechnung 

Um die anfallenden Kosten bei einer Immobilientransaktion zu veranschau-

lichen und unterschiedliche Konstellationen darzustellen, wird beispielhaft 

für ein Objekt mit einem Kaufpreis von 300.000 € in verschiedenen Varian-

ten gerechnet (vgl. Abbildung 53). Diese Varianten repräsentieren zum ei-

nen die nach Bundesländern unterschiedlichen Grunderwerbsteuersätze, 

zum anderen die potenziell unterschiedlichen Preise für Vermittlungsleis-

tungen von Maklern. Zu den tatsächlich bezahlten Maklerprovisionen lie-

gen keine verlässlichen Daten vor; die Darstellung bezieht sich daher auf 

eine mögliche, erwartete Bandbreite. Bei den Maklerkosten werden sowohl 

die potenziellen Kosten für die Käufer- als auch die Kosten der Verkäufer- 

seite dargestellt. Inwieweit die Neuregelung der Aufteilung mit einer ver-

pflichtenden hälftigen Einbeziehung der Verkäufer Einfluss auf die Fest-

legung des Objektpreises hat, lässt sich nicht beziffern. Sie dürfte je nach 

Marktlage aber unterschiedlich ausgeprägt sein. 
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Soziale Sicherung des Wohnens6
6.1 Wohngeld und Kosten der Unterkunft
Viele Haushalte im Niedrigeinkommensbereich haben vor allem auf angespannten Wohnungs-
märkten Schwierigkeiten, ihre Wohnkosten zu zahlen. Die Mietbelastung von Haushalten mit 
geringem Einkommen (unter 1.300 € Nettoeinkommen) lag nach EU-SILC 2017 mit 46 % weit 
über dem Bundesdurchschnitt von 29 %. Zur sozialen Sicherung des Wohnens werden Haushal-
te mit niedrigem Einkommen durch das Wohngeld und die Übernahme der Kosten der Unter-
kunft (KdU) im Rahmen der Grundsicherung dabei unterstützt, ihre Wohnkosten zu finanzieren.

Kurz gefasst

n 10 % bzw. 4,1 Mio. aller Privathaushalte wurden 2018 durch Wohn-
geld und KdU im Rahmen der Grundsicherung mit 18 Mrd. € bei den 
Wohnkosten unterstützt.

n Der Anteil der Empfänger staatlicher Leistungen zur sozialen Siche-
rung des Wohnens an der Gesamtbevölkerung ist in strukturschwa-
chen Regionen und zahlreichen Ballungszentren überdurchschnittlich 
hoch. 

n Ein Großteil der Leistungsempfänger lebt in älteren Mehr- 
familienhäusern.

n Staatliche Leistungen zur sozialen Sicherung des Wohnens entlasten 
vor allem Singlehaushalte und Familien mit Kindern.

n Die Wohngeldreform 2020 stärkt die Wirkung und Reichweite des 
Wohngeldes; weitere Verbesserungen und Anpassungen sind geplant.

Erwerbstätigkeit oberhalb des Grundsi-
cherungsniveaus. Die Übernahme der Kos-
ten der Unterkunft erfolgt im Rahmen der 
Grundsicherung nach dem SGB II und dem 
SGB XII. Das Wohngeld beschränkt sich auf 
kein abgegrenztes Wohnungsmarktseg-
ment. Auch bei der Übernahme der Kosten 
der Unterkunft wird durch die Festlegung 
der Angemessenheitsgrenzen die Wohn-
raumversorgung für weite Teile des Woh-
nungsmarktes gewährleistet, um die sozia-
le Vielfalt in Quartieren zu fördern.

Im Jahr 2018 entlastete die öffentliche Hand 
durch Wohngeld und KdU rund 4,1 Mio. 
Privathaushalte mit 18 Mrd. € bei den 
Wohnkosten. Davon erhielten 3,6 Mio. 
Haushalte Leistungen für Unterkunft und 
Heizung (hiervon 2,8 Mio. Bedarfsgemein-
schaften nach dem SGB II und 0,8 Mio. 
Haushalte nach dem SGB XII) und mehr als 
400.000 Haushalte Wohngeld. Damit profi-
tierten 10 % aller Privathaushalte von einer 
vollständigen oder teilweisen Entlastung bei 
den Wohnkosten. 

Hoher Empfängeranteil in Ballungs-
zentren und strukturschwachen 
Regionen

Ein Blick auf die regionale Verteilung zeigt, 
dass viele strukturschwache Regionen 

Ein Zehntel der Haushalte erhält 
Wohngeld oder Leistungen für 
Unterkunft und Heizung

Die zentralen staatlichen Instrumente zur 
sozialen Sicherung des Wohnens sind das 
Wohngeld und die Übernahme der Kos-
ten der Unterkunft. Das Wohngeld ist ein 
Wohnkostenzuschuss für Haushalte mit 
geringem Einkommen aus Rente oder 
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Westdeutschlands und weite Teile Ost-
deutschlands einen hohen Anteil an Emp-
fängern von sozialen Sicherungsleistungen 
des Wohnens von über 15 % der Gesamtbe-
völkerung des jeweiligen Kreises oder der 
kreisfreien Stadt aufweisen (vgl. Karte 15). 
In den wirtschaftlich dynamischen Regio-
nen Süddeutschlands ist der Leistungsemp-
fängeranteil von zum Teil unter 5 % ver-
gleichsweise gering.

Beim Wohngeld besteht zwischen der Leis-
tungshöhe und dem regionalen Mietenni-
veau ein deutlicher Zusammenhang. So er-
hielt 2018 beispielsweise ein alleinlebender 
Rentner, der nicht in einem Heim unter-
gebracht ist, in Heidelberg einen Mietzu-
schuss von durchschnittlich rund 135 € mo-
natlich, im Landkreis Starnberg 158 €. In 
diesen Regionen zahlten Wohngeldhaus-
halte auch hohe Mieten von etwa 9 € je m² 
bruttokalt. Dagegen erhielt ein Rentner 
oder eine Rentnerin in günstigeren Woh-
nungsmarktregionen wie im rheinland-
pfälzischen Zweibrücken im Durchschnitt 
47 € Mietzuschuss pro Monat, im thüringi-
schen Eisenach 50 €. Dort lagen die Brutto-
kaltmieten der Haushalte mit Mietzuschuss 
bei durchschnittlich rund 6 € je m². Insge-
samt deckte das Wohngeld 2018 bundesweit 
32,9 % der Wohnkosten von Hauptmieter-
haushalten mit Wohngeldbezug.

Die Unterkunftskosten der Bedarfsgemein-
schaften im Rahmen des SGB II werden in 
voller Höhe übernommen, sofern sie an-
gemessen entsprechend der kommunalen 
Vorgaben sind. Im Jahr 2018 lag die durch-
schnittliche anerkannte bruttokalte Mie-
te von Singlehaushalten in Heidelberg bei 
363 €; im Kreis Starnberg bei 464 €. Auf ent-
spannteren Wohnungsmärkten waren die 
durchschnittlichen anerkannten KdU für 
zur Miete wohnende Einpersonenhaushalte 
niedriger. So wurde Einpersonenhaushalten 
mit KdU-Leistungsbezug in Zweibrücken 
durchschnittlich eine Bruttokaltmiete von 
287 € und in Eisenach von 289 € anerkannt. 
Die Angaben beziehen sich auf den Durch-
schnitt der anerkannten Bruttokaltmieten 

Karte 15 
Soziale Sicherung des Wohnens 2018
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Anmerkung:
Wohngeld: wohngeldberechtigte Personen in Privathaushalten.
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II): Personen in Bedarfsgemeinschaften 
mit laufenden Kosten der Unterkunft.
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII): Empfänger/-innen 
mit Aufwendungen für Unterkunft und Heizung außerhalb von Einrichtungen.
Hilfe zum Lebensunterhalt (SGB XII): Empfänger/-innen mit Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung außerhalb von Einrichtungen.
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aller Haushalte. Davon zu unterscheiden 
sind die von den Kommunen festgelegten 
Mietobergrenzen.

Singlehaushalte und Familien 
profitieren von staatlicher 
Wohnkostenunterstützung

Rund 55 % der 520.000 Wohngeldhaushal-
te waren 2018 Einpersonenhaushalte, und 
wiederum 80 % dieser Singlehaushalte sind 
Rentnerinnen und Rentner. Ein Singlehaus-
halt erhielt 2018 im Durchschnitt eine mo-
natliche Wohngeldleistung in Höhe von 
104 €. Damit ist rund ein Drittel der durch-
schnittlichen monatlichen Wohnkosten von 
356 € abgedeckt. Aber auch Familien mit 
Kindern profitieren vom Wohngeld. 209.000 
Haushalte – 40 % aller Haushalte mit Wohn-
geldbezug – waren 2018 Haushalte mit 

Kindern unter 18 Jahren. Im Jahr 2018 er-
hielt eine vierköpfige Familie mit zwei Kin-
dern im Monat eine Wohngeldleistung von 
durchschnittlich 169 €. Durch den Zuschuss 
werden rund 39 % der durchschnittlichen 
Wohnkosten von 431 € gedeckt.

Auch bei den KdU-Empfängern im Rahmen 
der Grundsicherung nach dem SGB II stell-
ten 1,5 Mio. Single-Bedarfsgemeinschaften 
mit 54 % den größten Anteil. Im Durch-
schnitt wurde eine Einpersonenbedarfs-
gemeinschaft monatlich mit anerkannten 
bruttokalten Wohnkosten von 351 € unter-
stützt. Auch eine Million Familien mit Kin-
dern, das entspricht rund einem Drittel al-
ler Bedarfsgemeinschaften, werden durch 
die KdU unterstützt. Eine Partnerbedarfs-
gemeinschaft mit Kindern erhielt 2018 mo-
natlich im Durchschnitt anerkannte brutto-
kalte Wohnkosten von 635 €.

Abbildung 54 
Verteilung von Haushalten mit Bezug von staatlichen Leistungen nach Gebäudegröße und Kreistypen 2018

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

© BBSR Bonn 2020
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistische Ämter des Bundes und der Länder: 
Mikrozensus 2018 – Zusatzprogramm Wohnen
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Leistungsempfänger leben vorwiegend 
in älteren Mehrfamilienhäusern 

Nach dem Mikrozensus 2018 leben Emp-
fänger staatlicher Leistungen zur sozialen 
Sicherung des Wohnens vorwiegend in äl-
teren Wohnungsbeständen. Rund 77 % der 
Leistungsempfänger bewohnen Bestän-
de, die vor 1979 errichtet wurden. Von al-
len Haushalten ohne Transferleistungsbe-
zug sind es hingegen nur zwei Drittel, die 
in Gebäuden dieses Baualters leben.

Rund 92 % der Haushalte mit Leistungsbe-
zug leben in Mehrfamilienhäusern, nur 8 % 
in Einfamilienhäusern. Bei den Haushalten 
ohne Leistungsbezug sind es rund 60 %, die 
in Mehrfamilienhäusern leben. Leistungs-
empfänger bewohnen tendenziell Gebäu-
de mit einer größeren Wohnungsanzahl. 
So leben 89 % in Gebäuden mit drei oder 
mehr Wohneinheiten und 38 % in Gebäu-
den mit zehn oder mehr Wohnungen. Von 
den Haushalten ohne wohnkostenbezogene 
Sozialleistungen leben 52 % in Gebäuden 
mit drei oder mehr Wohnungen, 8 % in Be-
ständen mit zehn oder mehr Wohnungen. 

Die siedlungsstrukturelle Lage hat dabei 
einen entscheidenden Einfluss. In kreisfrei-
en Großstädten leben Haushalte, die staat-
liche Leistungen für das Wohnen beziehen, 
vor allem in Gebäuden mit großer Woh-
nungsanzahl. Rund 58 % aller Leistungs-
empfänger in großen kreisfreien Großstäd-
ten leben in Gebäuden mit zehn oder mehr 
Wohnungen (vgl. Abbildung 54). Nur 2 % 
der Empfänger von Leistungen staatlicher 
Wohnkosten in großen kreisfreien Groß-
städten bewohnen Gebäude mit ein oder 
zwei Wohnungen. Hingegen leben 20 % der 
Leistungsempfänger in ländlichen Kreisen 
in Ein- und Zweifamilienhäusern. Der An-
teil der Empfänger in Gebäuden mit zehn 
oder mehr Wohnungen ist hier mit knapp 
einem Drittel wesentlich geringer als in 
Städten.

Karte 16 
Wohngeld-Mietenstufen ab 2020
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Die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einer Mietenstufe richtet sich nach 
dem Mietenniveau von Wohnraum der Hauptmieter und Hauptmieterinnen 
sowie der gleichzustellenden zur mietähnlichen Nutzung berechtigten 
Personen, für den Mietzuschuss geleistet wird (§ 12 Abs. 3 WoGG).
Das Mietenniveau ist die durchschnittliche prozentuale Abweichung der 
Quadratmetermieten von Wohnraum in Gemeinden vom Durchschnitt 
der Quadratmetermieten des Wohnraums im Bundesgebiet. 
Das Mietenniveau wird festgestellt für Gemeinden mit einer Einwohnerzahl
–  von 10.000 und mehr gesondert 
–  von weniger als 10.000 und gemeindefreie Gebiete nach Kreisen
    zusammengefasst.
Für Gemeinden, die auf Inseln ohne Festlandanschluss liegen, wird ein 
gemeinsames Mietenniveau festgestellt. Sie erhalten eine eigene 
gemeinsame Mietenstufenzuordnung.

Datenbasis: Statistisches Bundesamt – Wohngeldstatistik.
Zu Grunde liegen Daten der Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 2016 
und 31. Dezember 2017 einschließlich der bis zum 31. März 2018 
erfolgten rückwirkenden Bewilligungen. 

Geometrische Grundlage:  Kreise, Gemeinden (generalisiert),
31.12.2017 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: E. Degener, N. Oettgen
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Reform 2020 stärkt Wohngeld  
in Wirkung und Reichweite

Das Wohngeld wurde in seiner Reichweite 
und Wirkung mit der Reform zum 1. Janu-
ar 2020 gestärkt. Prognosen aus dem BBSR-
Forschungsprojekt „Mikrosimula tion und 
Vorschläge zur Leistungsverbesserung des 
Wohngelds“ ergeben für das Jahr 2020 rund 
660.000 Wohngeldhaushalte, die von der 
Wohngeldstärkung und einem Leistungs-
volumen von 1,2 Mrd. € profitieren. Unter 
anderem wurde mit der Reform eine zusätz-
liche siebte Mietenstufe bei der Staffelung 
des regionalen Mietenniveaus zur Entlas-
tung von Empfängern auf stark angespann-
ten Wohnungsmärkten eingeführt (vgl. 
Karte 16). Nach der Reform 2016 war die 
Anzahl der Wohngeldempfängerhaushalte 

von rund 630.000 auf rund 504.000 Ende 
2019 gesunken (vgl. Abbildung 55). Dies 
entsprach der Entwicklung vorangegange-
ner Wohngeldreformen, wonach die An-
zahl der Wohngeldhaushalte stets rasch 
abgesunken war. Die Gründe dafür liegen 
nicht zwangsläufig in einer Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation der Haushal-
te, sondern vielmehr darin, dass die aktu-
ellen Entwicklungen der Mieten, Lebens-
haltungskosten und Einkommen seit dem 
Inkrafttreten der letzten Reform nicht be-
rücksichtigt werden. Dadurch sinkt die 
Leistungsfähigkeit des Wohngeldes mit zu-
nehmendem Abstand zur Reform. Mit der 
ab 2020 eingeführten Dynamisierung wird 
das Wohngeld durch zweijährliche Anpas-
sung in seiner Konsistenz und Leistungs-
fähigkeit gestärkt.

0
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Reform

© BBSR Bonn 2020

Reform

ohne
Reform

Reform

Jahr

Anzahl Empfänger-
haushalte

Anmerkung: *IW Köln im Auftrag des BBSR und BMI - modellrechnungsbasierte Schätzungen 2020
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Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistisches Bundesamt: Wohngeldstatistik 2007 bis 2019

Abbildung 55 
Wohngeld-Empfängerhaushalte 2007 bis 2020
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Weitere Stärkungen des Wohngeldes 
geplant

Nach der Wohngeldreform 2020 hat die 
Bundesregierung bereits weitere Änderun-
gen beim Wohngeld im Kontext der CO2-
Bepreisung und der Grundrente geplant: 
Das Konzept für die Grundrente sieht einen 
Freibetrag beim Wohngeld vor. Dieser soll 
verhindern, dass die Verbesserungen bei der 
Rente eine Kürzung des Wohngelds zur Fol-
ge hätten. Mit dem Einstieg in die CO2-Be-
preisung ab 2021 soll das Ausgabevolumen 
des Wohngeldes außerdem um 10 % erhöht 
werden, um Wohngeldhaushalte mit einer 

CO2-Komponente gezielt bei den Heizkos-
ten zu entlasten und soziale Härten durch 
die CO2-Bepreisung zu vermeiden.

Auch die jüngst durch die Corona-Krise 
ausgelösten Einkommenseinbußen zahl-
reicher Haushalte werden zu erhöhten 
Wohngeldansprüchen bei bestehenden 
Empfängern und auch zu neuen Leistungs-
berechtigten führen. Die aktuelle Heraus-
forderung besteht darin, die Auswirkungen 
dieser Entwicklung abzuschätzen sowie ggf. 
entsprechende Anpassungsmaßnahmen zu 
erarbeiten, um die Reichweite und Wirkung 
des Wohngelds zu sichern.

Schlüsseldokumente

n BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.), 2020: Wohngeldreform 
2020 bewirkt dauerhafte Stärkung des Wohngeldes. BBSR-Analysen KOMPAKT 07/2020. Bonn.

n Deutscher Bundestag (Hrsg.), 2019a: Wohngeld- und Mietenbericht 2018. Drucksache 
19/11750. Berlin. Zugriff: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/117/1911750.pdf,  
abgerufen am 15.7.2020.

Datengrundlage

n Statistisches Bundesamt: Wohngeldstatistik
n Bundesagentur für Arbeit: Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach SGB II
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6.2 Soziale Wohnraumförderung
Um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, sind die Wohnraumförderung der Länder bzw. der 
soziale Wohnungsbau von großer Bedeutung. Der Bund hat die Wohnraumförderung in den 
vergangenen Jahren angesichts der hohen Bedarfe und der zurückgegangenen Anzahl an Woh-
nungen mit Mietpreis- und Belegungsbindungen massiv gestärkt. Mit dem Engagement ist die 
Erwartung verbunden, dass die Mittel insbesondere dem Bau von Mietwohnungen mit mög-
lichst langfristigen Bindungen zugutekommen.

Kurz gefasst

n Nach der Grundgesetzänderung 2019 beteiligt sich der Bund 
ab 2020 mit 1 Mrd. € pro Jahr an der Finanzierung des sozialen 
Wohnungsbaus.

n Die Modernisierung und der Neubau von Mietwohnungen sind 2018 
mit einem Anteil von 77 % der Förderfälle an der gesamten 
sozialen Wohnraumförderung das größte Fördersegment.

n Besonders in Städten mit hoher Wohnungsnachfrage ist die Bereitstel-
lung von Flächen über Konzeptvergaben und Baulandmodelle für den 
sozialen Wohnungsbau dringend erforderlich.

n Die regionale Differenzierung der Miethöchstbeträge ermöglicht wirt-
schaftliche und zielgruppengerechte Umsetzbarkeit von  
Projekten der sozialen Wohnraumförderung in unterschiedlichen 
Marktlagen.

Grundgesetzänderung sichert die 
Bundesbeteiligung an der sozialen 
Wohnraumförderung ab 2020

Die Änderung des Grundgesetzes im Jahr 
2019 schuf die Voraussetzungen für die Be-
teiligung des Bundes an der Finanzierung 
des sozialen Wohnungsbaus ab 2020, nach-
dem die Entflechtungsmittel im Rahmen 
der Föderalismusreform Ende 2019 ausge-
laufen sind. In den Jahren 2007 bis 2015 gin-
gen von Bundesseite Entflechtungsmittel in 
Höhe von jährlich 518,2 Mio. € an die Län-
der. Im Folgejahr 2016 verstärkte der Bund 
dieses Engagement für die Wohnraumför-
derung der Länder deutlich durch eine Auf-
stockung um weitere 500 Mio. € und für die 
Jahre 2017 bis 2019 auf insgesamt jährlich 
1,5182 Mrd. € (vgl. Tabelle 11). Im Bun-
deshaushalt 2020 wurden für den sozialen 
Wohnungsbau Finanzhilfen in Höhe von  
1 Mrd. € eingestellt. Für die Jahre 2021 bis 
2024 sind ebenfalls jeweils 1 Mrd. € pro Jahr 
geplant. Die Fördermittel sind von den Län-
dern jeweils mit einem Anteil von mindes-
tens 30 % zu komplementieren. 

Steigende Bedeutung geförderter 
Mietwohnungen

Die Modernisierung und der Neubau von 
Mietwohnungen bilden das größte Segment 
der sozialen Wohnraumförderung. Die Be-
deutung dieser Förderbereiche ist bis heute 
stetig angestiegen. Mit 27.000 Wohneinhei-
ten stellten die Förderung von Neubau und 
Modernisierung von Mietwohnungen 65 % 
aller Förderfälle im Jahr 2012 dar. Bis 2018 
stieg der Anteil auf 77 % bzw. rund 45.000 

Zeitraum Art der Mittelbereitstellung Bundesmittel pro Jahr

2007 bis 2015 Entflechtungsmittel 0,5182 Mrd. €

2016 Entflechtungsmittel, aufgestockt durch 
den Bund 1,0182 Mrd. €

2017 bis 2019 Entflechtungsmittel, zusätzlich aufge-
stockt durch den Bund 1,5182 Mrd. €

2020 Bundesfinanzhilfen für den sozialen 
Wohnungsbau an die Länder 1,0000 Mrd. €

2021 bis 2024 Geplante Bundesfinanzhilfen für den 
sozialen Wohnungsbau an die Länder 1,0000 Mrd. €

Tabelle 11 
Kompensationszahlungen 2007 bis 2019 und Finanzhilfen des Bundes für den sozialen 
Wohnungsbau ab 2020

Quellen:  Entflechtungsgesetz (EntflechtG) (bis 31.12.2019); Verwaltungsvereinbarung über den sozialen  
Wohnungsbau im Programmjahr 2020
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Wohneinheiten an (vgl. Abbildung 56). Eine 
vergleichsweise geringe Bedeutung hat der 
Ankauf von Belegungsbindungen im Miet-
wohnungssegment. Die Anzahl dieser Woh-
nungen stieg von 89 Wohnungen im Jahr 
2012 auf 1.426 im Berichtsjahr 2018. Der 
Anteil an allen Fördermaßnahmen des je-
weiligen Berichtsjahres lag dabei konstant 
zwischen 1 und 2 %.

Die Anzahl der Wohnungen in den För-
derbereichen im Wohneigentum ist seit 
2012 von rund 14.000 auf ungefähr 12.000 

Abbildung 56 
Anzahl der geförderten Wohnungen nach Hauptförderbereichen 2012 bis 2018
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Wohnungen im Jahr 2018 nur leicht zu-
rückgegangen. Der Anteil an allen ge-
förderten Wohneinheiten sank hingegen 
deutlich von 35 % im Jahr 2012 auf 21 % 
im Jahr 2018. Insbesondere für die Ver-
sorgung von Haushalten mit vielen Kin-
dern ist dieses Fördersegment jedoch sehr 
wichtig. Die Verschiebung der Verhältnis-
se zugunsten der Maßnahmen im Miet-
wohnungssegment verdeutlicht die steigen-
de Bedeutung der Sozialmietwohnungen. 
Die zunächst nur verhaltene Zunahme der 
geförderten Neubaumietwohnungen ist vor 
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allem durch mangelnde Baulandverfügbar-
keit, die erforderlichen Planungsvorläufe bei 
den Kommunen und begrenzte Kapazitäten 
bei den wesentlichen Investoren, insbeson-
dere den kommunalen Wohnungsunter-
nehmen, begründet. Mit voranschreiten-
der Umsetzung entsprechender Planungen 
und Projekte werden aber auch die Förder-
ergebnisse bei den Sozialmietwohnungen 
voraussichtlich deutlicher ansteigen.

Umsetzung und Ausgestaltung 
der Förderung sind abhängig von 
Marktlage und Flächenbereitstellung

Für Städte mit großem Wohnraumbedarf 
und hohem Mietpreisniveau sind geför-
derte Mietwohnungen unverzichtbar, um 
Haushalte mit niedrigem Einkommen und 
Marktzugangsschwierigkeiten angemes-
sen zu versorgen. Durch die Neubau- und 
die Bestandsförderung wird auch in den 

stärker gefragten Lagen der Städte ein Zu-
gang zu bezahlbarem Wohnraum geleistet. 
Die Maßnahmen tragen damit auch zur so-
zialen Stabilität in den Quartieren bei. In der 
kommunalen Praxis sind daher Regelungen 
zur Sicherstellung eines bestimmten Anteils 
geförderter Wohnungen bei Schaffung eines 
neuen Baurechts über entsprechende Verga-
berichtlinien für kommunale Grundstücke, 
über Konzeptvergaben und über koopera-
tive Baulandmodelle auf privaten Flächen 
mittlerweile weit verbreitet. Je nach Markt-
lage und Bedarf können die Höchstmieten 
im geförderten Wohnungsbau differen-
ziert werden. Die Fördermodelle werden 
in den Ländern am Unterstützungsbedarf 
spezifischer Zielgruppen und Haushalte 
ausgerichtet. Durch die Regionalisierung 
der Höchstmieten können die verschiede-
nen Bauherren im sozialen Wohnungsbau 
bei unterschiedlichen regio nalen Markt-
bedingungen ihre Projekte wirtschaftlich 
umsetzen.

Schlüsseldokument

n Deutscher Bundestag (Hrsg.), 2020: Bericht der Bundesregierung über die Verwendung  
der Kompensationsmittel für den Bereich der sozialen Wohnraumförderung 2019. Zugriff:  
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/199/1919960.pdf, abgerufen am 14.7.2020.

Datengrundlagen
n Bericht der Fachkommission Wohnungsbauförderung über die Verwendung der Entflechtungs-

mittel 2012–2018; Anlage 1 „Bremer Tabellen“.
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Methodische Hintergründe7
7.1 Daten- und Informationsgrundlagen
Für die querschnittsorientierte regionale Wohnungs- und Immobilienmarktbeobachtung 
nutzt das BBSR einen umfangreichen Bestand an amtlichen und nicht amtlichen Daten und 
berechnet daraus aussagekräftige Indikatoren. Die Nutzung zahlreicher Quellen ist notwen-
dig, um die verschiedenen Ausprägungen der Märkte qualifiziert bewerten zu können und 
Nachteile einzelner Grundlagen auszugleichen. In diesem Kapitel werden die wesentlichen 
Datengrundlagen der Wohnungs- und Immobilienmarktbeobachtung des BBSR vorgestellt.

Amtliche Statistik

Das BBSR verfügt über umfängliche flä-
chendeckende und zeitreihenfähige amtli-
che Daten der Statistischen Ämter der Län-
der und des Statistischen Bundesamtes. Sie 
werden in der Regel jährlich vor allem für 
die Ebenen der Kreise und Gemeinden auf-
bereitet. Die Daten ermöglichen Analysen 
mit Standardindikatoren der Wohnungs-
marktbeobachtung, etwa zur Bautätigkeit, 
zu Baugenehmigungen und Wohnungsbe-
ständen, ebenso zu demografischen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen. Die 
jährliche Aktualisierung der Zeitreihen auf 
die jeweils aktuellsten Gebietsstände durch 
die Laufende Raumbeobachtung des BBSR 
ermöglicht es dabei, neben Strukturen auch 
Entwicklungen seit Beginn der 1990er-Jah-
re darzustellen. Das erfolgt auch mit Daten 
der Bundesagentur für Arbeit wie beispiels-
weise sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten oder Pendlern.

Mit dem Zensus 2011 wurden erstmals seit 
den 1980er-Jahren flächendeckend zum 
Stichtag 9. Mai 2011 Basisdaten zur Bevöl-
kerung, zur Erwerbstätigkeit und zur Wohn-
situation erhoben. Die Bevölkerungsdaten 
wurden mithilfe eines registergestützten 
Verfahrens erfasst. Haushaltsbefragungen 
lieferten Informationen zu Haushaltsstruk-
turen. Da es für Gebäude und Wohnungen 

in Deutschland bisher keine flächendecken-
den Registerdaten gibt, bietet die Gebäu-
de- und Wohnungszählung des Zensus als 
Vollerhebung bei allen Wohnungseigentü-
mern differenzierte Informationen zu Ge-
bäude- und Wohnungsstrukturen. Die für 
das Jahr 2021 anvisierte Zensuserhebung 
2021 wird aufgrund der Corona-Pandemie 
auf das Jahr 2022 verschoben.

Die amtliche Statistik bietet außerdem Er-
gebnisse aus Haushaltsbefragungen mit Be-
zügen zur Wohnsituation und zu Lebens-
bedingungen. Dazu gehören das alle vier 
Jahre erscheinende Zusatzprogramm Woh-
nen des Mikrozensus (MZ) sowie die alle 
fünf Jahre erhobene Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS). Auf europäischer 
Ebene erfolgt jährlich die Erhebung EU-
SILC (EU Statistics on Income and Living 
Conditions) mit Ergebnissen zu Einkom-
men und Lebensbedingungen. Mithilfe sta-
tistischer Hochrechnungen lassen sich spe-
zielle wohnungsmarktrelevante Merkmale 
zur Wohnsituation, zu Einkommen, Ausga-
ben und Vermögen der Haushalte auswer-
ten. Durch die Kombination verschiedener 
Merkmale ergeben sich wichtige Aussagen 
zur Situation der Haushalte in unterschied-
lichen Wohnungsmärkten.

Zur Preis- und Mietenbeobachtung wer-
den verschiedene Indizes des Statistischen 
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Bundesamtes in nicht regionalisierter Form 
verwendet, zum Beispiel der Verbraucher-
preisindex (VPI) und dessen wohnungsbe-
zogene Teilindizes zu Mieten und Wohn-
nebenkosten sowie der Häuserpreisindex 
(HPI) und der Preisindex für Bauland. Der 
Mietenindex und der Häuserpreis index 
werden mittlerweile vom Statistischen Bun-
desamt auch für die siedlungsstrukturellen 
Kreistypen berechnet.

Die Gutachterausschüsse für Grundstücks-
werte bieten wichtige qualifizierte Trans-
aktions- und Kaufpreisdaten zu bebauten 
und unbebauten Grundstücken. Die Daten 
stammen aus den notariellen Kaufverträ-
gen von Grundstücken, die von den Nota-
ren an die jeweiligen Gutachterausschüsse 
zur Auswertung und zur Erfassung in den 
Kaufpreissammlungen übermittelt werden 
(§ 195 BauGB). Das BBSR ist im Arbeits-
kreis der Gutachterausschüsse und Oberen 
Gutachterausschüsse der Bundesrepublik 
Deutschland (AK OGA) vertreten. Die-
ser Arbeitskreis organisiert und harmoni-
siert die Zusammenstellung flächendecken-
der und vergleichbarer Transaktions- und 
Immobilienpreisdaten, Indizes und weite-
rer für die Wertermittlung relevanter Da-
ten. Die Ergebnisse dieser auf einer Verwal-
tungsvereinbarung der Länder basierenden 
gemeinsamen Arbeit werden alle zwei Jahre 
im Immobilienmarktbericht Deutschland 
veröffentlicht, zuletzt im Dezember 2019 
(AK OGA 2019).

Bund, Länder und Kommunen fördern das 
Wohnen und die Wohneigentumsbildung 
auf verschiedenste Weise, insbesondere 
durch finanzielle Zuschüsse oder zinsverbil-
ligte Darlehen. Dabei werden die Förderan-
träge jeweils statistisch aufbereitet, um För-
derungsleistungen und -bedarfe abschätzen 
und bewerten zu können. Diese Statisti-
ken dienen dem Bund gleichzeitig als In-
formationsgrundlagen für die Wohnungs-
marktbeobachtung. So führt das BBSR im 
Auftrag des BMI Sonderauswertungen aus 
der Wohngeldstichprobe des Statistischen 

Bundesamtes durch, um Aussagen zu Haus-
halten mit Wohngeldbeziehern sowie deren 
Wohnungen und Wohngeldleistungen tref-
fen zu können.

Die Sonderauswertungen zur Wohnsitua-
tion von ALG II-Empfängern bezieht das 
BBSR bei der Bundesagentur für Arbeit 
(BA). Damit stehen wichtige Informati-
onen zu ALG II-Haushalten, deren Woh-
nungen, Wohnkosten oder zu den Leistun-
gen „Kosten der Unterkunft und Heizung“ 
(KdU) zur Verfügung.

Nicht amtliche Daten

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW Berlin) bietet als Mehrthe-
men- und Längsschnittbefragung die Mög - 
lichkeit, wohnungsmarktrelevante Merk-
male der Haushalte sowie deren Ver-
änderung über mehrere Jahre hinweg 
auszuwerten. Neben Wohnungs- und Ge-
bäudemerkmalen können beispielsweise 
die Wohnkosten von Mietern und Eigen-
tümern sowie Eigentümerstrukturen und 
Eigentumsverhältnisse differenziert ausge-
wertet werden.

Das DIW Berlin führt außerdem im Auftrag 
des BBSR Berechnungen zum Bauvolumen 
durch. Das Bauvolumen ist definiert als die 
Summe aller Leistungen, die auf die Herstel-
lung und Erhaltung von Bauwerken gerich-
tet sind. Die Berechnung des Bauvolumens 
bezieht sich auf die Produktion im Bausek-
tor. Das Baugewerbe umfasst die Bereiche 
Bauhauptgewerbe und Ausbaugewerbe. 
Im Unterschied zur Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung werden bei der Berech-
nung des DIW neben den Bauinvestitio-
nen auch nicht werterhöhende Reparatu-
ren berücksichtigt. Amtliche Statistiken für 
das Ausbaugewerbe liegen nur in begrenz-
tem Umfang vor. Die Bauvolumenrechnung 
des DIW Berlin liefert durch den Vergleich 
und die Zusammenführung der amtlichen 
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Statistiken sowie eigener Berechnungen ein 
umfangreicheres Bild der Bautätigkeit.

Für die Immobilienpreisbeobachtung nutzt 
das BBSR Häuser-, Immobilienpreis- und 
Mietindizes verschiedener Akteure der 
Preisbeobachtung. Diese Gegenüberstel-
lung der Indizes ist notwendig, um de-
ren unterschiedlichen Schwerpunkte und 
Aussagemöglichkeiten ergänzend nutzen 
zu können. Dazu gehören die Indizes der 
Deutschen Bundesbank, des Verbands deut-
scher Pfandbriefbanken (vdp), der Hypo-
port AG, der empirica AG und der F + B 
GmbH. Zur weiteren Charakterisierung von 
Mieten- und Preisinformationen können 
für städtische Märkte die nach Segmenten 
differenzierten Preisübersichten von Immo-
bilienmaklern verwendet werden, zum Bei-
spiel die des Immobilienverbands Deutsch-
land (IVD) oder der Bundesgeschäftsstelle 
der Landesbausparkassen (LBS). Weitere 
Verbände der Immobilienbranche bieten 
ebenfalls Daten zum Marktgeschehen an. 
So erhält man über die Jahresstatistiken des 
Bundesverbands deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen (GdW) Informa-
tionen zu Betriebskosten, Finanzierungs-
kennzahlen, Mieterfluktuationen, Leer-
ständen oder Wohnungsabgängen – jeweils 
bezogen auf die Bestände der im Verband 
organisierten Unternehmen.

BBSR-eigene Datenprodukte

Die Wohnungs- und Immobilienmarktbe-
obachtung des BBSR verwendet neben den 
genannten Datengrundlagen verschiedens-
ter Institutionen auch Ergebnisse eigener Er-
hebungen oder Einzeldatenaufbereitungen.

Für die Wohnungsmieten- und Immobi-
lienpreisbeobachtung nutzt das BBSR Da-
tenbanken zu Angebotsdaten, die umfang-
reiche Informationen öffentlich inserierter 
Annoncen aus Immobilienportalen und In-
ternetangeboten großer Zeitungen bündeln. 
Nach umfangreichen statistischen Aufbe-
reitungsarbeiten lassen sich so für typische 

Miet- und Eigentumsobjekte Durch-
schnittsmieten und -preise zeitreihenfähig 
und regionalisiert berechnen. Diese Daten 
zeichnen sich durch eine hohe Aktualität 
und – aufgrund großer Fallzahlen – gute 
Regionalisierbarkeit aus, können allerdings 
Abweichungen zu Transaktionsdaten auf-
weisen. Mit diesen Quellen können nicht 
alle angebotenen Wohnungen und Immo-
bilien erfasst werden, da gerade auf ange-
spannten städtischen Märkten auch andere 
Vertriebswege genutzt werden (bspw. Kun-
denmitteilungen bei großen Wohnungsun-
ternehmen, direkte Ansprache von Woh-
nungsinteressenten über Wartelisten). Bei 
den Angebotsmieten lassen sich bestehen-
de Mietverhältnisse nicht darstellen.

Die Befragung zur Wohneigentumsbildung 
in Deutschland untersucht das Erwerbsver-
halten und die Erwerbsmotive von privaten 
Haushalten, die in den Jahren 2012 bis 2017 
in Deutschland Wohneigentum zur Selbst-
nutzung erworben haben. Diese wurde vom 
Marktforschungsinstitut Kantar im Auftrag 
des BBSR durchgeführt. Seit den 1970er-
Jahren finden die Befragungen in regelmä-
ßigen Abständen statt. In der aktuellen Be-
fragungswelle 2012 bis 2017 wurden im 
Rahmen einer Strukturerhebung zunächst 
20.000 Haushalte zur Ermittlung von Basis-
daten der Erwerbsstruktur telefonisch inter-
viewt. In der zweiten Stufe der Studie wur-
den 2.500 Haushalte persönlich-mündlich 
zur Wohneigentumsbildung befragt. Im Ge-
gensatz zu anderen Studien, die meist auf 
Quellen von Banken und Kreditvermitt-
lungen basieren, beinhalten die Erhebun-
gen auch Haushalte, die Wohneigentum zu 
100 % aus eigener Liquidität finanzieren 
oder Wohneigentumsbildung durch Erb-
schaften bzw. Schenkungen von Immobi-
lien realisiert haben. 

Mit der Mietspiegeldatenbank sammelt das 
BBSR die vielfältigen Mietspiegel deutscher 
Städte und Gemeinden. Diese Datenbank 
bietet die Möglichkeit, bei individuellen 
Fragen zu Vergleichsmieten innerhalb von 
Städten, Gemeinden und Kreisen Aussagen 
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treffen zu können. Mietspiegel dienen als 
Instrument der Mietenbeobachtung, als 
Maßstab in der Wertermittlung, als Kom-
munikationsgrundlage der Marktakteu-
re und als Basis zur Schlichtung zwischen 
Mietern und Vermietern durch Schiedsstel-
len oder Gerichte.

Die BBSR-Datenbank Wohnungstransak-
tionen bietet einen Überblick über größe-
re Verkaufsfälle von Wohnimmobilien und 
ganzen Wohnungsunternehmen sowie de-
ren Strukturen und Auswirkungen. Wäh-
rend Transaktionen ab 800 Wohnungen seit 
1999 erfasst werden, findet die Beobachtung 
des Handelsgeschehens mit Beständen zwi-
schen 100 und 800 Wohnungen seit dem 
zweiten Halbjahr 2006 statt. Dabei können 
neben der Art und Größe der gehandelten 
Wohnungsbestände auch die Anbieter- und 
Käuferkonstellationen differenziert ausge-
wertet werden.

Mit der BBSR-Kommunalbefragung konn-
te 2018 zum vierten Mal eine bundesweite 
Erhebung zur kommunalen Wohnraumver-
sorgung und zu kommunalen Wohnungs-
beständen durchgeführt werden. Für die 
aktuelle Befragung wurden alle Städte und 
Gemeinden ab 10.000 Einwohnern und alle 
Landkreise befragt. Die Befragung gibt ein 
umfassendes Bild zu Umfang, Eigentums-
formen, Mietengestaltung, energetischem 
Zustand und Altersgerechtigkeit kommu-
naler Wohnungsbestände. Darüber hinaus 
sind Aussagen zu Investitionen in kommu-
nale Wohnungen und die Ausweitung des 
kommunalen Wohnungsbestandes möglich. 

Die BBSR-Befragung der privatwirtschaft-
lichen Unternehmen wurde erstmals 2018 
durchgeführt. Mithilfe einer privaten Unter-
nehmensdatenbank wurden rund 3.900 pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen ermittelt, 
die zu ihren Wohnungsbeständen befragt 
wurden. Im Ergebnis konnten umfangrei-
che Informationen zu den privatwirtschaft-
lichen Unternehmen, ihren Merkmalen 
und Geschäftsfeldern erfasst werden. Da-
rüber hinaus können durch Angaben zu 

Wohnungsbeständen Informationen zu 
Strukturmerkmalen, Praxis der Mieten-
gestaltung, Investitionstätigkeit und Aus-
weitung der privatwirtschaftlichen Woh-
nungsbestände getroffen werden. Für einen 
Vergleich der beiden Anbietergruppen wur-
de die Befragung in Abstimmung mit der 
BBSR-Kommunalbefragung konzipiert.

In Deutschland gibt es keine jährliche amt-
liche regional differenzierbare Statistik zu 
leerstehenden Wohnungen. Daher hat das 
BBSR rechnerische Abschätzungen von 
Leerständen vorgenommen. Diese Ab-
schätzungen basieren auf den Ergebnis-
sen der Wohnungsleerstände aus der Ge-
bäude- und Wohnungszählung des Zensus 
2011: eine Vollerhebung der Bestände, die 
im Jahr 2022 erneut erfolgt. Die Ergebnis-
se der letzten Erhebung hat das BBSR un-
ter Berücksichtigung von Angebots- und 
Nachfrageindikatoren und unter Verwen-
dung von Annahmen zu Abgangsquoten 
und durchschnittlichen Haushaltsgrößen 
bis zum Jahr 2018 fortgeschrieben. Ent-
scheidend für die Entwicklungen der Leer-
standszahlen im Zeitablauf sind die auf der 
Kreisebene vorhandenen Informationen 
zur Bevölkerungsentwicklung, Bautätig-
keit und Bestandsentwicklung. 

Im BBSR-Expertenpanel Immobilienmarkt 
befragt das BBSR seit 2007 regelmäßig Bran-
chenexperten zu ihrer Markteinschätzung 
im Bereich Wirtschafts- und Wohnimmo-
bilien. Mit diesem Instrument mobilisiert 
das BBSR Kenntnisse der Immobilienexper-
ten und gewinnt so Zugang zu statistisch 
nicht erfassbaren subjektiven Einschätzun-
gen. Bei den Befragungen im Panel stehen 
Themen wie Konjunktur- und Investitions-
stimmungen, aktuelle Trendentwicklungen 
der Immobilienmärkte wie auch standort- 
und regionsbezogene Aspekte jeweils unter-
schiedlicher Segmente im Fokus.

Die BBSR-Wohnungsmarktprognose ist 
eine regionalisierte Nachfrageprogno-
se für die Wohnungsmärkte in Deutsch-
land. Sie informiert bis auf die Ebene der 
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Raumordnungsregionen und teilweise so-
gar Kreise zum künftigen Wohnflächenbe-
darf und zu erwartenden Neubauzahlen, 
differenziert nach Gebäudeart und Wohn-
verhältnissen. Dabei enthält sie neben ver-
schiedenen amtlichen und BBSR-eigenen 
Datengrundlagen auch Trendfortschrei-
bungen zum künftigen haushaltsbezogenen 
Wohnflächenverbrauch und zur Eigentums-
bildung als Basisinformationen. Weitere re-
gionalisierte Prognosen für die Bereiche 
Bevölkerung, Haushalte und Erwerbsper-
sonen werden regelmäßig als BBSR-Raum-
ordnungsprognosen veröffentlicht. Zu-
letzt wurde die Wohnungsmarktprognose 
im Jahr 2015 veröffentlicht. Seitdem haben 

sich die Wohnungsmärkte stark verändert, 
so dass eine Neuberechnung erforderlich 
ist. Ergebnisse dazu werden im Jahr 2021 
vorliegen.

Das BBSR konzipiert und betreut im Auf-
trag des BMI vielfältige Forschungsprojekte 
in den Bereichen Raum- und Stadtentwick-
lung, Städtebau, Wohnen und Bauwesen. 
Diese Forschungsarbeiten bieten neben um-
fangreichen wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zu aktuellen Fragen aus Politik und 
Planung auch die Möglichkeit, empirische 
Daten zu speziellen Themen zu erheben und 
auszuwerten.
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7.2 Raumabgrenzungen und Raumtypisierungen
Die regional differenzierte Analyse von Wohnungs- und Immobilienmärkten erfordert räum-
liche Abgrenzungen und Typisierungen. Die verschiedenen im BBSR verwendeten Analyse-
raster ermöglichen durch die Aggregation vieler Einzeldaten vergleichende Aussagen zu 
Situationen und Veränderungen auf den Wohnungs- und Immobilienmärkten in Deutsch-
land treffen zu können.

In der Markt- und Raumbeobachtung las-
sen sich Raumtypen und Raumabgrenzun-
gen unterscheiden. Raumtypen fassen als 
Aggregate Gebietseinheiten wie Gemein-
den oder Kreise nach ähnlichen Merkma-
len zusammen. Sie bieten die Möglichkeit, 
Aussagen für in Struktur oder Entwick-
lung vergleichbare Teilräume zu treffen. Ein 
räumlicher Zusammenhang muss bei Typi-
sierungen nicht bestehen. Bei benachbar-
ten Gebietseinheiten können durchaus un-
terschiedliche Bedingungen vorherrschen. 
Im Gegensatz dazu zielen Raumabgrenzun-
gen auf die Zusammenfassung räumlich zu-
sammenhängender administrativer Einhei-
ten. Die Zusammenfassung von Gemeinden 
oder Kreisen zu Regionen erfolgt häufig un-
ter dem Gesichtspunkt von Interaktionen 
oder Verflechtungen, die sich beispielswei-
se in Form von Pendlerbeziehungen, Wan-
derungen oder Versorgungseinzugsgebie-
ten darstellen. 

Raumtypen

Siedlungsstrukturelle Kreistypen

Da viele marktbezogene Daten, besonders 
aus der amtlichen Statistik, auf Ebene der 
Landkreise und kreisfreien Städte vorlie-
gen, finden bei ihrer Auswertung häufig die 
siedlungsstrukturellen Kreistypen des BBSR 
Anwendung (vgl. BBSR 2012: 50 ff.; BBSR 
2020m). Räumliche Basis sind die analy-
tisch begründeten Kreisregionen. Hier-
bei werden neben den kreisfreien Städten 
mit mindestens 100.000 Einwohnern und 
den Landkreisen die kleineren kreisfreien 
Städte unter 100.000 Einwohnern mit ihren 
Umlandkreisen zusammengefasst. Diese 

Karte 17 
Differenzierte siedlungsstrukturelle Kreistypen 2018
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Karte 18 
Stadt- und Gemeindetypen 2018 

Gebietseinheiten werden nach Merkma-
len der Stadt- und Gemeindestruktur so-
wie der Einwohnerdichte typisiert. Als In-
dikatoren dienen:
n Bevölkerungsanteil in Groß- und 

Mittelstädten
n Einwohnerdichte
n Einwohnerdichte ohne Berücksichti-

gung der Groß- und Mittelstädte.

Die siedlungsstrukturellen Kreistypen des 
BBSR unterscheiden kreisfreie Großstäd-
te, städtische Kreise, ländliche Kreise mit 
Verdichtungsansätzen und dünn besiedel-
te ländliche Kreise.

Die kreisfreien Großstädte zeichnen sich 
ebenfalls durch heterogene Strukturen aus. 
Es hat sich unter Marktgesichtspunkten be-
währt, die kreisfreien Großstädte nochmals 
nach ihrer Einwohnerzahl zu unterteilen. 
Zu den 14 großen kreisfreien Großstädten 
gehören alle kreisfreien Städte mit mindes-
tens 500.000 Einwohnern: Berlin, Hamburg, 
München, Köln, Frankfurt am Main, Stutt-
gart, Düsseldorf, Leipzig, Dortmund, Essen, 
Bremen, Dresden, Nürnberg, Duisburg (vgl. 
Karte 17). Absteigend sortiert folgt auf die 
Stadt Duisburg mit gut 500.000 Einwohnern 
in der Kategorie kleine und mittlere kreis-
freie Großstädte die Stadt Bochum mit gut 
370.000 Einwohnern (jeweils wohnberech-
tigte Bevölkerung), womit sich eine einwoh-
nerbezogene Kategorieschwelle ergibt.

Stadt- und Gemeindetypen

Für kleinräumigere Betrachtungen auf Ebe-
ne der Städte und Gemeinden bzw. Gemein-
deverbände sind die Stadt- und Gemein-
detypen des BBSR zielführend (vgl. BBSR 
2012: 30 ff.). Sie differenzieren die Kom-
munen nach ihrer landesplanerisch fest-
gelegten zentralörtlichen Funktion und ih-
rer Einwohnerzahl. Daraus ergeben sich 
die Kategorien Großstädte, Mittelstädte, 
Kleinstädte und Landgemeinden (vgl. Kar-
te 18). Die Stadt- und Gemeindetypen die-
nen der kleinteiligen Zusammenfassung 
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von Gemeinden mit vergleichbaren Ver-
sorgungsfunktionen, Wohnstrukturen und 
siedlungsstrukturellen Prägungen, die das 
Wohnungsangebot und die Art der Woh-
nungs- und Immobiliennachfrage deutlich 
beeinflussen.

Regionalstatistischer Raumtyp 
(RegioStaR 7)

Mit der Regionalstatistischen Raumtypolo-
gie hat das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (BMVI) mit Un-
terstützung des BBSR eine Raumtypologie 
zur Aggregation von Städten und Gemein-
den nach vergleichbaren Raum- und Sied-
lungsstrukturen erarbeitet. Dabei handelt 
es sich um eine hierarchische Typisierung, 
deren Ausprägungen in verschiedenen Va-
rianten und Körnigkeiten zusammengefasst 
werden können. Die differenzierteste Form 
unterscheidet 17 Ausprägungen (vgl. BMVI 
2020). 

Im vorliegenden Bericht wird die Aggrega-
tionsform mit sieben Ausprägungen ver-
wendet (RegioStaR 7; vgl. Karte 19). Dabei 
sind die Städte und Gemeinden zunächst 
großräumig Stadtregionen bzw. ländlichen 
Regionen zugeordnet. Die darunterliegen-
den Kommunen werden nach ihrer Bevöl-
kerungsstruktur und ihrer funktionalen 
Bedeutung zu verschiedenen Stadt- und 
Gemeindetypen klassifiziert.

Raumabgrenzungen

Raumordnungsregionen (ROR)

Als Analyseraster der Bundesraumord-
nung dienen die Raumordnungsregionen 
(vgl. BBSR 2012: 82 f. und vgl. Karte 21). 
Sie fassen mehrere Kreise zusammen und 
orientieren sich häufig an den Oberberei-
chen der Länder. Bei der Abgrenzung ste-
hen Pendlerbeziehungen innerhalb der Re-
gionen im Fokus. In der Wohnungs- und 
Immobilienmarktbeobachtung werden die 

96 Regionen verwendet, wenn flächende-
ckend keine kleinräumigeren Daten zur 
Verfügung stehen, beispielsweise bei Be-
fragungsergebnissen wie dem Mikrozensus.

Regionale Anpassungsschichten

Um Ergebnisse aus den Mikrozensen re-
gional darzustellen, hat das Statistische 
Bundessamt 128 regionale Anpassungs-
schichten gebildet (ohne die Gebiete inner-
städtischer Differenzierung, vgl. Karte 20). 
Dabei werden in der Regel zwei bis maxi-
mal neun Landkreise und kreisfreie Städte 
zu funktionalen analytischen Regionen zu-
sammengefasst, so dass eine ausreichende 
Anzahl an Befragungsergebnissen für die 
Berechnung tragfähiger statistischer Er-
gebnisse vorliegt. 28 Großstädte und gro-
ße Landkreise bilden eigenständige Gebiet-
seinheiten. In den Städten Hamburg und 
Berlin besteht zusätzlich eine innerstädti-
sche Differenzierung. Die Region Hannover 
und die Städteregion Aachen werden nach 
der Kernstadt und ihrem jeweiligen frü-
heren Umlandkreis unterteilt. In Karte 20 
wird deutlich, dass die regionalen Anpas-
sungsschichten teilweise dem Zuschnitt der 
Raumordnungsregionen entsprechen.

Administrative Einheiten

In der amtlichen Statistik sind die Ebe-
nen von Gemeinden und Kreisen gängi-
ge regionale Bezugsgrößen. Da die Ge-
meindestruktur sehr heterogen ist, dienen 
die Gemeindeverbände vor allem in Län-
dern mit kleinteiligen Gemeindegrößen-
strukturen als homogenere kleinräumige 
Auswertungsbasis – beispielsweise Ämter 
in Schleswig-Holstein, Samtgemeinden in 
Niedersachsen oder Verbandsgemeinden 
in Rheinland-Pfalz. In Ländern mit großen 
Gemeindeeinheiten wie Nordrhein-Westfa-
len sind bereits die Gemeinden die sinnvolle 
Ebene für kleinräumige Analysen.

Zur Analyse großräumiger Unterschiede 
werden die Länder zu vier Ländergruppen 
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zusammengefasst (vgl. Karte 21) und bie-
ten somit den Raumbezug für großräumi-
ge Eckwerte. In zahlreichen Auswertungen 
können Betrachtungen nach Raumtypen 
oder Raumabgrenzungen noch aussagekräf-
tiger wirken, wenn beide Aggregatformen 
kombiniert werden. So unterscheiden sich 
die Immobilienpreis- und Mietenniveaus 

zum Beispiel nicht nur nach siedlungsstruk-
turellen Merkmalen, sondern auch nach 
großräumigen Wirtschaftsbereichen. Da-
her bringt die miteinander gekreuzte Dar-
stellung von Raumtypen und Raumras-
tern, beispielsweise siedlungsstrukturelle 
Kreistypen und Ländergruppen, deutliche 
Erkenntnisgewinne.
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Karte 19  
Zusammengefasster Regionalstatistischer Raumtyp (RegioStaR 7)
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Karte 20 
Regionale Anpassungsschichten 2018 
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Die eingefärbten Flächen entsprechen den Anpassungsschichten des Mikrozensus 2018 

Anpassungsschicht mit weiterer Untergliederung (Untergliederung nicht dargestellt): 
– Hamburg: Hamburg-Mitte, Altona, Eimsbüttel, Hamburg-Nord, Wandsbek, Bergedorf, Harburg 

– Region Hannover: Stadt Hannover, Umland Hannover 

– Städteregion Aachen: ehemaliger Stadtkreis Aachen, ehemaliger Landkreis Aachen 

– Berlin: Mitte, Friedrichshain-Kreuzberg, Pankow, Charlottenburg-Wilmersdorf, Spandau, Steglitz-Zehlendorf,
    Tempelhof-Schöneberg, Neukölln, Treptow-Köpenick, Marzahn-Hellersdorf, Lichtenberg, Reinickendorf 

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Mikrozensus 2018 
Geometrische Grundlage: Mikrozensus Anpassungsschichten basierend auf Kreise (generalisiert), 
31.12.2018 © GeoBasis-DE/BKG 
Bearbeitung: J. Nielsen 
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101  Schleswig-Holstein Mitte 309  Lüneburg 509  Emscher-Lippe 705  Westpfalz 902  Augsburg 916    Südostoberbayern 1401  Oberes Elbtal/Osterzgebirge 
102  Schleswig-Holstein Nord 310  Oldenburg 510  Köln 801  Bodensee-Oberschwaben 903  Bayerischer Untermain 917    Westmittelfranken 1402  Oberlausitz-Niederschlesien 
103  Schleswig-Holstein Ost 311  Osnabrück 511  Münster 802  Donau-Iller (BW) 904  Donau-Iller (BY) 918    Würzburg 1403  Südsachsen 
104  Schleswig-Holstein Süd 312  Ost-Friesland 512  Paderborn 803  Franken 905  Donau-Wald 1001  Saar 1404  Westsachsen 
105  Schleswig-Holstein Süd-West 313  Südheide 513  Siegen 804  Hochrhein-Bodensee 906  Industrieregion Mittelfranken 1101  Berlin 1501  Altmark 
201  Hamburg 401  Bremen 601  Mittelhessen 805  Mittlerer Oberrhein 907  Ingolstadt 1201  Havelland-Fläming 1502  Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg 
301  Braunschweig 501  Aachen 602  Nordhessen 806  Neckar-Alb 908  Landshut 1202  Lausitz-Spreewald 1503  Halle/S. 
302  Bremen-Umland 502  Arnsberg 603  Osthessen 807  Nordschwarzwald 909  Main-Rhön 1203  Oderland-Spree 1504  Magdeburg 
303  Bremerhaven 503  Bielefeld 604  Rhein-Main 808  Ostwürttemberg 910  München 1204  Prignitz-Oberhavel 1601  Mittelthüringen 
304  Emsland 504  Bochum/Hagen 605  Starkenburg 809  Schwarzwald-Baar-Heuberg 911  Oberfranken-Ost 1205  Uckermark-Barnim 1602  Nordthüringen 
305  Göttingen 505  Bonn 701  Mittelrhein-Westerwald 810  Stuttgart 912  Oberfranken-West 1301  Mecklenburgische Seenplatte 1603  Ostthüringen 
306  Hamburg-Umland-Süd 506  Dortmund 702  Rheinhessen-Nahe 811  Südlicher Oberrhein 913  Oberland 1302  Mittleres Mecklenburg/Rostock 1604  Südthüringen 
307  Hannover 507  Duisburg/Essen 703  Rheinpfalz 812  Unterer Neckar 914  Oberpfalz-Nord 1303  Vorpommern 
308  Hildesheim 508  Düsseldorf 704  Trier 901  Allgäu 915  Regensburg 1304  Westmecklenburg 
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